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Amerikafahrt. 
Von Regierungs- und Baurat Müller⸗Oppeln O⸗S.“ 


Nicht weil es Modeſache geworden ift, in Kom- 
miſſionen den neuen Weltteil zu bereiſen, ſon⸗ 
dern aus dem privaten Anlaß, die Wirtſchaftsver⸗ 
hältniſſe einzelner Gebietsteile der Rieſenſtadt am 
Hudſon mit Bezug auf die Entwickelung der Beiver- 
tung des Grundbeſitzes zu ſtudieren, führten den 
Verfaſſer im September 1926 über den Atlantik. 
Im Gegenſatz zu den ſonſt üblichen Beſichtigungs⸗ 
rundfahrten wurde hierbei das Studium auf 
wenige Ausſchnitte beſchränkt, um nach dem Grund⸗ 
atz multum non multa zu verſuchen, zunächſt erſt 
den Maßſtab für die Beurteilung der dortigen Ver⸗ 
hältniſſe ſelbſt zu finden. 

Die Überfahrt entbehrte diesmal inſofern 
nicht eines beſonderen Reizes, als wir 2 Tage vor 
der Ankunft von den Ausläufern jenes Orkanes er⸗ 
faßt wurden, der am 16. September 1926 blü⸗ 
hendſte Ortſchaften auf Florida (Miami) ſowie 
etwa 200 Schiffe an der Küſte vernichtete. Unter 
Windſtärke 12 wurde das Meer aufgepeitſcht, der 
Giſcht fegte in weißen Streifen horizontal über die 
gekämmte See und praſſelte klirrend und kniſternd 
wie feine Hagelkörner gegen die Schiffswandungen. 
Die Wellen ſchlugen ſelbſt über den Bug des 
22 000 to faſſenden Rieſendampfers „Deutſchland“ 
der Hapag, der ſich im übrigen aber dank der Aus⸗ 
rüſtung mit Schlingertanks ausgezeichnet bewährt 

at und uns nach zehntägiger Geſamtfahrt plan⸗ 
mäßig und ficher in das Mündungsdelta des Hud- 
long führte. Voll Stolz hörten wir die zahlreichen 
mitreiſenden Amerikaner das deutſche Schiff loben. 
Nicht weniger überwältigend als jenes Natur- 
ſchauſpiel aber war der Eindruck, der uns am 
rühen Morgen gleich bei der Ankunft im Hafen 
don New Y) o r f empfing: Der Anblick des gewal- 
ligen Maſſivs der ſcheinbar unmittelbar aus dem 

aſſerſpiegel ſich erhebenden Wolkenkratzer an der 
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N *) Abbildungen 3 bis 18 nad eigenen Aufnahmen 
es Verfaſſers. 


Südſpitze der Inſel Manhattan (Abb. 1 und 2) ijt 
jo beiſpiellos ungeheuerlich, daß der Fremde allen 
durch Reiſebeſchreibungen hochgeſpannten Ermar- 
tungen zum Trotz ſich einfach wie erſchlagen fühlt. 
Es iſt in der Tat eine andere, neuartige Welt, die 
ſich hier durch das künſtliche Hausgebirge ankündigt, 
das in den Einzelheiten zunächſt noch geheimnisvoll 
durch den Morgennebel verdeckt wird. Doch ſchnell 
zerreißt der Schleier, und bald gewinnt man ſchon 
von der Hafeneinfahrt aus ein klares Bild über die 
Geſamtlage der Stadt (Abb. 9). Die Be⸗ 
deutung New Norks, die entſcheidend für die 
Geſamtentwicklung war, wird einmal gegeben durch 
die Lage gegenüber der Alten Welt als Eingangs 
punft zum neuen Weltteil, in einem gemäßigten, 
durch den Golfſtrom erwärmten Klima; zum an⸗ 
deren aber auch durch ſeine bevorzugte Lage an der 
Mündung des breiten Hudſonſtromes mit einer 
natürlichen Hafenbildung größten Ausmaßes, vor 
dem Ozean geſchützt durch die vorgelagerten Inſeln. 
Zwiſchen dem Hudſon und dem Eaſt River er- 
jtvedt fich von Nord nach Süd die ſchmale Man- 
hattan-⸗Inſel, deren ausgedehnte Peripherie Raum 
für umfanoreiche Hafenanlagen mit Piers und 
Umſchlagplätzen gibt. An der Südſpitze dieſer Inſel 
liegt das Herz von New York, das Hauptgeſchäfts⸗ 
viertel mit den bedeutendſten Wolkenkratzern. Die 
dichte vielgeſchoſſige Bebauung überzieht nicht nur 
die ganze Inſel der urſprünglichen City, ſondern 
hat auch die gegenüberliegenden Flußufer wie 
Brooklyn erfaßt, das ſeit der Eingemeindung eben- 
ſo wie Bronx und Staten Island nunmehr zu 
Groß⸗New Pork mit insgeſamt 8 Millionen 
Einwohnern gehört, ein gewaltiges in die Höhe 
gerecktes Kommunalgebilde auf kleinſter Fläche. 
Schon beim erſten Gang durch das Innere der 
Unterſtadt aber weicht die Hingabe an den Eindruck 
der überwältigenden Impoſanz dem Gefühl der 
tiefſten Beklemmung: Gerade zwiſchen den rieſig⸗ 
ſten Käſten liegen nur ſchmale Straßen, engbrüſtig, 
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lichtlos, erfüllt mit einer dumpfen, verbrauchten 
Kellerluft (vgl. Abb. 3). Hier wird gearbeitet in 
Banken und Bürohäuſern, 30 und 50 Stockwerke 
übereinander, in den unteren Geſchoſſen ſtändig nur 
bei künſtlichem Licht, es iſt ein Kampf um das 
Daſein unter den erbärmlichſten Lebensbedingun⸗ 
gen. Und man hat nicht den Eindruck, daß dies 
ungeſunde Streben in die Höhe etwa zum Still⸗ 
ſtand gekommen ſei, denn immer neue Stahlgerüſte 
recken ſich aus dem Chaos empor, um auf Grund 
nüchterner Rechenexempel den Boden noch ſtärker 
auszunutzen als zuvor und in rückſichtsloſer 
Spekulation das Unheil weiter zu ver⸗ 
mehren. An die⸗ 
ſer Stelle ſcheint 
die Wirtſchaft 
der Hochfinanz 
alles zu ſein, die 
Führung durch 
eine das Geſamt⸗ 
wohl vertretende 
Hand überhaupt 
zu fehlen. Und 
was für abſcheu⸗ 
liche Bilder ſind 
hier entſtanden! 
Schmale, eng⸗ 
brüſtige Käſten, 
allenfalls nach 
zwei Seiten hin 
mit einer Faſſade 
behängt, wäh⸗ 
rend die beiden 
anderen kahle 
Brandgiebel auf- 
weiſen, jahrzehn⸗ 
telang vergeblich 
darauf wartend, 
daß das Nachbar⸗ 
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Richtlinien mögen ſich wohl an Hand des Studiums 
eben dieſer amerikaniſchen Mißverhältniſſe ent- 
wickelt haben. Andererſeits haben wir aber in 
Deutſchland keinen Grund, über die früheren 
ſtädtebaulichen Fehler in Amerika überheblich die 
Naſe zu rümpfen, ganz beſonders wir in Ober” 
ſchleſien nicht. Es fehlt uns hier zwar das 
gleiche Ausmaß nach der 3. Dimenſion, die enorme 
Höhenentwickelung der Gebäude, im übrigen aber 
haben wir alle Veranlaſſung, an unſere Bruſt zu 
ſchlagen in der Erkenntnis der Sünden aus einer 
Zeit, wo es auch bei uns noch keinen Städtebau 
gab. Aber auch die Amerikaner ſelbſt haben natur? 
A lich gelernt, und 

tatjächlich beitebt 
ſeit 1916 für New 
York eine 30° 
nenordnung, 
die Geſchäfts⸗, 
Induſtrie⸗ und 
Wohnviertel 
ſcheidet und die 
Grenzen der Bau— 
höhenvorſchreibt. 
Für das alte 
Wolkenkratzer⸗ 
viertel kam ſie 
allerdings reich- 
lich ſpät, und es 
wird hier wohl 
nicht mehr viel 
zu beſſern ſein. 
An ehrlichen Be⸗ 
ſtrebungen fehlt 
es ſeitens der Ge⸗ 
meindeverm;al- 
tung jeden alli 
nicht, und mit 
allen Werber 


haus auch höher Abb. 9. Natürliche Hafenbildung i im mitteln der 
5 „ 9. g innerhalb Groß⸗New York im 
geführt werden Mündungswinkel zwiſchen Hudſon und Eaſt River, bed t Da vorge- Preſſe und 


und dieſe gnädig 
verdecken möge. 

Ich erinnere mich der peinlichen Sorgfalt, mit 
der dagegen ſeitens des Preußiſchen Volts- 
wohlfahrtsminiſteriums als der ober- 
ſten Baupolizeibehörde darüber gewacht wurde, daß 
ſolche Gebilde vermieden würden, als in den erſten 
Nachkriegsjahren auch bei unſeren Gemeinden der 
Schrei nach dem Wolkenkratzer ertönte. Selbſt bei 
den weſentlich beſcheideneren Höhenbeſtrebungen der 
maſſenhaften Aufſtockungsprojekte der 
Bank und Geſchäftshäuſer vornehmlich in Y er- 
lin wurde zunächſt die mögliche Geſamtwirkung 
einer ſolchen Dominante im Stadtbilde ein⸗ 
gehend unterſucht und alsdann gefordert, daß der 
Bau eine nach allen Seiten hin gleichmäßig befrie⸗ 
digende äſthetiſche Ausbildung erhielt. Solche 


lagerte Inſeln. Auf der Manhattan⸗Inſel die New York City. 


aufklären den 
Retlametaf eln 
wird verſucht, die Offentlichkeit für das 
Eintreten zugunſten der praktiſchen 
Durchführung einer vernünftigen Bauord⸗ 
nung zu gewinnen. In anderen Stadtteilen 
find zweifellos ſchon ſtarke und zum Teil fogar 
glänzende Erfolge zu verzeichnen. Hier in Downz 
town aber ſind die Kräfte noch zu ungleich, die 
ſpekulative Bewertung des knappen Bodens iſt 
immer noch ausſchlaggebend. Und doch ſieht man 
auch hier ſchon einen Fortſchritt, der in der Typen 
entwickelung der Wolkenkratzer zum Ausdru 

kommt (vgl. Abb. 1), denn die modernſte Form 
der Staffelung des Baukörpers geſtattet 
einen günſtigeren Lichteinfall für die Straße und 
die gegenüberliegenden Gebäude, auch iſt die all- 
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ſeitige architektoniſche Ausbildung äſthetiſch an⸗ 
nehmbar. 

Hier in der Unterſtadt gibt es — abgeſehen von 
dem äußeren Ringe am Hafen — keine breiten 
Straßen. Die Hauptverkehrsadern liegen 
unter der Erde: die Untergrundbahn viergleiſig 
mit Lokal⸗ und durchgehenden Expreßzügen fo- 
wie die Eiſenbahn, die in der City wegen der 
unterirdiſchen Tunnelführung natürlich auch elef- 
triſch betrieben wird. Selbſt die in der Längs⸗ 
richtung durchgehenden Hauptgeſchäftsſtraßen, die 
5. Avenue (Abb. 10) und der Broadway, verengen 
ſich im ſüdlichen Teile weſentlich. Kein Wunder, 
daß wegen des beſchränkten Raumes der Fahrbahn 
das beliebteſte Verkehrsmittel, die motorcar, hier 
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bleibt das Hauptproblem von New York. Jeder 
neue Wolkenkratzer bringt den Zuwachs von 
mehreren tauſend Menſchen in das Geſchäfts⸗ 
viertel, und dementſprechend wächſt auch der Be⸗ 
darf an weiteren Kraftwagen, ohne daß die Ver⸗ 
kehrskanäle ſich erweitern. Man iſt daher in 
dieſem Jahre ſchon dem verzweifelten Plane näher- 
getreten, die Ausgabe von Erlaubnisſcheinen für 
Taxameter auf ein Minimum zu beſchränken und 
ſtatt deſſen lieber mehr Autobuſſe einzuſtellen, von 
denen die Doppeldecker theoretiſch zehnmal ſoviel 
Paſſagiere befördern ſollen wie die Taxis. Eine 
Löſung iſt dies aber ebenſowenig wie alles andere 
in New Pork, was bei der ſchnellen Entwickelung 
nur für kurze Dauer berechnet werden kann und 


Abb. 10. Die Fünfte Avenue (Hauptgeſchäftsſtraße) teilt die City in Oft- und Weſtſtadt. 


Vorplatz der Staatsbibliothek an der 40. (Quer⸗ Straße. 


Kirche zwiſchen Hochhäuſern 


eingeklemmt, davor Verkehrsſignalturm. 


ſeinen Zweck verfehlt. Wenn ſich hunderte von 
Automobilen in mehreren Reihen neben- und 
intereinander vorwärtsſchieben müſſen (Abb. 11), 
ſo ſind Verkehrsverſtopfungen unvermeidlich, und 
namentlich in den Stunden des Geſchäftsſchluſſes 
und des Theaterbeginnes kommt man tatſächlich 
zu Fuß ſchneller vorwärts. Der Verkehr wird 
zwar durch die Signaltürme muſterhaft geregelt 
und wickelt fih dank der Dilziplin von Fahrern 
und Publikum bei der Überſichtlichkeit der ſch a ch - 
brettartigen Blockteilung abwechſelnd 
in der Längs⸗ und Querrichtung noch glatt und 
ſtaunenswert ruhig ab. Aber die Aufgabe, die 
aus dem Mißverhältnis zwiſchen Straßenbreiten 
und der Unzahl von Kraftwagen erwachſenden 

erkehrsſchwierigkeiten zu meiſtern, 


eben nur die Aufrechterhaltung eines allenfalls 
noch erträglichen Schwebezuſtandes zuläßt. 

New York wächſt in demſelben Maße wie ſich 
das Hinterland entwickelt, wo ſich aus dem ehe— 
maligen Farmerlande Millionenſtädte entwickelt 
haben, deren geſchäftliche Fäden für den Überſee⸗ 
verkehr hier zuſammenlaufen. Infolgedeſſen iſt 
auch der Umfang der Jahresproduktion an Me u - 
bauten ſtändig noch im Wachſen begriffen. In 
den erſten 9 Monaten des Jahres 1926 wurden 
für New York neue Baupläne mit rund 850 Milli- 
onen Dollar Baukoſten eingereicht, das heißt noch 
25 Proz. mehr, als in derſelben Zeit von 1925. 
Davon entfallen 23 Proz. auf Geſchäftshäuſer und 
61 Proz. auf Wohnbauten. Die Wohn ver⸗ 
hältniſſe der verſchiedenen Bevölkerungs⸗ 
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ſchichten find wohl in keiner Stadt der Welt von 
ſo gegenſätzlicher Art wie hier. Zwiſchen den 
Turmhäuſern ſind kümmerliche Flachbauten aus 
älterer Zeit liegen geblieben, die wegen der Un⸗ 
geklärtheit der Rechtsverhältniſſe von der Boden- 
ſpekulation nicht erfaßt werden konnten, deren 
Verwaltung aber vielfach eine willkommene 
Dauereinnahme für einen nicht gerade eilfertigen 
Teſtamentsvollſtrecker bedeutet. Mitten in die 
reiche Geſchäftsſtadt ſchieben ſich die Wohnviertel 
der Farbigen, erbärmliche Zuſtände herrſchen im 
Chineſen- und Negerviertel, aber auch bei den 
Italienern. Ich beſuchte am gleichen Tage die 
glänzend eingerichtete Zehnzimmerwohnung eines 
gut beſchäftigten Grundſtücksagenten am Broad- 
way und ein Obdachloſenaſyl in Chinatown, Luxus 


öffentliche Wohnungsfürſorge in 
unſerem Sinne iſt nicht vorhanden. Die ärmeren 
Schichten drängen ſich in den baufälligen und ver⸗ 
wahrloſten Mietshäuſern einzelner Stadtvierte 
zuſammen, wo wegen der augenblicklichen Unren— 
tierlichkeit zurzeit niemand Intereſſe an der Unter? 
haltung der Häuſer hat und nur noch der Boden 
das einzig Wertvolle für die Aufnahme eines 
ſpäteren Neubaues iſt. Dementſprechend ſind auch 
die dortigen Straßenbilder die denkbar traurigſten. 
Schon das Außere der Häuſer wird verunziert 
durch das Eiſengeſtänge der Feuerleitern, deren 
Anbringung von Balkon zu Balkon aus feuer- 
polizeilichen Gründen bei dieſen früher nur mit 
Holzſtiegen verſehenen Häuſern verlangt werden 
mußte. Eingeſchlagene Fenſterſcheiben, vor Schmutz 


Abb. 11. Automobile in langen Reihen ſchieben ſich nur langſam vorwärts (5. Avenue). 


und tiefſtes Elend dicht beieinander. In Erman⸗ 
gelung der öffentlichen Wohlfahrtspflege war hier 
von einem privaten Wohltäter, der nach Verbü— 
pung einer 15⸗jährigen Zuchthausſtrafe in Sing- 
ſing mit eiſernem Fleiß ſich wieder emporgearbeitet 
hatte, das ehemalige Chineſentheater, umfaſſend 
2 Kellergeſchoſſe eines alten Mietshauſes, gepachtet 
und als Nachtaſyl zur Verfügung geſtellt 
worden. Hier lagen Hunderte von geſtrauchelten 
Exiſtenzen, zerlumpte Geſtalten, auf dem nackten 
Boden nebeneinander buchſtäblich nur auf Zei⸗ 
tungspapier gebettet, das ſie ſelbſt mitzubringen 
und wieder zu entfernen hatten. Es war ein über⸗ 
aus trübes Bild von der Schattenſeite des Landes 
der Freiheit, wo jeder das Recht hat, Geld zu ver- 
dienen oder aber zu verkommen, denn eine Er- 
werbsloſenfürſorge gibt es drüben nicht. Auch eine 


ſtarrende Straßen, auf denen Abfälle und 
ganze Matratzen zur Vermeidung der koſtſpieligen 
Abfuhr einfach verbrannt werden, lärmfreudiger 
Straßenhandel, in deſſen Gewühl verwahrloſte 
Kinder ſpielen und ſtehlen, geben das äußere Bild 
(Abb. 12) und enge, bis in die oberſten Stockwerke 
mit Wäſche beflaggte Höfe (Abb. 13) das typiſche 
Merkmal vom Innern beiſpielsweiſe des Italiener? 
viertels um die 12. Straße, alſo durchaus noch im 
Bereiche von Downtown. Kein Wunder, daß die 
Hausbeſitzer der kultivierteren Stadtviertel in ſtän⸗ 
diger Sorge leben, daß auch nur eine Familie 
der Farbigen oder Italiener ſich in ihrem Straßen“ 
zuge feſtſetzt, weil dadurch erfahrungsgemäß ſchnell 
die ganze Gegend entwertet werden würde, denn 
die zahlungskräftigeren weißen Bürger meiden 
ſolche Nachbarſchaft. Dieſe alten Mietskaſernen 
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der unteren Oſtſeite bilden nicht nur einen Schand⸗ 
fleck für die Stadt, ſondern auch eine Gefahr für 
das Leben der Bewohner wie für die ſanitären 
Verhältniſſe der Geſamtheit überhaupt. Dieſe 
Tatſache iſt zwar längſt erkannt worden, man hat 
aber die Regelung zunächſt noch mehr der privaten 
Initiative überlaſſen. Durch den Erlaß der 
Wohnungsgeſetze hat der Staat nur inſo⸗ 
fern eingegriffen, als er zur Ausſchaltung der 
ſchlimmſten Mietsbaracken gewiſſe Erleichterungen 
vorſieht, welche die mit der Niederlegung der alten 
und der Errichtung neuer Wohngebäude notwendig 
werdenden Finanzierungsmaßnahmen betreffen. 
Im übrigen aber liegt die Führung mehr noch 
in den Händen einzelner menſchenfreundlicher 


könne, dann ſei nicht einzuſehen, warum das 
reiche New Pork nicht ein gleiches zu tun imſtande 
ſein ſollte! 

Die Durchführung eines derartigen 
Rieſenplanes hauptſächlich auf der Baſis von 
freiwilligen Finanzopfern der privaten Geldgeber 
wird aber wohl noch auf ſtarke Schwierigkeiten 
ſtoßen, und ohne geſetzlichen Zwang wird die Muf- 
bringung der Mittel kaum möglich ſein. Aber 
auch ohne dieſen ſozialen Anlaß iſt, wie wir geſehen 
haben, die allgemeine Wohnungsbautätigkeit 
ſelbſt ſehr ſtark. Sogar in den weiter nördlich 
gelegenen Vierteln der Oberſtadt (Uptown) ſieht 
man rieſige Gruppen moderner, vielgeſchoſſiger 
Wohnbauten des Privatunternehmertums, in An⸗ 


Abb. 12. Wohnviertel der Italiener. Südländiſcher Straßenhandel. Altere 
verwahrloſte Gebäude, verunſtaltet durch äußere Feuertreppen. Im Vordergrunde das 
Eiſengeſtänge der Hochbahn. 


Finanzleute, die zunächſt erſt den Plan auf⸗ 
geſtellt haben, die unzureichende Fürſorge des 
Staates durch freiwillige Bereitſtellung von Bau- 
hypotheken ſeitens der Finanzwelt ſo kräftig zu 
unterſtützen, daß in 10 bis 15 Jahren die ver— 
alteten Mietshäuſer durch moderne Neubauten 
erſetzt werden können. Seitens des führenden 
Philanthropen Heckſcher wird den Amerikanern 
die Wohnungsfürſorge in Deutſch⸗ 
land als muſtergültig hingeſtellt und der Öffent- 
lichkeit nahegelegt, etwa dem Vorbilde der Stadt 
Berlin, die im vergangenen Jahre 160 Milli— 
onen Mark für die Errichtung geeigneter Wohn- 
häuſer für die ärmere Bevölkerung aufgebracht 
habe, zu folgen. Wenn Berlin, das ſich jetzt erſt 
von dem verheerenden Kriege erhole, das tun 


lage und Aufbau bereits ſegensreich beeinflußt 
durch die Zonen ordnung. Insbeſondere 
die Prachtſtraße am Hudſon (Riverside Drive) 
zeigt ſtellenweiſe ſchon das recht erfreuliche einheit- 
liche Bild von gleichmäßig auf 15 Stockwerke be— 
ſchränkten Wohnhäuſern, deren glatte Wandungen 
eine vorzügliche Raumwirkung ergeben (Abb. 5). 
Das Bild iſt am Denkmal für die im Freiheits⸗ 
kriege gefallenen Soldaten in der Mittelſtadt nahe 
der 90. Straße aufgenommen. 

Eine beſondere Stellung unter den Wohn- 
gebauden nehmen die Apartmenthotels ein, 
in denen nur Wohnräume, jedoch ohne Küche 
vermietet werden. Die warmen Speiſen ſollen 
hierbei vom Reſtaurant fertig bezogen oder über⸗ 
haupt dort eingenommen werden. Lediglich eine 


436 


ſchrank⸗ oder niſchenartige Speiſekammer ohne 
direktes Fenſter dient zur Aufbewahrung der kalten 
Eßwaren. Für diefe Wohnhotels beſtehen erleich— 
ternde Vorſchriften baupolizeilicher Art, insbejon- 
dere auch hinſichtlich der Überbauung des Grund- 
ſtücks bis zu 90 v. H. der Grundfläche. Ein gewöhn⸗ 
liches Mietswohnhaus dagegen darf nur 70 v. H. 
der Parzelle bedecken und hat auch ſonſt noch här; 
fere baupolizeiliche Bedingungen namentlich hinſich 
lich der Anlage von Feuerſtellen und Notausgängen 
zu erfüllen. Es würde 
daher auch weſentlich 
mehr koſten. Schlaue 
Unternehmer bauten 
infolgedeſſen nur noch 
die viel wirtſchaftliche⸗ 
ren Apartmenthotels — 
150 ſolcher Rieſen⸗ 
bauten ſind in den 
letzten beiden Jahren 
entſtanden — und ges 
ſtatteten ihren Mietern, 
denen das Wirtshaus⸗ 
eſſen zu umſtändlich 
oder koſtſpielig wurde, 
ruhig das Kochen in 
der luftloſen Speiſe— 
kammer. Dahinter aber 
kam die Baupolizei und 
ſperrte die Benutzung 
dieſer Wohnungen. Und 
nun ging der Kampf 
vor Gericht und in der 
Preſſe los. Der Vor⸗ 
ſchlag, die Speiſekam⸗ 
mer zuzumauern, wur⸗ 
de ſeitens des fleu- 
nigſt gebildeten Ver⸗ 
bandes der Apartments 
hotelbeſitzer abgelehnt 
mit der Begründung, 
daß gerade diefe (heim⸗ 
liche) Kochgelegenheit 
die Mieter anlockt. Ob 
nun die Baupolizeivor: 
ſchriften gemildert oder 
künftig keine Apart⸗ 
menthotels mehr gebaut werden follen, war bis zu 
meiner Abfahrt noch nicht entſchieden. Jeden- 
falls war es intereſſant zu beobachten, daß ſelbſt 
im Lande der Freiheit noch nicht der paradieſiſche 
Zuſtand platzgegriffen hat, daß man ungeſtraft 
gegen die Baupolizeibeſtimmungen verſtoßen darf. 
Daß auch hier in den eigentlichen Wohn 
vierteln der Mittel- und Oberſtadt noch 
Wolkenkratzer, wenn auch in milderer Form als 
in Downtown, gebaut werden, hat feinen Grund 
lediglich in dem Beſtreben, durch die Entwickelung 


Abb. 13. 
oberſten Stockwerken mit Wäſche behängt. 
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Die Hinterhöfe werden gern bis zu den 


he im 


des Gebäudes in die Höhe den Nachteil des Mans 
gels an Baufläche wirtſchaftlich wettzumachen. An⸗ 
dere etwa bautechniſche Gründe kommen nicht in 
Betracht. Es iſt einmal geſagt worden, daß das 
Baugelände in New Pork ſehr ſumpfig ſei und 
man, um feſten Grund zu bekommen, auf etwa 
15 m mit der Fundierung heruntergehen und als 
dann eben zur Ausnutzung dieſer koſtſpieligen 
tiefen Fundierung den Aufbau des Gebäudes ſo 
viel höher führen müſſe. Dies mag wohl auf 
einige wenige Stellen 
zutreffen. Im allge— 
meinen jedoch iſt der 
Baugrund gut, er wird 
gebildet durch gewach⸗ 
ſenen Fels, der ſo hoch 
anſteht, daß er häufig 
für die Anlage von 
Kellern erſt wegge— 
ſprengt werden muß. 
In Uptown treten die 
Felſenhügel ſogar zu 
Tage und bilden der- 
artige Schwierigkeiten 
für die Straßenführung 
und die Bebauung, daß 
3. B. die Uferſtraße Ri- 
verſide-Drive wegen 
der durch die Gelände: 
bewegung bedingten 
Höhenunterſchiede für 
einzelne Grundſtücke 
überhaupt unzugäng⸗ 
lich wird. Um aber wer 
nigſtens an die höhere 
Parallelſtraße Anſchluß 


zu erhalten, iſt der 
Felſengrund in der 


Weiſe überbaut, daß 
zunächſt ein Bock aus 
Eiſenfachwerk errichtet 
und auf dieſen dann 
erſt das immerhin noch 
vielgeſchoſſige Miets⸗ 
haus geſetzt wird (Ab⸗ 
bild. 4). Das hier ent⸗ 
ſtandene Bild eines 
techniſchen Akrobatenkunſtſtücks veranſchaulicht am 
beſten die hohe Bewertung des Bodens. 

Selbſt in dem gegenüberliegenden Brooklyn, 
das fich bereits zu einer Zweimillionenſtadt ent- 
wickelt hat und durch zahlreiche Brücken auf das 
engſte mit Manhattan verbunden ift, ijt die viel 
geſchoſſige Bauweiſe vorherrſchend. Dazwiſchen 
finden ſich aber noch größere Stadtviertel im 
Flachbau. Nur durch die Zonenordnung geſchützt 
liegen hier, umbrandet von dem Hochbetriebe der 
Induſtrie, noch ganze Straßenzüge von Eine 
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familien-Reihenhäuſern mit Vorgärten 
in idylliſchem Frieden (Abb. 14). Neubauten dieſer 
Art ſind hier weiterhin natürlich nicht möglich, 
dafür iſt aber der ganze übrige Teil von Long 
Island (vgl. Abb. 9) von einer fieberhaften 
Bautätigkeit zugunſten der Wohnſiedlung erfaßt 
worden und zeigt neben der Perlenſchnur von 
Badeorten längs der Küſte heute ſchon das Bild 
eines engmaſchigen Netzes von wohlangelegten 
Gartenſtädten. Der Drang nach den Vo r- 
ſtädten hat ſich in den letzten Jahren immer 
fühlbarer gemacht, gefördert durch die Tatſache, 
daß infolge der Ausdehnung der Schnellverfehrs- 
linien die Vorſtädte dem Weichbilde der Stadt 
immer näher gerückt werden. Dies war nach 
Oſten und Norden wegen der beſtehenden guten 


Fahrt durch dies Gebiet führt gleichſam durch 
einen einzigen großen Garten, deſſen alter Baum⸗ 
beſtand erhalten geblieben und deſſen einzelne 
Parzellen im allgemeinen nicht durch Zäune ab⸗ 
gegrenzt ſind. Im Gegenſatz zu dem Aufenthalt 
in den kinder feindlichen Mietskaſer⸗ 
nen der Stadt, wo bei dem Mangel an Spiel⸗ 
höfen die Jugend in den Lärm und Staub der 
Straße gedrängt wird, haben hier die Kinder auf 
den weiträumigen Raſenflächen natürliche, geſunde 
Tummelplätze (Abb. 15). Ebenſo erfreulich 
ſind Lage und Bau der Dorfſchulen, wie in den 
Gartenſtädten auch für den Bau von höheren Lehr- 
anſtalten geſorgt ijt, deren meiſt noch im Kolonial- 
ſtile gehaltene Architektur ſich gefällig den leichten 
bungalos mit der typiſchen Vorhalle anpaßt (Abb. 6). 


Abb. 14. Brooklyn: Reihenbau von typifierten Einfamilienhäuſern des Mittelftandes. 


Verbindungen ohne weiteres möglich. Es iſt aber 
erſtaunlich zu ſehen, daß auch am Weſtufer des 


utwickelung auch die rechtzeitig betriebene La n= 
esplanung und die Aufſtellung der Bau— 
ordnung gleichen Schritt gehalten und von vor- 
erein einer allzu ſtarken Spekulation dadurch 
ie Spitze abgebrochen, daß ſie nach Art unſerer 
deimſtättengebiete weite Strecken Landes 
nur für die Bebauung mit freiſtehenden Ein- 
amilienhäuſern vorbehalten hat. Eine 


Trotzdem dieſe New Jerſey-Seite längſt Vorort 
von New Pork geworden ijt, ijt der V e r fep rüber 
den Hud jon doch noch nicht ohne Schwierigkeiten 
möglich. Zwar führt ein Eiſenbahntunnel durch 


den Fluß, aber der geſamte Automobilverkehr wird 


noch durch die Fährboote bewerkſtelligt. Jn- 
folgedeſſen ſtaut ſich der Verkehr vor den Fähr⸗ 
gebäuden erheblich, am Sonntage fogar derart, daß 
man bis zu 2 Stunden in einer Reihe von Hun⸗ 
derten von Automobilen Schlange ſtehen muß, 
was die Freude an einem Ausfluge in die Natur 
ſelbſtverſtändlich beeinträchtigt (Abb. 16 und 17). 
Die Ferry-Boote find eigens für den Zweck der 
Bewältigung des Automobilverkehrs beſonders ge- 
baute ſchnellfahrende Schiffe. Sie nehmen bis zu 
100 Automobile in ſich auf und haben außerdem 
ein Oberdeck für Fahrgäſte, die ihre tägliche Reiſe 
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mit der Straßenbahn oder dem Autobus fortſetzen. 


Den ſtändig wachſenden Verkehrsſtockungen am 
Hudſon ſoll ein bereits im Bau befindlicher 


Tunnel mit zwei Fahrbahnen für Kraft⸗ 
wagen begegnen. Aber bis zu ſeiner Fertig— 
ſtellung wird auch dieſer nicht mehr ausreichen, 
ſondern es wird ſchleunigſt eine weitere Entlaſtung 
durch den Bau der längſt projektierten aber 
noch nicht finanzierten Brücke über den Hudſon 
geſchaffen werden müſſen. Alsdann wird es inter— 
eſſant zu verfolgen ſein, welche Entwickelung nach 
dieſem Aufſchluß der neuen Gegenden jenſeits des 
Fluſſes die Bewertung des alten Grundbeſitzes auf 
Manhattan ſelbſt künftig nehmen will. 

Schon bei dem erſten Ausfluge mit dem Kraft- 
wagen in die nähere 
Umgebung von New 
York wird man ange⸗ 
nehm überraſcht von 
dem Reiz der Land⸗ 
ſchaft, den namentlich 
die Ufer des Hudſon 
entwickeln. Steil ab⸗ 
fallende Felsgebirge 
rahmen den Strom, 
der durch zahlreiche 
Inſeln geteilt wird, 
ein und zwingen ihn 
zu vielfachen Windun⸗ 
gen. Landſchaftsbilder 
entſtehen, die denen des 
Rheines an Schönheit 
nicht viel nachſtehen, 
wenn allerdings auch 
auf dem noch ur⸗ 
wüchſigen Boden die 
Romantik der Burgen 
und der Reichtum der 
alten Kultur der Wein⸗ 
berge fehlen (Abb. 8). 
Prächtige Zement⸗ 
ſtraßen, zum Teil in den Fels gehauen, er- 
leichtern hier den Ausflugsverkehr. 

Des Amerikaners Wille zum Auto wird ver- 
ſtändlich, wenn man Gelegenheit hatte, das aug- 
gedehnte Netz von Automobilſtraßen von vorzüg— 
licher Beſchaffenheit kennen zu lernen. Der nord⸗ 
amerikaniſche Landſtraßenbau hat heute 
mit einer Jahresleiſtung von 10 000 km Beton- 
ſtraßen die gleiche kulturelle und induſtrielle Be— 
deutung wie etwa vor 50 Jahren die Eiſenbahn. 
Ein hochentwickelter Straßenbaubetrieb mit Bau- 
maſchinen wie Flachbagger mit Verladeförderband, 
Aufreißern, Betonmiſchtrommeln und Laſtauto⸗ 
zügen geſtattet bei fabrikartigem Fließ- 
betrieb an einer Bauſtelle Tagesleiſtungen bis 
zu 800 m. Unſere Freunde einer „wirtſchaftlichen 
Betriebsführung“ würden an ſolchem Muſter⸗ 


Abb. 15. 
häuſer mit typiſcher Vorhalle. Bürgerſteig durch Grünſtreifen 


Gezonter Bezirk. 


betriebe ihre helle Freude haben. 


von der Fahrbahn getrennt. 


Die durch ſolche 
Automobil⸗Spezialſtraßen unterſtützte größere Ber 
weglichkeit des Kraftwagens ließen mich denn 
auch dies Verkehrsmittel der Eiſenbahn auf meinen 
Ausflügen vorziehen. Ich beſuchte u. a. die lieb- 
lich gelegene Univerſitätsſtadt P rin ceto mwn und 
die Induſtrieorte Bethlehem und Phila- 
delphia. In letzterer Stadt zeigte die Jnter- 
nationale Sesqui-Centennial⸗Ausſtellung zur Feier 
des 150-jährigen Beſtehens der amerikaniſchen Un⸗ 
abhängigkeit eine großgeplante Anlage, jedoch ohne 
bemerkenswerte architektoniſche Bedeutung der ein— 
zelnen Bauten. Sie war ebenſo wie die British 
Empire Exhibition in Wembley noch Monate nach 
der Eröffnung unfertig und daher auch für das 
Publikum in gleicher 
Weiſe enttäuſchend wie 
wegen des Defizits 
für die Ausſteller. Die 
Kriegsſpiele der „ech— 
ten Indianer“ in voller 
Kriegsbemalung was 
ren ebenſo dürftig be- 
ſucht wie das bayriſche 
Alpenhaus, deſſen 
Münchener Kellnerin- 
nen ohne Beſchäfti⸗ 
gung blieben, da der 
Import von richtigem 
Bier durch die Pro- 
hibition unterſagt blieb. 
Um ſo erfreulicher war 
der Eindruck der an⸗ 
ſchließenden Halle 
deutſcher Ber- 
kehrs wer bung, 
die es ſich angelegen 
ſein ließ, den aus⸗ 
ländiſchen Reiſeverkehr 
in Deutſchland zu He- 
ben: „Germany wants 
to see youl Gut gewählte Bilder deutſcher 
Bauten und Landſchaften — auch die ſchleſiſchen 
Bäder waren vertreten — ſprachen von der Schön⸗ 
heit und Romantik der Heimat inmitten fremd- 
ländiſcher Ausſteller, unter denen fih das franzü- 
ſiſche „Café de la paix“ beſonders beliebt zu machen 
verſuchte. 

Einen Re onen Einblid in die zähen nati⸗ 
onalen Kämpfe des Deutſchtums in Amerika 
gewann ich aus der Teilnahme an der Delegaten- 
verſammlung der United German Societies in 
New York, in der u. a. auch das Programm für 
den Deutſchen Tag am 24. Oktober d. Is. 
zur Feier der Erinnerung an die erſte Cinwane 
derung der Deutſchen vor 250 Jahren feſtgelegt 
wurde. Im Hinblick auf die Begeiſterungsfähigkeit 
des Amerikaners für ſportliche Erfolge waren 


Freiſtehende Einfamilien⸗ 
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ſeitens der Deutſchen Geſellſchaften früher ſchon mitteln zugänglich gemacht werden. Ein Beſuch 
die Leiſtungen Dr Eckners und der Kanalſchwim⸗ bei dem Deutſchen K onſul in New York 
merin Ederle für die deutſche Sache geſchickt aus⸗ vervollſtändigte das Bild des wackeren Abwehr⸗ 


LA Kann. 
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Abb. 16. Stauung des Verkehrs vor dem Fährgebäude. 


Abb. 17. Ferry⸗Boote beſorgen in Ermangelung von Brücken den Verkehr über den 
Hudſon. Sie nehmen bis zu 100 Automobile in ſich auf. 


gewertet worden. Auch diesmal ſollte die Auf- kampfes der Deutſchamerikaner gegenüber der 

merkſamkeit der Allgemeinheit durch ein Sport- Mißgunſt fremder Nationen. Dr. Klee hatte mit 

ereignis, die Ankunft des Seehelden Grafen Lud- Entſchiedenheit gegen die Aufführung eines anti⸗ 
ner, gefeſſelt und damit den nationalen Werbe- deutſchen Filmes proteſtiert und konnte gerade den 
E 
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Erfolg der Ausmerzung der ſchlimmſten Stellen 
verzeichnen. So fand denn in dieſen letzten Ein- 
drücken von dem treuen Feſthalten unſerer Yands- 
leute an ihrem geiſtigen und kulturellen Erbe die 
an Anregung reiche Fahrt ihren würdigſten Ab— 
ſchluß. 

Für die beſonderen techniſch-wirtſchaftlichen Stu- 
dien war mir die Veröffentlichung des Berichtes 
von W. C. Behrendt über ſeine im Frühjahr 1925 


ee 


Abb. 18. Tanks am Hudſon zur Stapelung von Kalkfteinen, die in den Bergen 


(rechts der Bahn) gebrochen werden. Jeder Behälter faßt 3 Kahnladungen. 


ausgeführte Studienreiſe nach Amerika“) ein aus 
gezeichneter Führer. Aber alle Veröffentlichungen 
und Reiſebeſchreibungen können nur Wegweiſer 
ſein, ohne auch nur annähernd die tatjächlichen Ein- 
drücke der Wirklichkeit zu vermitteln. Vollends 
Amerika muß man ſelbſt ſehen und erleben! 


„) „Städtebau und Wohnungsweſen in den Ver⸗ 
einigten Staaten“ herausgegeben im Auftrage des 
Preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt und des Preuß. 
Finanzminiſters. — Verl. Guido Hackebeil — Berlin S. 14. 


Die Farbe im Stadtbild. 


Aus einem Vortrag, gehalten am 20. September 1926 in Hamburg, 
von Dr Meier⸗Oberiſt. 


Zu allen Zeiten geſunder Kultur, in der Gotik, 
in der Renaiſſance, im Barock wie ſchon im 
Altertum, war die Farbe im Stadtbild eine 
Selbſtverſtändlichkeit. Erſt gegen Ende des 
18. Jahrhunderts ſetzte mit der Entwicklung der 
Maſchine und des induſtriellen Betriebes der 
Verfall des Handwerks ein, auf dem die Kunſt 
jahrhundertelang geruht hatte. Im gleichen 
Maße erloſch der Farbenſinn. Der Maler ver- 
lor langſam die Fähigkeit, aus eigener Phan— 
taſie, mit eigenem Architektur- und Farbengefühl 
einem Bauwerk das letzte zu geben, das farbige 
Kleid. Grau iſt als Farbe unentbehrlich. Seine 
unbedingte Herrſchaft bedeutete nichts anderes 


als Nachahmung wertvollen Naturſteins. Dem 
Maler wurde die klägliche Aufgabe zuteil, den 
Zementputz zu verbergen, deſſen man fih ſchämte. 
Die Gegner der Farbenbewegung ſprechen von 
Schminke, und doch bedeutet gerade die Forde- 
rung farbigen Anſtrichs Anerkennung des Werk— 
ſtoffes. 

Nicht überall erloſch um 1800 der Farben 
ſinn. Dort, wo ſich die Volkskunſt bis zur Mitte 
des 19. Jahrhunderts geſund erhielt, in den 
bäuerlichen Kulturen und in den kleinen Städten 
Mittel- und Süddeutſchlands, wurde auch die 
koloriſtiſche Bauweiſe länger vor dem Untergange 
bewahrt. Es war in Mittel- und Norddeutſch⸗ 
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land eine Architektur mit flachiger Faſſade, durch 
die farbigen Fenſterrahmen, Schlagläden, Blu— 
menkäſten und Haustüren belebt, während im 
Süden als bereicherndes Element die Architektur— 
malerei hinzutrat. 


Mit der Wiedereinführung des farbigen 
Fenſterrahmens und der farbigen Tür — beide 
ehemals holzimitierend braun geſtrichen — ijt 


um 1900 im Grunde ſchon das Feld für die 
Farbe im Stadtbild gewonnen. Wir verdanken 
dieſen Fortſchritt der Forderung nach Stoffehr- 
lichkeit. Billiges Holz ſollte nicht mehr wie wert- 
volles erſcheinen. Mit der munteren grünen, 
weißen oder roten Behandlung gab man zu, daß 
die eben nicht ſonderlich koſtbare Oberfläche des 
Holzes durch die Farbe geſchmückt und geſchützt 


werden ſollte. 


Aus der Erkenntnis der geſchichtlichen Zu⸗ 
ſammenhänge ergibt ſich ſinngemäß die Schei- 
dung der Arbeitsbereiche der Farbenbewegung. 
Ein bedeutſames Gebiet wird mit der farbigen 
Belebung alter Architektur umſchrieben. Alte 
Architektur ijt gleichbedeutend mit guter Bau- 
kunſt. Es handelt fih um maleriſch anein- 
andergereihte Einzelſchöpfungen, welche indi- 
viduell belebt werden müſſen und in der Regel 
ein maleriſches, buntes Bild ergeben werden. 
Nur ſelten hat ein beherrſchender Wille einheit— 
liche Geſamtleiſtungen vollbracht, welche ſinn— 
gemäß einheitlich farbig zu behandeln ſind. 

Der Hauptbeſtandteil unſerer Städte erwuchs 
jedoch in einer Periode tiefen Verfalls, in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Es iſt 
ſchlechte Baukunſt und doch bedeutſamer Gegen⸗ 
ſtand der Farbenbewegung. Denn die Farbe 
vermag eine Beziehung zum Beſchauer Herzu- 
ſtellen, die den Anblick der unerfreulichen Um- 
gebung erſt erträglich macht. Dabei darf die 
Architekturform weder betont noch brutal ver- 
neint werden. Sie iſt vielmehr durch die Farbe 
in ihrer Wirkung unmerklich abzuſchwächen. 
Einheitlichkeit des Geſamtbildes muß unter allen 
Umſtänden erreicht werden, da die einzelnen 
ſchlechten Bauten keine individuelle Betonung 
beanſpruchen können. 

So vordringlich die mit der farbigen Bele— 
bung des gegebenen Stadtbildes zujammenhän- 
genden Fragen auch ſcheinen, ſo verhängnisvoll 
wäre es, der farbigen Bauweiſe geringere Beach— 
tung zu ſchenken. Farbe und Form müſſen bei 
einem Neubau ineinander aufgehen. Darüber 
hinaus drängt die Entwicklung der neuzeitlichen 
Architektur mit aller Macht auf Einheitlichkeit 
der Baublöcke und der Straßenzüge. Dieſer Nei- 
gung hat ſich die Farbe, ſoweit es ſich um die 
geſchloſſene Bauweiſe handelt, zu fügen. Anders 
ei der Siedlung. Sie iſt nach einem feſten Plane 
angelegt und ſoll doch äußerlich die perſönlichen 


Neigungen der Bewohner pflegen. Dieſer Auf⸗ 
gabe wird man durch eine bunte Reihung der 
Einzelhäuſer in wohldurchdachtem, aber zufällig 
erſcheinendem Rhytmus ſinngemäß Rechnung 
tragen. 

Mit den ſoeben behandelten Fragen hängen 
nun verſchiedene Sonderprobleme zuſammen. Die 
Einheit wurde als bedeutſames Moment der 
Farbenbewegung angeſprochen. Wie aber iſt ſie 
zu erreichen? Die maleriſche mittelalterliche 
Fawerkſtadt mutet geſchloſſen an, weil hier eine 
kräftige Überlieferung Verirrungen verhinderte 
und ein ſicherer Geſchmack die beſte Richtlinie gab. 
In unſerer traditionsloſen Zeit gilt es, durch 
behördliche Maßnahmen den tüchtigen Kräften 
der Bewegung einen Einfluß zu verſchaffen, den 
ſie aus eigener Macht ſich nicht erwerben können. 
Hier liegen wichtige Aufgaben für den Bund zur 
Förderung der Farbe im Stadtbild, der die ver- 
ſchiedenen Berufsgruppen in der Erkenntnis zus 
ſammenfaſſen will, daß nur organiſierte gemein- 
ſame Arbeit uns eine Überlieferung ſchaffen 
kann, die Vorbedingung einer gedeihlichen Ent⸗ 
wicklung der Farbenbewegung iſt. Das gilt nicht 
nur für Handwerker, das gilt auch für den ent- 
werfenden Maler, den Architekten und den Fabri⸗ 
kanten. Das gilt letzten Endes für das ganze 
Volk. Irrtum würde es fein, wenn eine Berufs- 
gruppe glaubte, allein zur Förderung der Farbe 
im Stadtbild prädeſtiniert zu ſein, ein Irrtum, 
der — unerkannt — ſich bitter rächen müßte. 

Klarheit iſt auch zu ſchaffen über die Bedeu— 
tung des Putz- und Backſteinbaues als Mittel 
farbiger Geſtaltung des Stadtbildes. Beide Bau⸗ 
weiſen ſind gleichberechtigt, und Sache der Volks⸗ 
empfindung iſt es, ob hier oder dort eine der 
beiden bevorzugt wird. In keiner Stadt wird der 
Putzbau oder der Backſteinbau alleinberechtigt 
ſein, weil jeder ſpezifiſche Aufgaben zu löſen hat. 
Dem Bunde zur Förderung der Farbe im Stadt⸗ 
bild iſt es gleichgültig, auf welchem Wege die 
Farbenbewegung vorwärts dringt. Kurzſichtig 
aber iſt es, zu verkennen, daß dem Putzbau zahl⸗ 
reichere koloriſtiſche Probleme inne wohnen als 
dem Klinkerbau. Niemand wird beſtreiten, daß 
die farbige Struktur des letzteren beſtändiger iſt. 
Dafür hat der Anſtrich andere Vorzüge aufzu⸗ 
weiſen. Denn den feinen Wandlungen des 
Geſchmackes, ſeinem leichten und doch wertvollen 
Wechſel vermag nur die Technik des Anſtriches 
zu folgen. Der Wert der ernſten, tiefer und be⸗ 
ſtändiger geſtimmten Backſteinbauten bleibt da⸗ 
mit unberührt. 

Bedeutſam iſt es, innerhalb der allgemeinen 
Grenzen der Dauerhaftigkeit den Wert der Far⸗ 
ben und der Anſtrichverfahren zu erhöhen. Denn 
die Förderung der Farbe im Stadtbild bedeutet 
zugleich Förderung der Wertarbeit. Aber die 


442 


wirtſchaftlich jo bedeutende Frage der Wertarbeit 
iſt eine Frage des Geſchmackes, Geſchmack jedoch 
keine Angelegenheit der Gewerbetreibenden und 
Künſtler allein, ſondern eine Angelegenheit der 
Allgemeinheit. Nur ein gepflegter Farbenſinn 
und ausgeprägtes Qualitätsgefühl der breiten 
Volksſchichten werden die hohen Bedürfniſſe wecken, 
auf die es ankommt. Induſtrie, Handwerk und 
Kunſt werden dann die Wege finden, ſie zu be⸗ 
friedigen. 

Herſteller und Verbraucher, Fachleute und 
Laien zuſammenzufaſſen zu gemeinſamer Arbeit, 
iſt eine der weſentlichſten Aufgaben des Bundes 
zur Förderung der Farbe im Stadtbild, aber 
auch eine der ſchwierigſten. Denn nur langſam 
wird in allen Berufsgruppen die Erkenntnis 
reifen, daß das gemeinſame Ziel auf gemeinſam 
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geebnetem Wege unter Aufgabe vielleicht von 
augenblicklichen geringen Vorteilen ſicherer und 
ſchneller zu erreichen iſt, als es jeder einzelnen 
Gruppe auf eigene Weiſe möglich wäre. Ohne 
Weitblick und Selbſtzucht, ohne Opfer und Geduld 


geht es nicht vorwärts, und vor allem nicht ohne 


Ehrlichkeit. Jeder verkünde offen, aus welchen 
Antrieben er die Bewegung fördert. Mögen es 
wirtſchaftliche, künſtleriſche oder kulturelle Gründe 
ſein, das Ziel iſt dasſelbe und der Weg der gleiche 
in der Organiſation des Bundes. 

Wenn jeder ſein Beſtes tut, wird die Zeit nicht 
fern fein, wo die Farbe im Stadtbild uns wieder⸗ 
gewonnen iſt — wie Alfred Lichtwark es genannt 
hat — als ein Stück Aufrichtigkeit und Ehrlichkeit 
der Lebensführung. 


Rleinwohnungsbau und Grunderwerbſteuer. 


Von Steuerinſpektoren Dörner und Arnhold in Breslau. 


Zu den nachfolgenden, ſachlich intereſſanten 
Ausführungen müſſen wir nur bemerken, daß 
wir nicht, wie die Verfaſſer des Artikels, der 
Anſicht ſind, daß nur der erſtmalige bezw. 
ein einmaliger Grunderwerb ſteuerfrei zu 
ſtellen ift. Red. 

Es gehört zu den vornehmſten ſozialpolitiſchen 

Aufgaben des Staates, die Volksgeſundheit 
nach Kräften zu fördern. Die Schaffung geſunder 
Wohnverhältniſſe für die breite Maſſe des min⸗ 
derbemittelten Volkes iſt hierbei von beſonderer 
Bedeutung. In dieſer Erkenntnis wurde der 
Erwerb von Grund und Boden durch gemein- 
nützige Baugeſellſchaften ſchon unter der früheren 
Geſetzgebung durch Befreiung vom Kaufſtempel 
ſteuerlich begünſtigt. Bei dem heutigen Woh- 
nungselend und der allgemeinen Verarmung 


weiter Volkskreiſe hat der Kleinwohnungsbau 


erhöhte Bedeutung gewonnen. Deshalb begiin- 
ſtigt auch das Grunderwerbſteuergeſetz in § 8 
Abſatz 1 Ziffer 9 den Grundſtücksumſatz für die 
Zwecke des Kleinwohnungsbaues. Über die An- 
wendbarkeit dieſer Befreiungsvorſchrift herrſcht 
vielfach Unklarheit. Es ſoll daher nachfolgend 
auf die Einzelheiten des Steuerprivilegs näher 
eingegangen werden. 

Das Geſetz knüpft die Steuerbefreiung an 
beſtimmte materielle Voraus- 
ſetzungen. Der Grunderwerb muß zum 
Zwecke der „Schaffung geſunder Klein⸗ 
wohnungen für Minderbemittelte“ 
erfolgen. Der Begriff „Schaffung“ fegt den 
Neubau von Kleinwohnhäuſern oder den Um⸗ 
oder Ausbau bereits beſtehender Gebäude zu 
ſolchen voraus. Der Erwerb von Grundſtücken, 


die bereits geſunde Kleinwohnungen enthalten, 
ijt deshalb nicht ſteuerfrei (vgl. jedoch die Aus- 
führungen im vorletzten Abſatz). „Geſunde“ 
Kleinwohnungen ſind nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs (Sammlung 5, 163) nur 
ſolche mit erhöhten hygieniſchen Anſprüchen, 
durch welche ihren Bewohnern insbeſondere die 
heilbringenden Einwirkungen von Licht, Luft 
und Sonne gewährleiſtet ſind. Deshalb kann 
das Steuerprivileg nur dann Anwendung finden, 
wenn der Wille des Unternehmers von vorn⸗ 
herein auf die Schaffung von Wohnungen 
gerichtet iſt, die der Förderung der öffentlichen 
Geſundheit dienen. Steuerpflichtig wären alſo 
3. B. Grundſtückserwerbe eines Fabrikherrn, einer 
Behörde oder einer Stadtgemeinde, bei denen 
die Schaffung der Kleinwohnungen für ihre 
Arbeiter, Beamten uſw. lediglich aus Geſchäfts⸗ 
oder Dienſtrückſichten oder zur Abkehr der Woh⸗ 
nungsnot erfolgt, auch wenn die Kleinwohn⸗ 
häuſer ſonſt allen hygieniſchen Anforderungen 
genügen würden, die an „geſunde“ geſtellt werden. 
Der Begriff „Kleinwohnung“ iſt im 
Grunderwerbſteuergeſetz nicht umſchrieben. Er 
wird im Einzelfalle unter Rückſichtnahme auf die 
Verkehrsauffaſſung zu beſtimmen ſein. Einen 
Anbalt hierfür geben die Richtlinien des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen in ſeinem Erlaſſe vom 
26. 2. 21 (Reichsſteuerblatt 1921 Seite 153). Da⸗ 
nach ſind als Kleinwohnungen im Sinne der 
Vorſchrift im allgemeinen nur ſolche angu 
ſprechen, die nach ihrer Größe und Ausſtattung 
den gegenwärtigen ortsüblichen Bedürfniſſen in 
einfachſter Form entſprechen. Die nutzbare 
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Wohnfläche (Wohn-, Schlafräume und Küche) 
ſoll 90 am und, ſoweit es ſich um Eckwohnungen 
handelt, 100 qm nicht überſteigen, die Neben- 
räume und der erforderliche Hofraum und Haus⸗ 
garten ſollen in den ortsüblichen Grenzen bleiben. 
Hierbei find geringe Mehrflächen einzelner Woh- 
nungen als über eine Kleinwohnung Hinaus- 
gehend dann nicht anzuſehen, wenn die Mehr— 
fläche ausnahmsweiſe auf einer wirtſchaftlich not- 
wendigen Grundrißgeſtaltung der einzelnen Bau- 
fläche infolge Abteilung des Baugeländes oder 
der Eigenart der beſonderen örtlichen Verhält— 
niſſe (3. B. Flachbauten auf dem Lande) beruht. 
Im übrigen iſt eine Kleinwohnung im Sinne 
des Geſetzes nur dann vorhanden, wenn es ſich 
um eine Wohnſtätte handelt, die geeignet iſt, 
dauernd das Aufenthalts- und Wohnbedürf⸗ 
nis der minderbemittelten Bevölkerung zu be— 
friedigen. Deshalb fallen z. B. „Gartengrund⸗ 
ſtücke“ und die ſogenannten „Laubenkolonien“, 
die am Rande der Großſtadt zum vorübergehen- 
den Erholungsaufenthalt für die großſtädtiſche 
Bevölkerung dienen, nicht unter den Begriff 
„geſunde Kleinwohnungen“. Weiteres Erfor⸗ 
dernis für die Steuerfreiheit iſt, daß die Perſonen, 
für die die Wohnungen beſtimmt ſind, als 
„minderbemittelte“ anzuſehen ſind. Hier⸗ 
zu wird man im allgemeinen die Perſonen⸗ 
kreiſe rechnen müſſen, die nach ihrer wirtjchaft- 
lichen Lage bei verſtändiger Lebensführung auf 
die Benutzung von Kleinwohnungen angewieſen 
ſind, vornehmlich alſo Arbeiter, Handwerker, 
Kleinrentner, Angehörige der freien Berufe, z. B. 
Künſtler, Beamte und Lehrer der unteren und 
mittleren Beſoldungsgruppen. Grundſtückser⸗ 
werbe durch unzweifelhaft vermögende Perſonen 
ſind alſo auch dann nicht grunderwerbſteuerfrei, 
wenn dieſe darauf zur eigenen Benutzung 
ausgeſprochene Kleinwohnungsbauten errichten. 

Damit find aber die materiellen Voraus- 
ſetzungen noch nicht erſchöpft. Das Geſetz macht 
die Befreiung weiter davon abhängig, daß der 
eine Teil der Vertragſchließenden (Erwerber 
oder Veräußerer) entweder eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts (Reich, Länder, Provinzen, 
Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtige 
öffentlich-vechtliche Körperſchaften, z. B. Berufs- 
genoſſenſchaften uſw.) oder eine Perſonenver⸗ 
einigung des privaten Rechts iſt, die ſich mit dem 
Kleinwohnungsbau befaßt (Aktiengeſellſchaften, 
Geſellſchaften m. b. H., Genofjenichaften, offene 
Handelsgeſellſchaften, Geſellſchaften des bürger⸗ 
lichen Rechts, Vereine uſw.). Bei Perſonenver⸗ 
einigungen muß außerdem ihre Gemein- 
nützigkeit dadurch gewährleiſtet fein, daß: 
a) ihr Reingewinn ſatzungsgemäß auf eine Ver⸗ 
zinſung von höchſtens fünf Prozent der Kapital⸗ 
| einlagen beſchränkt, b) bei Ausloſungen, Aus⸗ 


ſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der 
Auflöſung der Vereinigung den Mitgliedern nicht 
mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert, 
und e) bei der Auflöſung der etwaige Reſt des 
Vermögens für gemeinnützige Zwecke beſtimmt 
iſt. Ob ſich die Perſonenvereinigung noch mit 
anderen Zwecken als dem Kleinwohnungsbau 
befaßt, iſt ſteuerlich belanglos. Es kommt ledig⸗ 
lich darauf an, daß die Satzungen die oben zu 
a, b und e angegebenen Beſchränkungen ent- 
halten und das tatſächliche Geſchäftsgebahren den 
Satzungen entſpricht. Andere Vereinigungen als 
Perſonenvereinigungen, wie z. B. Stiftungen, 
fallen nach dem ſtrengen Wortlaut des Geſetzes 
nicht unter die Vergünſtigung, auch wenn ſie 
gemeinnützig ſind. Bei Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts macht es keinen Unterſchied, ob ffe 
privatwirtſchaftlich tätig ſind oder in Ausübung 
von Hoheitsrechten handeln. Es haben daher auch 
Grundſtücksübertragungen für Zwecke der Be- 
triebsverwaltungen, z. B. der ſtaatlichen Berg- 
werksverwaltungen, Anſpruch auf Steuerfreiheit. 

Entſprechend dem Zwecke der Vorſchrift, die 
Errichtung von Eigenheimen zu fördern, kann die 
Steuerbefreiung nur für den erſtmaligen 
Grunderwerb durch den Minderbemittelten bean⸗ 
ſprucht werden (Die Red.) Jede Weiterveräußerung 
iſt ſteuerpflichtig und zwar ſelbſt dann, wenn ſie 
an andere Minderbemittelte oder an eine Körper- 
ſchaft oder Perſonenvereinigung im Sinne des 
§ 8 Abſatz 1 Ziffer 9 des Grunderwerbſteuerge⸗ 
ſetzes — etwa auf Grund des dieſer eingeräumten 
Wiederkaufsrechts — erfolgt. Im erſten Falle 
entfällt die Steuerfreiheit ſchon deswegen, weil 
keiner der Vertragſchließenden eine Körperſchaft 
oder Perſonenvereinigung iſt, im zweiten Falle, 
weil mit der Übertragung keine Schaffung eines 
neuen Eigenheims verbunden iſt. = 

Das Geſetz jest als Regel voraus, daß das 
Grundſtück beim Erwerb durch die Körperſchaft 
oder Perſonenvereinigung oder bei der Veräu⸗ 
ßerung durch eine ſolche unbebaut ifi, das Ei- 
genheim alſo erſt der ſpätere Privaterwerber er⸗ 
richtet. Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs ijt aber Steuerfreiheit auch dann guzu- 
billigen, wenn die Körperſchaft oder Perſonenver⸗ 
einigung das Eigenheim im Einverſtändnis mit 
dem zukünftigen Erwerber und nach deſſen Wün⸗ 
jhen ſelbſt errichtet und dieſes erſt dann an ihn 
veräußert. In ſolchem Falle iſt eben der ſpätere 
Erwerber wirtſchaftlich als der eigentliche Bauherr 
anzuſehen. Auf Grund der Verordnung vom 
2. 7. 1923 (R. G. Bl. I S. 553), welche als Er⸗ 
weiterung der Befreiungsvorſchrift des § 8 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 9 aufzufaſſen iſt, kann Steuerbefreiung 
auch dann zuerkannt werden, wenn eine Körper⸗ 
ſchaft oder Perſonenvereinigung ein Eigenheim 
in der nachweisbaren Abſicht geſchaffen hat, 
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es demnächſt an einen Minderbemittelten zu über- 
tragen. Durch dieſe Verordnung ſollen alſo zur 
Vermeidung unbilliger Härten Fälle ſteuerlich 
begünſtigt werden, in denen der Minderbemittelte 
das bebaute Grundſtück erwirbt, ohne rechtlich 
oder wirtſchaftlich als Bauherr in Frage zu 
kommen. 

Jeder Grundſtückserwerber, der ſich ein Eigen— 
heim ſchaffen und hierbei Grunderwerbſteuerfrei— 
heit beanſpruchen will, muß ſich unbedingt an die 


ſcharfen Grenzen halten, die das Geſetz in § 8 
Abſatz 1 Ziffer 9 des Grunderwerbſteuergeſetzes 
gezogen hat. Bei Abweichungen hiervon kann er 
nicht etwa — wie vielfach angenommen wird — 
Steuervergünſtigungen auf Grund des allge— 
meinen Härteparagraphen (§ 108 Reichsabgabe⸗ 
ordnung) nachſuchen. Die Steuerbehörden lehnen 
in ſtändiger Verwaltungsübung dahingehende 
Anträge von Steuerpflichtigen grundſätzlich ab. 


Innere Roloniſation. 
— Von Dr. v. Mangoldt, Berlin-Lichterfelde. 


E. wichtige Verſammlung zur inneren Kolo- 
niſation veranſtaltete am 5. Nov. nachmit⸗ 
tags die Siedlungswiſſenſchaftliche 
Arbeitsgemeinſchaft in Berlin im 
großen Saale des Künſtlerhauſes, Bellevueſtraße. 
Die Verſammlung, die ſehr gut beſucht war, dar- 
unter auch von zahlreichen Parlamentariern, 
Miniſterialvertretern uſw. und die auch für die 
Kreiſe der ſtädtiſchen Wohnungsre⸗ 
form von weſentlichem Intereſſe ijt, ſtand unter 
dem Thema „Die innere Koloniſation als Voltz- 
ſache“. Den Hauptvortrag hielt der Vorſitzende des 
Unterausſchuſſes des Reichstages für Siedlungs- 
und Pachtfragen, der demokratiſche Reichstagsabge⸗ 
ordnete und Braunſchweigiſche Staatsminiſter 
a. D. Rönneburg. Er ſchilderte in glänzenden 
Darlegungen die bisherige Entwicklung der land— 
wirtſchaftlichen inneren Koloniſation bei uns, und 
den vorderhand noch höchſt unbefriedigenden 
Stand des bis jetzt erzielten tatſächlichen Ergeb- 
niſſes; weiter aber die Wendung zum Beſſeren, die 
jiġ unter dem Druck mannigfacher ſchwerwie— 
gender Umſtände im Jahre 1925 und namentlich 
im laufenden Jahre durch den einmütigen Be— 
ſchluß des Reichstages, für die nächſten 5 Jahre 
je 50 Millionen Mark zur Förderung der inneren 
Koloniſation zu bewilligen, angebahnt habe. Im 
ganzen ſtehen aus verſchiedenen Quellen in die— 
ſem Finanzjahre an Mitteln, die das Reich und 
Preußen bewilligt haben, 112 (und zuzüglich einer 
früheren Bewilligung Preußens ſogar 122) Milli- 
onen Mark für die innere Koloniſation zur Ver- 
fügung, wozu noch die aus der Hauszinsſteuer zu 
entnehmenden Beträge treten. Der Vortragende 
legte dann in eindringlichen Ausführungen die un⸗ 
bedingte Notwendigkeit und die ungeheure Bedeu— 
tung einer großzügigen inneren Koloniſation im 
nationalen, bevölkerungspolitiſchen, wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Intereſſe dar. Er wußte, dieſe 
an ſich ja bekannten Gedankengänge durch Vor- 
führung zahlreichen und zum Teil neuen Zahlen- 


und Tatſachenmaterials in hohem Grade ein— 
drucksvoll zu geſtalten und den ganzen gewaltigen 
Ernſt der Lage in unſerem dünn bevölkerten, durch 
weitgehende Abwanderung geſchwächten und von 
den anwachſenden jlawijchen Volksmaſſen um- 
brandeten Oſten klarzulegen, wobei insbeſondere 
auch der ungeheure Abfall unſerer Geburtenziffer 
ſchwer ins Gewicht fällt. Er forderte nicht nur tat- 
kräftige Durchführung des jetzt in Angriff genom- 
menen Reformwerkes, ſondern auch deſſen kräf⸗ 
tigen weiteren Ausbau, wobei dem Reich eine 
große Aufgabe zufalle; wir müßten dahin gelan- 
gen, im Jahre nicht 1000, ſondern 20—30 000 
neue Bauernſtellen zu ſchaffen. Die Durchfüh- 
rung einer großzügigen inneren Koloniſation ſei 
geradezu die geſchichtliche Aufgabe unſeres Ge⸗ 
ſchlechts. Der Mitvortragende, Regierungsrat 
Maßman, ergänzte dann diefe Ausführungen 
noch, insbeſondere nach der finanziellen Seite. Na⸗ 
mentlich forderte er für die ländlichen Siedlungs- 
geſellſchaften möglichſte Selbſtändigkeit, ein klares 
feſtes Finanzierungſyſtem und Beſeitigung des jetzt 
vorhandenen Mißverhältniſſes zwiſchen ihren ei- 
genen Mitteln und den von den Geſellſchaften zu er- 
ledigenden großen Aufgaben. 

Ebenſo bemerkenswert wie durch die Vorträge 
war die Verſammlung aber auch durch die anſchlie⸗ 
ßende Ausſprache, in der eine ganze Anzahl 
namhafter Redner, darunter mehrere Abgeordnete, 
zu Worte kamen. Höchſt erfreulich und bedeutungs⸗ 
voll war zunächſt die weitgehende Übereinſtimmung 
in den Grundforderungen. Alle dieſe Redner, von 
rechts bis zu den Sozialdemokraten, ſtimmten mit 
dem Vortragenden völlig darin überein, daß mute 
mehr endlich mit einer ganz anders energiſchen 
Förderung der inneren Koloniſation Ernſt gemacht 
werden müſſe. Gegenüber dieſer Einmütigkeit traten 
alle kleineren Differenzen weit zurück. Ebenſo be- 
merkenswert ijt, daß von verſchiedenen Seiten ber 
tont wurde, daß wir dem Anſchein nach am Beginn 
einer großen Volksbewegung für eine umfaſſende 
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innere Koloniſation ſtänden. Wie weit die Stim⸗ 
mung in dieſer Richtung bereits fortgeſchritten iſt, 
beweiſt z. B. der Umſtand, daß der deutſchnationale 
oſtpreußiſche Abgeordnete v. Treskow ſeine Aus⸗ 
führungen mit den Worten ſchloß: „Oſtpreußen 
braucht Siedlung, Siedlung, Siedlung!“ Auch 
darauf wurde hingewieſen, daß jetzt allmählich doch 
auch hervorragende Führer der Induſtrie für ein 
ſolches großes landwirtſchaftliches Siedlungswerk 
gewonnen ſeien. Von dem Regierungspräſidenten 
Krüger, Lüneburg, wurde noch beſonders auf die 
große Wichtigkeit der Landarbeiter ſiedlung 
aufmerkſam gemacht; ebenſo wurde mehrfach feitge- 
ſtellt, daß der früher vorhandene Widerſtand des 
Großgrundbeſitzes neuerdings faſt verſchwunden 
ſei. Dagegen wurde von zahlreichen Rednern, teil— 
weiſe ſogar ſehr ſcharf, Front gemacht gegen die 
außerordentlichen Hemmungen und Erſchwerungen 
des Siedlungswerkes durch die bürokratiſche, zen⸗ 
traliſtiſche und ſtark partikulariſtiſch eingeſtellte Ge- 
ſchäftsführung des preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums und vieler Siedlungsbehörden. Der 
Leiter der Siedlungsabteilung des Reichsland— 
bundes, Geheimrat Ponfick, meinte draſtiſch: wenn 
eine ländliche Siedlungsgeſellſchaft drei Direktoren 
habe, jo brauche fie zwei davon für den Kampf ge- 
gen die Siedlungsbehörden und das Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſterium; und der Geſchäftsführer des 
Reichsverbandes landwirtſchaftlicher Klein- und 
Mittelbetriebe, Lübke, äußerte ſich dahin, daß wir, 
wenn dieſe Widerſtände nicht überwunden würden, 


auch in einem Jahre noch an derſelben Stelle wie 


heute ſtehen würden. Hier ſcheinen in der Tat noch 


ſehr ernſte Hinderniſſe vorzuliegen, an denen die 
beſten Abſichten ſcheitern können. 

Von beſonderer Bedeutung für die Kreiſe der 
ſtädtiſchen Wohnungs- und Siedlungsreform war 
dann noch die ſtarke Betonung des großen Inter⸗ 
eſſes, das gerade auch die ſtädtiſche Bevölkerung 
an dem landwirtſchaftlichen Siedlungswerke hat. 
Schon der Hauptvortragende führte nachdrücklich 
aus, daß zur dauernden wirkſamen Bekämpfung 
der Erwerbsloſigkeit und der Wohnungsnot in den 
Städten das landwirtſchaftliche Siedlungswerk 
durch Abdämmung des übermäßigen Zuzuges vom 
Lande ſehr viel beitragen könne, und dieſe Aus⸗ 
führungen wurden dann noch von verſchiedenen 
Rednern kräftig unterſtrichen. Insbeſondere legte 
der Geſchäftsführer des Schleſiſchen Städtetages, 
Erſter Bürgermeiſter Salomon, Breslau dar, daß 
die Städte in ihrem ureigenſten Intereſſe ein 
großes landwirtſchaftliches Siedlungswerk begrü⸗ 
ßen müßten. Für die kleinen Städte im Oſten ſei 
die Schaffung eines ſtarken deutſchen Bauernwalles 
eine Lebensfrage. 

Im ganzen war die Verſammlung ein bedeut⸗ 
ſames Zeichen der Zeit. Wenn auch noch ſtarke 
Hinderniſſe zu überwinden ſind, ſo iſt doch zu hoffen 
und auch anzunehmen, daß in der nächſten Zeit die 
innere Koloniſation erheblich ſtärker in Fluß tom- 


men wird. Im Lichte einer ſolchen Entwicklung 


werden ſich dann aber auch viele Probleme des 
ſtädtiſchen Wohnungs⸗ und Siedlungsweſens und 
nicht zuletzt das Großſtadtproblem weſentlich anders 
anſehen als bisher. 


Prüfungspflicht der Aufſichtsräte. 


Von P. Völkel. 


Die geſetzliche Prüfung der Baugenoſſenſchaften 
nach § 53 des Genoſſenſchaftsgeſetzes, wonach 
die Einrichtungen und die Geſchäftsführung einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft innerhalb von zwei 
Jahren (erweitert auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vom 8. 12. 23 — R.⸗G.⸗Bl. I S. 179 und 
S. 1252 — auf eine dreijährige Friſt) einer Prü⸗ 
fung durch einen ſachverſtändigen Re— 
viſor zu unterwerfen ſind, iſt mehr formaler 
Natur und bezieht fich außer der kalkula⸗ 
toriſchen Kontrolle der Bilanzen 
und Geſchäftsbücher vor allem darauf, ob 
die bei der Geſchäftsführung beach- 
teten Grundſätze und das Funktio- 
nieren der Genoſſenſchaftsorgane 
und die ſonſtigen Einrichtungen die ge 
deihliche Entwickelung einer Genoſſenſchaft gewähr⸗ 
leiſten. Die allgemeine Genoſſenſchaftspraxis em⸗ 


pfiehlt, dieje Prüfung in kürzeren Abſtänden vor- 
nehmen zu laſſen. Die rechneriſche Pri- 
fung erfolgt durch den Reviſor zunächſt nur dann, 
wenn Anzeichen von Unregelmäßigkeiten vorliegen; 
im übrigen ijt die Prüfung der rechneriſchen Aus- 
führung und der Sicherheiten auf ihren Wert 
Aufgabe des Aufſichts rates. 

Dieſer hat entſprechend ſeiner Benennung die 
dauernde Überwachung und Beaufſichtigung der 
Verwaltung einer Genoſſenſchaft. Er ijt der Ver- 
treter der Geſamtheit der Genoſ— 
ſenſchafts mitglieder und fo lange zu fei- 
ner Tätigkeit befugt und verpflichtet, als ihm das 
durch die Wahl in der Generalver- 
ſammlung ausgeſprochene Ver- 
trauenineiner Hauptverſammlung 
nicht entzogen wird. Nur letztere iſt hier⸗ 
zu zuſtändig; einzelne Mitglieder, die mit der Tätig⸗ 
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keit des Aufſichtsrates (und des Vorſtandes) nicht 
einverſtanden ſind, haben ſomit die Generalver— 
ſammlung zu befragen, inwieweit auf Grund er— 
hobener Beanſtandungen das weitere Vertrauen 
dem Aufſichtsrat zu belaſſen iſt. 

Der Aufſichtsrat hat nicht das 
Recht, die Geſchäftsführung und Ver⸗ 
waltung einer Genoſſenſchaft ſelbſt 
zu übernehmen zer hat ſich vielmehr nur mit 
der Kontrolle der Geſchäftsführung durch den Vor- 
ſtand zu befaſſen. In wichtigen Angelegenheiten 
beſchließen Vorſtand und Auſichtsrat gemeinſam, 
z. B. bei Ausſchließung von Mitgliedern, Erwerb 
von Baugelände uſw. (ſiehe ſtatutariſche Bejtim- 
mungen). Niemals aber kann der Auſſichtsrat 
gegen den Willen des Vorſtandes die Verwaltung 
beſtimmen, da er ja dann in Widerſpruch mit ſeiner 
Aufſichtspflicht gerät. Der Ausführende kann nicht 
zugleich die Aufſicht über ſeine eigene Tätigkeit aus- 
üben. § 38 beſtimmt kurz die Tätigkeit des Auf- 
ſichtsrates: Die Prüfungspflicht des Aufſichtsrates 
erſtreckt ſich auf alle Zweige der Verwaltung; er hat 
ſich deshalb von dem Gange der Angelegenheiten 
der Genoſſenſchaft zu unterrichten, insbeſondere Be- 
richterſtattung von dem Vorſtande zu verlangen, 
Bücher und Schriften der Genoſſenſchaft einzuſehen, 
den Beſtand der Genoſſenſchaftskaſſe, die Beſtände 


an Effekten uſw. zu unterſuchen, die Jahresrech⸗ 


nung, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Vertei- 
lung von Gewinn und Verluſt zu prüfen und Hier- 
über der Generalverſammlung Bericht zu erſtatten. 
Das Genoſſenſchaftsſtatut kann die Vollmachten des 
Aufſichtsrates noch erweitern. 

Wollte der Aufſichtsrat in ſeiner Geſamtheit dieſe 
Obliegenheiten verſehen, dann dürften dieſe Anfor- 
derungen an ſeine Tätigkeit das Maß jeiner Ar- 
beitsleiſtung und die Befähigung hierfür ins Un⸗ 
mögliche ſteigern. Es iſt deshalb nur zu empfehlen, 
daß der Aufſichtsrat aus feiner Mitte für die ver- 
ſchiedenen Aufgaben Ausſchüſſe und Kom- 
miſſionen bildet, die die vielſeitige Prii- 
fungspflicht hinſichtlich der Verwaltungstätigkeit 
des Vorſtandes als Bauherr, Haus⸗ 
verwalter, Kaſſen- und Buchführer 
ausüben. Dieſen Aufgaben entſprechend wird 
er alfo einen Bauten-, Wohnungs- und 
Rechnungsprüfungsausſchuß wah- 
len. Der Aufſichtsrat wird zu prüfen haben, 
welche Mitglieder ſich für die einzelnen Ausſchüſſe 
am beſten eignen. 

A. Der Bautenprüfungsausſchuß 
hat bei Erwerb von Grundſtücken, Vergebung von 
Bauausführungen mitzuwirken, ferner zu prüfen, 
ob der Bau nach den vom Aufſichtsrat gefaßten Ve- 
ſchlüſſen, die Abfindung der Genoſſenſchaft mit den 
Unternehmern nach den geſchloſſenen Verträgen 
ausgeführt wurde. Grundſätzlich iſt ab⸗ 
zulehnen, daß Vorſtands- wie Auf- 


ſichtsrats mitglieder bei Bauaus⸗ 
führungen als Unternehmer auf? 
treten. Sollte es in einem ganz beſonderen Fall 
im Intereſſe der Genoſſenſchaft liegen, dieſe bei 
Vergebung einer Arbeit zu berückſichtigen, dann ent- 
ſcheidet der geſamte Vorſtand und Auſſichtsrat (mit 
Ausſchluß der Beteiligten) darüber. Die Wberiva- 
chung der Ausführung der an ſolche Genojjen- 
ſchaftsmitglieder übertragenen Arbeiten überneh⸗ 
men ſelbſtverſtändlich auch die nichtbeteiligten Mit- 
glieder. Der Bautenprüfungsausſchuß iſt vielleicht 
in ſolchen Fällen durch Zuwahl und womöglich 
durch bauſachverſtändige Mitglieder zu verſtärken. 

B. Für die Inſtandhaltung der Genoſſenſchafts— 
häuſer und -wohnungen ijt in erſter Linie der Bor- 
ſtand verpflichtet. Bei Neubauten dürften, wenn 
ihre Ausführung einer eifrigen und ſachgemäßen 
Kontrolle unterlag, ſobald Ausbeſſerungen nicht 
vorkommen. Bei älteren Bauten dagegen und der 
mit mangelhaften Material aus der Nachfriegs- 
und Inflationszeit und unter dem Einfluß der 
äußerſte Sparſamkeit und Einfachheit fordernden 
behördlichen Erlaſſe errichteten Neuwohnungen 
ſtellen ſich leider oft Baumängel in ſolchem Um— 
fange ein, daß nicht ſelten baldige und koſtſpielige 
Reparaturen notwendig find. Der Wohe 
nungsprüfungsausſchuß wird nicht 
nur die Mängel feſtzuſtellen, jons 
dern auch zu prüfen haben, ob die 
Schäden durch Materialfehler, Ab- 
n ü tz ungoder durch böswilliges Vers 
ſchulden der Mieter uſw. entſtanden 
ſind. Pflicht des Aufſichtsrates — Wohnungs⸗ 
prüfungsausſchuſſes — ift es nun, durch recht- 
zeitige Meldung an den Vorſtand größeren Schaden 
zu verhüten und für baldige Ausbeſſerung und Ve- 
ſeitigung der Mängel durch den Vorſtand Sorge zu 
tragen. Mangelhafte Dächer, Fenſter, Türen, 
Ofen uſw. müſſen in gebrauchsfähigen Zuſtand ver— 
ſetzt werden, wenn der Genoſſenſchaftsvorſtand, der 
doch immer als der Verantwortliche angeſehen 
wird, nicht ſchweren Anfeindungen durch Genoſſen⸗ 
ſchaftsmitglieder ausgeſetzt fein will. Der Woh- 
nungsprüfungsausſchuß hat hier für den Genoſſen— 
ſchaftsgeiſt eine recht beachtliche ausgleichende Rolle 
zu ſpielen. Zum Aufgabenkreis des Wohnungs- 
prüfungsausſchuſſes gehört auch zuletzt die Prüfung 
über die Beachtung der Mietverträge von Vorſtand 
und Mieter. 

C. Der Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſch u ß hat eine beſonders ſchwierige Aufgabe zu er- 
füllen. Von ſeinen Mitgliedern iſt in erſter Linie 
eine gewiſſe Kenntnis der Buchführung und des 
Kaſſenweſens zu fordern. Wo ſolche fehlen, iſt auf 
die Aneignung dieſer Kenntniſſe ernſthaft Bedacht 
zu nehmen. Die Mitglieder des Rech- 
nungsprüfungsausſchuſſes müſſen 
ſich in die kaſſentechniſche Seite der 
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mehreinarbeiten, daß ſie in der Lage ſind, 
mit vollſtem Verſtändnis ihrer Prüfungspflicht zu 
genügen. Je eingehender und ſorgfältiger die 
Kaſſenprüfung vorgenommen wird, um ſo vorteil⸗ 
hafter iſt dies für den Vorſtand. Das Vertrauen 
der Mitglieder in die geſamte Geſchäftsführung 
kann nur dadurch geſteigert werden. (Hingewieſen 
ſei hier auf den Überblick über die Geichäfts-, Buh- 
und Kaſſenführung einer Baugenoſſenſchaft (in 
Heft 4 dieſer Zeitſchrift) von demſelben Verfaſſer.) 
Es iſt nicht notwendig und möglich, 
daß die Prüfung der geſamten Kaj- 
jen- u. Buchführung monatlich durch 
den Aufſichtsrat vorgenommen wird, wenigſtens 
nicht bei den kleineren Genoſſenſchaften; eine 
vierteljährlich regelmäßige und daneben eine jähr— 
lich unvermutete Reviſion dürften hier genügen. 
Bei Genoſſenſchaften mit umfangreichem Betrieb, 
die auch monatliche Abſchlüſſe machen, iſt von der 
regelmäßigen monatlichen Reviſion nicht abzuſehen. 
Außer der Prüfung der monatlich oder vierteljähr— 
lich vom Vorſtand vorzulegenden Rohbilanz dürften 
die übrigen monatlichen Prüfungen ſich nur auf 
ein Teilgebiet der Buch- und Kaſſenführung er- 
ſtrecken. Nach welchen Geſichtspunkten 
der Aufſichtsrat die Reviſion bore 
nehmen will, bleibt feinem Cr- 
meſſenüberlaſſen. Im folgenden foll kurz 
ſkizziert werden, nach welchen Geſichtspunkten die 
Teilreviſionen vom Aufſichtsrat vorgenommen 
werden können. 

1. Die Kaſſenbelege werden mit der 
entſprechenden Eintragung in der Kaſſenkladde und 
im Kaſſabuch verglichen. Die Spalten des 
Kaſſakontos und die der Spezial- 
konten werden nachgerechnet; ihre 
Summen müſſen übereinſtimmen. Sollbeſtand 
und Iſtbeſtand wird feſtgeſtellt. Über die Deckung 
eines Fehlbetrages oder die Verwendung eines 
Uberſchuſſes beſchließt der geſamte Aufſichtsrat. 
Die Belege werden auf ordnungsgemäße Quit⸗ 
tungsleiſtung des Ausſtellers und Anweiſung durch 
zwei Vorſtandsmitglieder hin geprüft. Die Belag⸗ 
nummer muß auch bei dem entſprechenden Poſten 
im Kaſſabuch erſcheinen. Die Belege ſind ferner 
nach der laufenden Nummer geordnet und geheftet. 

2. Der Rechnungsprüfungsausſchuß prüft ein 
anderes Mal: Stimmen die Eintra⸗ 
gungen der Beibücher mit denen im 
Kaſſabuchüberein? Die Eintragungen im 
Sparkaſſen⸗ oder Bankkontobuch werden mit denen 
in den entſprechenden Spezialkonten verglichen. 
Sind die Übertragungen von den Mitgliedsbüchern 
in das Kaſſabuch richtig vorgenommen worden? 
Iſt das Jahresſoll der Miete richtig errechnet und 
eingetragen worden? Wie behandelt der Vorſtand 
ſäumige Mieter und mit der Zahlung auf den Ge- 


ſchäftsanteil N Genoſſene Sind einge⸗ 
gangene Gelder über eine vom Aufſichtsrat feſtge⸗ 
ſetzte Summe hinaus nicht rechtzeitig der Bank zu⸗ 
geführt worden? Stimmt das Datum der Ein- 
tragungen in den Beibüchern mit dem im Kafja- 
buch überein? Sind die Auszahlungen der Ge— 
ſchäftsguthaben und der Spareinlagen ausgeſchie— 
deney Genoſſen friſtgemäß erfolgt? 

3. Ein anderes Mal wieder prüft der Auſſichts⸗ 
rat, ob die aufgenommenen Hypo- 
thefengelder vertragsgemäß durch 
Eintragung geſichert find, ob die Über- 
tragung vom Kaſſabuch in das Hauptbuch richtig 
und rechtzeitig vorgenommen wurde, daß eine 
Rohbilanz aufgeſtellt werden kann. (Es mwer- 
den nur die Salden der einzelnen Konten gezogen 
und die Debet- den Kreditſalden gegenüber ge— 
itellt.) 

4. Die nächſte Prüfung des Aufſichtsrates kann 
darauf ſich erſtrecken, ob der Vorſtand die Akten 
der Genoſſenſchaft mit denen des 
Regiſterrichters in Übereinſtim⸗ 
mung hält. (Beitrittserflärung, Mitglieds- 
nummer, Austritt, Eintragung weiterer Geſchäfts⸗ 
anteile, Bilanzeinſendung, Abſchrift des geſetzlichen 
Reviſionsberichtes, Satzungsänderungen uff.) 

5. Am Jahresſchluſſe prüft der Rech- 
nungsprüfungsausſchuß die Bilanz und Jn- 
ventur. Er ſtellt ferner feſt, ob die Kaſſenbücher 
am Schluſſe des Geſchäftsjahres (31. 12.) abge⸗ 
ſchloſſen wurden. Die Prüfung der Inventur er- 
folgt nicht nach den Büchern, ſondern die einge— 
ſetzten Werte werden mit denen der einzelnen 
Gegenſtände verglichen; die Abſchreibung n wird ent⸗ 
ſprechend dem Minderwert feſtgeſetzt. Der Aus- 
ſchuß prüft ferner, ob die Genoſſen am Jahres- 
ſchluſſe Auszüge ihrer Sparfajjen-, Gejchäftsanteil- 
und evtl. auch der Hausertragskonten erhalten 
haben. 

Die Prüfung der Jahresbilanz iſt 
nicht ſchwer, wenn regelmäßig vierteljährlich oder 
monatlich die Rohbilanz aufgeſtellt und vom Rech- 
nungsprüfungsausſchuß ſorgfältig geprüft wurde. 
Die Abſchlüſſe der Nebenbücher müſſen mit denen 
der entſprechenden Konten im Hauptbuch überein⸗ 
ſtimmen. 

Der Rechnungsprüfungsausſchuß unterbreitet 
der Generalverſammlung auch (nach vorange— 
gangener Beſprechung im geſamten Aufſichtsrat) 
die Vorſchläge über Verteilung von 
Gewinn und Verluſt. 

Über das Ergebnis jeder Prüfung 
wird eine Verhandlung aufgenom- 
men. Dieſe führt die beteiligten Perſonen an, 
gibt die Ergebniſſe der Prüfung, den Vite und Soll- 
beſtand, ev. auch die Höhe des Überſchuſſes oder des 
Fehlbetrages. Rückſtändige Mieten und Beiträge 
werden beſonders bezeichnet. Die Niederſchrift ver- 
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merkt auch die Beſeitigung geäußerter Anſtände 
oder die noch beſtehenden Mängel der vorange— 
gangenen Prüfung. 

Die Arbeitsteilung innerhalb des Aufſichtsrates 
ſchließt natürlich nicht aus, daßein Aufſichts⸗ 
ratsmitglied auch zwei Ausſchüſſen 
angehören kann. Wenn auch die perſönliche 
Eignung und der Wunſch des einzelnen für die Bue 
teilung in einen Ausſchuß zunächſt zu berüd- 
ſichtigen iſt, bleibt doch der Mehrheitsbeſchluß 
innerhalb des Aufſichtsrates ausſchlaggebend. 

Mitglieder des Aufſichtsratesgel— 
ten als Kaufleute im Sinne des Ge— 
ſetzes und ſind ſomit auch erſatzpflichtig, wenn ſie 
nicht nachweiſen können, daß ſie die im Geſetz ge— 
forderte Sorgfalt eines Kaufmanns nicht miſſen 
ließen. Freilich iſt es für der Materie Fern— 
ſtehende nicht leicht, die notwendige Sachkenntnis 
und Erfahrung für die Überwachungspflicht ſich an- 


zueignen. — Aufjichtsratsmitglieder, die mit Ernſt 
an ihre Aufgabe gehen, verantwortungsbewußt ſich 
in ihren Aufgabenkreis einarbeiten, werden auch 
recht bald erkennen, daß der Aufſichtsrat 
nicht Vorgeſetzter des Vorſtandes iſt, 


daß ſeine Tätigkeit vielmehr nur 
eine ergänzende für die Verwal- 
tungsarbeit des Vorſtandes ſein 


kann. Bei der Generalverſammlung iſt in erſter 
Linie der Aufſichtsrat berufen, die Genoſſenſchafts⸗ 
arbeit und verwaltung zu verantworten, ſo lange 
dieſe vom Vorſtande im Einverſtändnis mit dem 
Aufſichtsrat geführt wurden. Es iſtalſo nicht richtig, 
wenn der Auſſichtsrat als „unparteiiſches Organ“ 
die Verantwortung gegenüber der Generalver- 
ſammlung dem Vorſtande allein überläßt. Mehr 
Verantwortlichkeitsgefühl beim Aufſichtsrat, und es 
wird in vielen Genoſſenſchaften beſſer ſtehen. 


Kinder in der Siedlung. 


Von Erna Behne. 


Die Selbſtentfaltung iſt des Kindes 
wahrſte und faſt einzige Luſt. 
Monteſſori. 


enn von den Kindern die Rede iſt, die in den 

Vierteln der Armen geboren werden, müſſen 
ſogar die gebräuchlichen Redewendungen geändert 
werden; denn ſie erblicken nicht zum erſtenmal das 
Tageslicht', ſie werden in eine Welt der Finſternis 
hineingeboren. Sie wachſen auf in dem vergifteten 
Schatten, der um die zuſammengedrängte Menſch— 
heit lagert. Dieſe Kinder können nicht anders ſein 
als ſchmutzig am ganzen Leib, denn die Waſſer⸗ 
verſorgung in einer Wohnung, die urſprünglich für 
drei bis vier Perſonen gedacht war, reicht kaum 
mehr für das Bedürfnis des Trinkens aus.“ Von 
dieſem düſtern Bild aus dem Armenviertel Roms, 
das ſich in faſt allen Weltſtädten wiederholt, wollen 
wir uns in die ländliche Umgebung einer Grok- 
ſtadt wenden, wo fich natürliche Vororte, Garten- 
ſtädte und Wohnſiedlungen ausbreiten. Hier liegt 
die Sonne breit über Häuſern und Gärten, und 
der Wind fegt die Luft rein. Hier wachſen andere 
Kinder. Es fällt einem auf, wenn man z. B. in 
Hamburg in den Elbvororten oder in den Wald- 
dörfern ſich aufhält, was die Kinder dort für wohl⸗ 
gebildete Geſichtsformen, klare Farben und kernige 
kleine Körper haben. Sie ſind wetterfeſt, die 
Kleinen, und iſt das nicht eine Vorſtufe zur Lebens⸗ 
feſtigkeit? Sie können täglich ihren ganzen Körper 
ausarbeiten, auslaufen, austoben, in Luft und 


Sonne baden, und nicht nur ihren Körper, ihren 
ganzen kleinen Menſchen können ſie entfalten. 

„Es ijt unmöglich, die Folgen davon abzu⸗ 
ſchätzen, wenn man eine ſelbſtändige Handlung 
unterdrückt in einer Lebensſtufe, wo das Kind eben 
beginnt zu handeln. . .. Die Zucht muß aus der 
Freiheit hervorgehen. Und Freiheit iſt Tätigkeit“, 
ſagt Maria Monteſſori, die Pädagogin, die mit 
einer Liebe an die Kinder herangeht, die ſie auf eine 
Stufe mit Peſtalozzi ſtellt. Ja, aber man ſtelle ſich 
dieſes nur vor in einem Etagenhaus, wo einer den 
andern drängt, wo die dunklen Flure, Verſtecke für 
ihre Entdeckerluſt, für das Spielen der Kinder ver- 
boten ſind, in der engen Wohnung, wo die Kinder 
den Erwachſenen bei ihren Geſchäften im Wege 
ſtehen und eine Flut von Scheltworten auf ſich 
häufen, wenn ſie eine „ſelbſtändige Handlung“ in 
dieſem engen Bezirk unternehmen. Wo kann in 
einer ſolchen Umgebung, die ſelbſt Gefängnis und 
Dumpfheit ijt, eine Freiheit wachſen, die Tätig- 
keit iſt? 

Wachſen kann etwas nur, wo Spielraum, Licht, 
Boden iſt. Die Züge, die allmorgendlich von unſern 
Vororten in die Stadt fahren, enthalten oft ganze 
Fuhren von fröhlich zwitſchernden Schulkindern mit 
merkwürdig ſelbſtändigen Bewegungen, aufge- 
weckten Augen und Sinn für alles, aber auch alles, 
was um ſie vorgeht. Dieſe Augen ſind gewohnt, 
täglich munter über Gärten und lauter lebendige 
Dinge hinzuſehen, die ganzen kleinen Perſonen 
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bringen eine Welle von Unternehmungsluſt, Zu⸗ 
ſammengehörigkeitsgefühl, aufgeſpeicherter Yebens- 
freudigkeit mit in den Wagen, die nur Griesgrame 
zu einem Verweis auffordern kann, allen andern 
aber ein rechter Morgengruß ijt. Ein Morgen- 
gruß, der freilich einen bittern Beigeſchmack erhält, 
wenn man kurz darauf in den engen und engſten 
Großſtadtſtraßen den kleinen Brüdern und 
Schweſtern dieſer Kinder begegnet, die mit müden 
Erwachſenengeſichtern ihren Schulweg trotten. 
Kinder gehören nach draußen. Unmerklich ſchlägt 
da in ihnen Wurzel, was ſie zum Leben gebrauchen. 
Was ſagt Maria Monteſſori? „Wenn das Kind 
eine Iris, eine Lilie, Roje oder Hyazinthe gezogen, 
den Samen oder die Zwiebel in die Erde geſenkt 
und ihn regelmäßig begoſſen, oder wenn es einen 
fruchttragenden Strauch gepflanzt hat, und die auf- 
geblühte Blume, die reife Frucht bieten ſich ihm 
nun als eine großmütige Gabe der Natur, als 
reicher Lohn für eine geringe Leiſtung, ſo iſt es faſt, 
als ſei die Natur mit ihren Gaben erkenntlich für 
das Gefühl der Zuneigung, der vorſorglichen Liebe 
des Pflegers und geben nicht nur ausgerechneten 
Lohn für geleiſtete Arbeit. ... Nachdem es den 
brütenden Tauben lange geduldig Futter und 
Stroh zugetragen hat, ſieht es eines Tages die 
Jungen, oder es erblickt eine Schar Kücken, die um 
die Mutterhenne herziepen, welche noch geſtern ein- 
ſam und regungslos auf der Brutſtätte ſaß, oder 
die kleinen zarten Kaninchen in dem Stall, wo zu⸗ 
vor nur die Alten hauſten, denen es oft vorſorglich 
grünes Gemüſe, den Abfall aus der Küche, der 
Mutter zugetragen hatte!“ Hier ſpricht eine 
Stimme des bedürftigen Lebens, das auf Fürſorge 
angewieſen iſt. „Menſchen, deren Kinderzeit ſo 
ausgeſehen hat, werden zeitlebens einen Naturzu— 
ſammenhang behalten, der wie ein Mutterband iſt.“ 
Was ſagte das kleine Mädchen, das eine Zeitlang 
von ſeinem Wohnort in der Vorſtadt getrennt war, 
von der Bahn aus erkennend: das iſt ja mein 
Wald! Und der kleine Junge, als das Laſtauto 
eine ſcharfe Biegung vor dem Hauſe machte, ſchrie 


Sehen 


in größter Herzensangſt: ſie fahren ja unſer Haus 
um! Dieſe Kinder haben Heimatgefühl. Sie haben 
ein Elternhaus, wie viele unſerer Eltern es noch 
hatten. Sie haben eine heimatliche Gegend, die 
ihnen lieber iſt als alle Gegenden der Welt. Man 
erkennt diefe Menjen ſpäter im Leben. Sie haben 
ein bodenſtändiges Gepräge. 

Eigentlich ſieht man fie immer truppweiſe, dieſe 
Kinder da draußen. Es gibt kaum eins, das für ſich 
bleibt oder mit Erwachſenen zuſammenhocken muß. 
Und wenn ſchon in der Familie ſich ein größerer 
Kinderreichtum ausbreitet, ſo halten auch noch die 
Nachbarskinder alle zuſammen. Da iſt kein Menſch, 
den fie nicht kennen in der Nachbarſchaft. Sie wer- 
den ſchon hineingeboren in eine bunte, vielſeitige 
Gemeinſchaftlichkeit, ſie ſchaffen ſich hier ihre Welt, 
ſetzen ſich in ihr durch und ſchärfen ihre Sinnes⸗ 
werkzeuge und bilden ihre Vorſtellungen in 
lebendiger Anſchauung. Die Fundamente der 
menſchlichen Arbeit, Gartenbau und Häuſerbau, 
ſehen ſie vor ihren Augen und offen liegt vor ihnen 
da, wie die Rohre der Waſſerleitung gelegt ſind 
und die elektriſchen Drähte gezogen, das reizt ſie zu 
unermüdlichen Nachahmungen. Bei einem ſolchen 
Kind können die natürlichen Anlagen ſich aus- 
bilden und der Drang nach einem beſtimmten Be- 
ruf ſich ſammeln. Was nur an Kräften in ihnen 
ijt, kommt in ihren täglichen Spielen, Ent- 
deckungen und häuslichen Arbeiten heraus. Eines 
ſpornt das andere an. Dieſe Kinder brauchen keine 
zurechtgemachten Spielſachen. Sie haben um ſich 
herum alles, was ihre Unternehmungsluſt reizt. 
ſie die Erwachſenen mit Gießkannen, 
wünſchen ſie ſich als Höchſtes, eine Gießkanne in 
die Hand zu bekommen. Sie find dann unermüd⸗ 
lich, und dieſes Spiel iſtihnen ſchöner als alle anderen, 

Was heute unſere Schule als Beſtes erſtrebt, das 
hat hier ſeinen Boden. „Wir müſſen die kommende 
Generation zu ſtarken Menſchen erziehen und dies 
will bedeuten, daß wir ſie zu ſelbſtändigen und 
freien Menſchen machen müſſen“, ſagt Maria 
Monteſſori. 


Nachruf. 


Am 7. November 1926 verjchied unerwartet an 
den Folgen einer Operation das Vorſtands⸗ 
mitglied der Deutſchen Wohnſtättenbank, Herr 
Bankdirektor Heinrich Hauſen. 

Der Verſtorbene hat durch ſeine Tätigkeit, die 
weſentlich zum Ausbau der Deutſchen Wohn⸗ 
ſtättenbank beigetragen hat, dem gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbau außerordentlich wertvolle 
Dienſte erwieſen. Er hat ſich durch ſeine um— 
faſſenden Kenntniſſe, feine unermüdliche Arbeits- 
kraft, ſeine vorbildliche Pflichterfüllung das all⸗ 


gemeine Vertrauen weit über den Rahmen der 


Bank, deren Vorſtand er angehörte, erworben, 
und durch ſeine perſönliche Zuverläſſigkeit, Tat⸗ 
kraft und Umſicht zahlreiche Freunde gewonnen. 
Er iſt im blühenden Alter von 40 Jahren mitten 
aus einem Leben erfolgreicher Arbeit abberufen 
worden. 

Sein Andenken wird in den Streifen der gemein- 
nützigen Wohnungsbautätigkeit, der er feine ganze 
Arbeit gewidmet hat, und der er jederzeit mit 
Rat und Tat zur Verfügung ſtand, unvergeſſen 
bleiben. N 
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vermiſchtes. 


Die „Heimſtätte“ bringt in ihrer Nummer 4 
vom 14. 11. 26 folgende Kammergerichtsentſchei— 
dungen: 


1. Gebührenfreiheit aus $ 36 des Reichsheim⸗ 
ſtättengeſetzes. 

Aus dem Beſchluß des Preußiſchen Kammer— 
gerichts vom 30. Dezember 1925, la. X. 1103/25. 
Die Gebührenfreiheit aus § 36 des Reichsheim— 
ſtättengeſetzes iſt nicht davon abhängig, daß die 
Eigenſchaft als Reichsheimſtätte bereits im Grund- 
buch eingetragen iſt. s 

Vorgang des Gerichtsbeſchluſſes: unrechtmäßige 
Erhebung von Gerichtsgebühren für die Zurück— 
nahme eines Antrages beim Grundbuchamt vor 
der Eintragung als „Reichsheimſtätte“. Der 
ſpätere Ausgeber hatte beſcheinigt, daß die 
Zurücknahme des Antrages zur Begründung einer 
Reichsheimſtätte erfolgt ſei. 


2. Gebührenfreiheit aus § 11 der Beamten-Sied- 
lungs⸗Verordnung. 

Aus dem Beſchluß des Preußiſchen Kammer- 
gerichts vom 30. Dezember 1925, la. X. 1095/25. 
Die Gebührenfreiheit aus § 11 der Beamten-Sied— 
lungs⸗Verordnung ift nicht nur bei den Geſchäften, 
die unmittelbar den Erwerb oder die Bebauung 
von Grundſtücken betreffen, zu gewähren, ſondern 
auch bei Geſchäften, die für ſich allein oder im Bue 
ſammenhange mit ſpäter vorzunehmenden Ge— 
ſchäften die nach § 11 Abſ. 1 a. a. O. in Frage tom- 
menden Zwecke zu erreichen geeignet ſind, ſie 
müßten denn mit dieſen Zwecken nur in einem 
ganz loſen Zuſammenhange ſtehen. 

Vorgang des Gerichtsbeſchluſſes: unrechtmäßige 
Erhebung von Gerichtsgebühren und Stempelab— 
gaben für Eintragung und Löſchung einer Siche— 
rungshypothek wegen Anſpruchs einer Firma aus 
Bauvertrag über Herſtellung eines Einfamilien- 
hauſes. — Befreiung alſo auch anwendbar, wenn 
das Geſchäft die Beſchaffung von Zwiſchenkrediten 
und die hiermit im Zuſammenhange ſtehende Ein- 
tragung von Hypotheken im Grundbuch betrifft. 


Leere Neubauwohnungen? 

In Berliner Zeitungen erſchienen unlängſt alar⸗ 
mierende Artikel über leerſtehende Wohnungen, deren 
Zahl ſich in Berlin auf tauſende — man ſprach von 
3000 bis 10 000 — belaufen ſollte. Die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft Berlin m. b. H., die ſchon wiederholt 
auf die Haltloſigkeit derartiger Nachrichten hinge- 
wieſen hatte, iſt jetzt auf Grund einer amtlichen Um⸗ 
frage in der Lage, der Öffentlichkeit genaue Angaben 
über die Vermietung der Neubauwohnungen nach dem 
Stande vom 15. 8. 26 zu machen. In Frage kamen 
für die Statijtik nur die in den erſten zwei Jahren 
1924 und 1925 von der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
Berlin m. b. H. mit Hauszinsſteuerdarlehen beliehenen 


Nebauten mit insgefamt 19357 Wohnungen. 
waren am 15. Auguſt d. Is. bezugs⸗ 

aa sir e E ER T . 15 898 Wohnungen 
vermietet waren am Stichtage .. 15594 Wohnungen 
noch nicht vermietet waren ſomit 304 Wohnungen. 
Wie die nachſtehende Tabelle (Gruppe A) zeigt, handelt 
es fidh bei den leerſtehenden Wohnungen faſt ausſchließ⸗ 
lich um Neubauten, die durch Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken, erſte Hypotheken von Pfandbriefanſtalten u. 
dgl. und durch eigenes Kapital der Bauherren finan— 
ziert worden ſind, wo alſo die Vermietung Sache des 
Bauherrn ift. Bei der zweiten Gruppe von Neuz 
bauten (B), die neben der Hauszinsſteuerhypothek 
noch Zuſatzhypotheken aus ſtädtiſchen Mitteln erhalten 
haben, waren die bezugsfertigen Wohnungen bis auf 
14 in eben fertiggejtellten Häuſern vermietet. über 
die Wohnungen der Gruppe B verfügt nicht der Bau- 
herr, da ſich die Stadt Berlin bei Bewilligung der 
Zuſatzhypotheken das Recht vorbehalten hat, die 
Mieter durch die Bezirkswohnungsämter in die 
Wohnungen einzuweiſen. Baukoftenzufhüffe werden 
für dieſe Wohnungen nicht erhoben. Bei der 3. Gruppe 
(C), den Einzelſiedlern, die Ein- oder Zweifamilien⸗ 
häuſer für eigene Rechnung mit Hilfe von Hauszins⸗ 
ſteuerdarlehen errichten, kommen leerſtehende Woh— 
nungen überhaupt nicht vor. 


Hiervon 


Insgeſamt[ Von den Wohnung. d. Spalte 1 find: 
mit öffentl. bezugs⸗ 
eee bezugs⸗ r noch dennoch 
Mitieln fertig range nit | ion 
belichene und vers nicht bezugs⸗] vers 
Wohnung. mietet permiet.] fertig f mietet 


13 260 
4868 
1229 


Gruppe A 
Gruppe B 
Gruppe C 


insgeſamt 


Von 11 101 bezugsfertigen Wohnungen der Gruppe A 
konnten demnach 290 Wohnungen noch nicht vermietet 
werden, während auf der anderen Seite von den 
noch nicht bezugsfertigen Wohnungen der Gruppe A 
ſchon 43,7 % im voraus vermietet worden find. Im 
Geſamtbild der Gruppe A ſtehen 11 391 bezugsfertigen 
Wohnungen 11918 vermietete Wohnungen gegenüber. 
Die verhältnismäßig geringe Anzahl der 290 bezugs⸗ 
fertigen und unvermieteten Wohnungen läßt er- 
kennen, in wie vielen Fällen die von der Privatwirt⸗ 
ſchaft geforderten Baukoſtenzuſchüſſe jo hoch find, 
daß ſich hierfür noch keine Intereſſenten fanden. Die 
betreffenden Bauherren werden ſich, wie es viele 
andere jhon getan haben, ebenfalls genötigt ſehen, 
ihre Forderungen zu ermäßigen, um die Wohnungen 
vermieten zu können. 

Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Berlin m. b. H. 
hat ſich für alle Wohnungen mit Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken die Genehmigung der Mieten vorbehalten. 
Andererſeits kann ſie aber nicht umhin, die Mieten 
ſolcher Neubauten in der Höhe anzuerkennen, wie 
ſie ſich aus der Verzinſung der aufgewendeten Mittel 
zuzüglich eines angemeſſenen Verwaltungsaufſchlags 
des Bauherrn zwangsläufig ergibt. Die Wohnungs: 
fürſorgegeſellſchaft Berlin m. b. H. kann lediglich 
über dieſes Maß hinausgehende Mieten herabſetzen, 
wie dies auch mehrfach geſchehen iſt. Im übrigen 
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unterliegt die Höhe der Mieten in den einfachen Haus- 
zinsſteuerbauten dem allgemeinen Wirtſchaftsgeſetz 
von Angebot und Nachfrage. 

Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Berlin m. b. H. 
hat von jeher das Syſtem der Baukoſtenzuſchüſſe als 
einen recht bedauerlichen Mißſtand angeſehen. So⸗ 
lange aber die für Zuſatzhypotheken von der Stadt 
Berlin zur Verfügung geſtellten Mittel nicht aus⸗ 
reichen, für ſämtliche Berliner Neubauten den durch 
Hauszinsſteuerhypotheken und erſte Hypotheken nicht 
gedeckten Reſt der Baukoſten aufzubringen, muß das 
Kapital der freien Wirtſchaft einſpringen, da der für 
erlin von der Regierung feſtgeſetzte Höchſtbetrag 
der Hauszinsſteuerhypothek nicht überſchritten werden 
darf. Die Privatwirtſchaft ſucht ſelbſtverſtändlich die 
von ihr inveſtierten Bauͤkoſten in Form von Pau- 
koſtenzuſchüſſen oder von Mietsaufſchlägen wieder 
flüſſig zu machen. 

Im allgemeinen iſt die Höhe der geforderten Bau— 
koſtenzuſchüſſe ſchon erheblich zurückgegangen, weil 
ſich der Kreis der bemittelten Wohnungsſuchenden 
immer mehr verkleinert hat und nicht zuletzt auch 
deswegen, weil die zuſchußfreie Bereitſtellung von 
Wohnungen durch die Stadt Berlin (mit Hilfe von 
Zuſatzhypotheken) die Nachfrage nach Wohnungen mit 
Baukoſtenzuſchüſſen merklich geſchmälert hat. Die 
Zahl dieſer zuſchußfreien Wohnungen für Minder⸗ 
und Unbemittelte hat bis jetzt in jedem Jahre er⸗ 
heblich zugenommen. Während im Jahre 1924 nur 
1217 Wohnungen, im Jahre 1925 ſchon 3651 Woh- 
nungen bereitgeſtellt werden konnten, werden im 
Jahre 1926 5500 Wohnungen ohne Bauhkoſtenzuſchüſſe 
den unbemittelten Wohnungſuchenden geboten werden. 
Außerdem werden aus den im Jahre 1926 von der 
Stadt zur Verfügung geſtellten Zuſatzhypotheken⸗ 
mitteln im Januar nächſten Jahres noch etwa 3000 
Wohnungen gleicher Art erſtellt werden, da für die 
Verteilung der reſtlichen Zuſatzhypothekenmittel in 
dieſem Jahre die entſprechenden Hauszinsſteuermittel 
nicht mehr ausreichten. 

Für die in Gruppe A nachgewieſenen 11391 Woh⸗ 
nungen ſind übrigens keineswegs durchweg Bau⸗ 
koſtenzuſchüſſe erhoben worden. Die Zahl dieſer 
Wohnungen iſt erheblich geringer, da für folgende in 
Gruppe A enthaltenen Wohnungen in anderer Weiſe 
der fehlende Spitzenbetrag der Baukoſten aufgebracht 
worden iſt: 
für 1700 Wohnungen durch Arbeitgeberdarlehen der 
Reihs- und Staatsbehörden, 
ſowie der Stadt Berlin, 
für 837 Wohnungen, die die Berliner Straßenbahn 
bezuſchußt hat, 
die durch Altersheime, Ledi⸗ 
genheime, Stiftungen uſw. er⸗ 
ſtellt worden ſind, 
gemeinnütziger Geſellſchaften 
in Hochbauten durch Zuſchüſſe 
aus eigenen Mitteln der Ge⸗ 
ſellſchaften 


für 269 Wohnungen, 


für 787 Wohnungen 


3593 Wohnungen. 

Die Zahl der Wohnungen, für die von den Mietern 
Baukoſtenzuſchüſſe verlangt worden find, beträgt 
i . ws on) See 
3 593 
= 7798. 
In dieſer Zahl von 7798 Wohnungen find 1041 Woh⸗ 
nungen enthalten, die durch Eigenheime in geſchloſſe⸗ 
nen Siedlungen geſchaffen wurden und zu deren Er⸗ 

werb die Käufer Eigenkapital aufbrachten. 
Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft hat ferner ein⸗ 
gehendes ſtatiſtiſches Material geſammelt, um ein 


zuſammenhängendes Bild über die Höhe der Bau⸗ 
koſtenzuſchüſſe und der Mieten für dieſe Wohnungen 
zu gewinnen. Auf Grund von Angaben, welche die 
verſchiedenen Antragſteller über die Zuſchußleiſtungen 
der Mieter und über die Miethöhen gemacht haben, 
iſt ein Durchſchnitt der Miethöhe für verſchiedene 
Zeitabſchnitte feſtgeſtellt worden, der ein zutreffendes 
Bild von der tatſächlichen Dauerbelaſtung der Woh⸗ 
nungen ergibt. Da die Zuſchüſſe auf Grund ſehr 
verſchiedenartiger Vereinbarungen geleiſtet wurden, 
konnte eine Unterſcheidung der Dauerbelaſtung nach 
einmaliger Barleiſtung und laufender Mietzahlung 
nicht gemacht werden, es mußten vielmehr die ein⸗ 
maligen Barleiſtungen zur Dauerbelaſtung ent⸗ 
ſprechend zugeſchlagen werden, und zwar nach den ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen entweder als verlorener 
Zuſchuß, der ein Mietrecht auf 5 Jahre gewährt oder 
als rückzahlbare Hypothek, deren Verzinſung von 
der Sollmiete abgezogen wird oder als Mietvorſchuß 
für die nächſten 5 Mietjahre. Die Vereinbarungen 
waren nicht nach dieſen drei Arten zu trennen, ſie 
enthielten in vielen Fällen Beſtimmungen, welche 
zwei dieſer Vereinbarungsarten kombinieren. So 
konnte nur die Auswirkung der jedesmaligen Ver⸗ 
einbarung ſinngemäß der Dauerbelaſtung zuge⸗ 
ſchrieben werden, um die tatſächliche Miethöhe feſt⸗ 
zuſtellen. 

Was die Größe der Wohnungen anlangt, ſo ver⸗ 
teilen ſich die in den Jahren 1924 und 1925 finan⸗ 
zierten 19357 Wohnungen wie folgt: Es iſt zunächſt 
zwiſchen Hochbauten und Flachbauten zu unter⸗ 
ſcheiden. 

Es entfallen auf Hochbau, d. h. Bauten mit 3, 4 
und 5 Geſchoſſen leinſchließlich Erdgeſchoß) 

14577 Wohnungen 
auf Flachbau ten 4780 Wohnungen. 
In der Zahl der Flachbauten ſind rund 2000 Ein⸗ 
familienhäuſer enthalten, und zwar teils Einzelhäuſer, 
teils Gruppenhäuſer. Die Eigenheime weiſen 2 bis 
4 Zimmer, Nebengelaß, Küche und Bad auf, je nach 
der Finanzkraft der Antragſteller. Die übrigen Flach⸗ 
bauten enthalten faſt ausſchließlich kleinere Woh⸗ 
nungen. In den Hochbauten befinden ſich 
rd. 15 % der Wohnungen von 1 Zimmer, Kammer, 

Küche und Bad 

=z 25% = z = 2 Zimmern, Küche und 
= Bad 

35% =: z 2 z , Rammer, 
Küche und Bad 
„Küche und 
Bad oder 

‚Kammer, 
Küche und Bad 

, Rammer, 
Küche und Bad. 
Dieſe Prozentzahlen werden ſich durch die Bauten aus 
dem Jahre 1926 weſentlich zugunſten der kleineren 
Wohnungen, d. h. der Wohnungen bis zu 2 Zimmern 
und Kammer verſchieben, da neuerdings faſt allgemein 
der Bau kleinerer Wohnungen bevorzugt wird — 
aus dem einfachen Grunde, weil ſich die größeren 
Wohnungen immer ſchwerer vermieten. Zufatzhypo⸗ 
theken aus ſtädtiſchen Mitteln werden überdies auch 
nur für Kleinwohnungen gewährt. 

Berlin, den 3. September 1926. 


Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Berlin m. b. H. 
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Die diesjährige Tagung der Deutſchen Gartenſtadt⸗ 
geſellſchaft, die am Sonnabend unter der Leitung des 
Kieler Oberbürgermeiſters Dr Lueken ſtattfand, war 
für das Siedlungsweſen und den Städtebau von be⸗ 
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ſonderer Bedeutung. Seit Jahren tobt auf dem frag⸗ 
lichen Gebiete ein heftiger Streit über die prinzipielle 
Einſtellung zu den großen Aufgaben: landwirtſchaft⸗ 
liche und induſtrielle Siedlung, Großſtadtproblem und 
Landesplanung. Auf der einen Seite wird ein neues 
Oronungsprinzip angeſtrebt, das den veränderten 
ſozialen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſpricht 
und eine Entwichlung ermöglicht. Der im Preußiſchen 
Landtag vorliegende Entwurf eines Städtebaugeſetzes 
nimmt bereits teilweiſe Rückſicht auf dieſe Beſtre⸗ 
bungen. Von der anderen Seite, die am Herkommen 
feſthält, bekämpft man diefe Beſtrebungen. 

Die Deutſche Gaxtenſtadtgeſellſchaft, der aus allen 
Lagern führende Soziologen, Techniker, Aſtheten, 
Wirtſchaftler, Verwaltungsbeamte uſw. angehören, die 
alſo für die Streitenden ein neutraler Boden iſt, hat 
durch ihre Tagung Gelegenheit gegeben, die ſachlichen 
Gegenſätze auf eine gemeinſame Plattform zu bringen, 
um dadurch in einer für die Allgemeinheit nützlichen 
Weiſe einen Ausgleich herbeizuführen. 

Zwei Fragen, die Bodenfrage, die auf dem dies- 
jährigen Internationalen Städtebaukongreß in Wien 
an erſter Stelle zur Diskuſſion ſtand, und die Frage: 
„Iſt der Städtebau eine Wiſſenſchaft oder eine Kunſt?“, 
die im vergangenen Jahre bei den „Rheiniſchen Sied- 
lertagen“ in Köln angeſchnitten wurde, gaben den 
Grundton der Erörterungen an. 

Als erſter ſprach Stadtbaurat Berg⸗ Breslau 
zum Thema: „Das Rechtsempfinden und die Boden⸗ 
frage.“ Nach einem überblick über die Berichte der 
einzelnen Völker in Wien zur Bodenfrage führte er 
aus, daß unſer herrſchendes Rechtsempfinden der 
Löſung der Bodenfrage entgegenſtehe. Der Ankauf 
des Rittergutes Düppel durch die Stadt Berlin ſtelle 
ein treffendes Beiſpiel dar. Groß-Berlin mit mehr als 
4 Millionen Menſchen brauche Raum, und fein Gebiet, 
auf dem man zwar nach techniſchen Grundſätzen rund 
die dreifache Zahl Menſchen unterbringen könnte, ſei 
zu eng begrenzt, wenn ſeine Bewohner ſich in natür⸗ 
licher, kultureller und wirtſchaftlicher Hinſicht ent⸗ 
wickeln ſollen. Im Jahr 1920, als das Geſetz be⸗ 
treffend die Bildung eines Stadtkreiſes Groß-Berlin 
zuſtande kam, habe man die Größenfrage nicht 
genügend berückſichtigt, obwohl eine darauf hin⸗ 
zielende Denkſchrift vorlag. Heute, nach 6 Jahren, 
muß die Stadt Berlin, obwohl eine durchgreifende 
Sanierung noch gar nicht eingeleitet iſt, ſchon an⸗ 
fangen, an ihr Gebiet angrenzenden Boden zu kaufen. 
Und zwar muß ſie 11 Mill. Mark für ein 3000 Morgen 
großes Gebiet bezahlen, deſſen landwirtſchaftlicher 
Wert nur ein Bruchteil der Kaufſumme iſt. Wenn 
dieje Praxis fortgeſetzt werden muß, was bei dem 
geltenden Recht nicht anders möglich iſt, ſo iſt die 
Löſung der Bodenfrage für Berlin eben unmöglich. 
Nach ſeiner Auffaſſung müſſe alſo erſt das geltende 
Recht einem ähnlichen Rechtsempfinden angepaßt 
werden, wie es beiſpielsweiſe ſeinerzeit zur Aufhebung 
der Sklaverei geführt hat. 

Daran anſchließend äußerte ſich Regierungs⸗ und 
Oberbaurat Dr Serini⸗Nürnberg über die 
Frage: „Warum jo wenig Einfamilienhäufer?“ Der 
Mehrbedarf an Boden für Einfamilienhäuſer, der 
durchſchnittlich 21% des Bedarfs einer Stockwerk⸗ 
wohnung iſt, macht in den Geſamtkoſten einer Woh⸗ 
nung nur 1% aus. Die Urſache, weshalb jo wenig 
Einfamilienhäuſer gebaut werden, ſieht er darin, daß 
auch in Fachkreiſen die geringfügige Verteuerung noch 
nicht bekannt iſt, und daß die ie Stadtverwal⸗ 
tungen keinen entſprechenden und zuſammenhängenden 
Grund und Boden zur Verfügung halten können. 

Reg.⸗Baumeiſter Dr.⸗Ing. Gloeden⸗ Berlin 
ſetzte ſich mit dem Thema: „Der Städtebau eine Wiſſen⸗ 
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ſchaft oder eine Kunſt?“ auseinander. Er wies darauf 
hin, daß unſere Großſtadtbildungen, die eine große 
Gefahr geworden ſind, im weſentlichen darauf zurück⸗ 
zuführen ſeien, daß der Städtebau von der Kunſt 
beherrſcht wird, dieſe aber mit ihren Methoden und 
Schablonen den geſtellten Fragen nicht mehr gewachſen 
iſt. Straßen⸗ und Platzformen der alten Stadtidyllen 
hätten mit moderner Großſtadtbildung nichts zu tun. 
Was früher noch mit dem Gefühl gemacht werden 
konnte, muß in den heutigen Maſſenbildungen er— 
cechnet werden. $ 3 

Oberbaurat Dr.-Ing. Heiligenthal⸗ Berlin 
befaßte fic) mit der Dezentraliſationsaufgabe: „Satel⸗ 
liten und Paraſiten“ der Großſtädte. Er wandte ſich 
gegen jeden Schematiſierungsverſuch unter irgend- 
welchen Schlagworten wie Satellitenſtädte, zum Bei⸗ 
ſpiel, wie es der Rhein⸗Main⸗Städtekreis in Frank⸗ 
furt a. Main mit einem 50 km-Radius verſucht. Die 
Satellitenſtädte, die in den letzten Jahren in Amerika 
und Deutſchland gegründet wurden, ſind nur in⸗ 
duſtrielle Vororte, Paraſiten, welche vom Arbeits: 
markt der Großſtadt leben, ohne zu feinen Laſten bei- 
zutragen. Anders ſei es mit einer Gartenſtadt, die 
auf gebundenem Boden als kulturelles Beiſpiel er- 
richtet würde. Da für eine derartig große Anlage 
aber ein bedeutendes Kapital nötig wäre, kann nur 
der Staat der Träger eines ſolchen Unternehmens ſein, 
und zwar könnte er im Berliner Fall von dem be 
trächtlichen Teil des Hauszinsſteueraufkommens der 
Stadt Berlin, den der Staat für ſeine Zwecke zurück⸗ 
halte, das Betriebskapital für die Aufſchließung einer 
Gartenſtadt zur Verfügung ſtellen. An dem Fall der 
Gartenſtadt Letchworth in England hätte es fid) ge 
zeigt, daß das hineingeſtechte Kapital fih unter Um⸗ 
ſtänden erſt nach Ablauf von 20 Jahren, dann aber 
ſicher und ſteigend, bezahlt mache. Dazu wäre das 
Privatkapital nach dem Kriege aber nicht imſtande, 
und deshalb rate er der Gartenſtadtgeſellſchaft, an den 
Staat heranzutreten. 

Oberbaurat Koeppen⸗ Berlin verglich unter 
dem Thema „Landbedarf für Flachbauſtädte“ die ver⸗ 
ſchiedenen Berechnungsmethoden über die Grundſtücks⸗ 
größen pro Wohnung, Zuſchläge für Straßenland, 
Freiflächen, Sportplätze, öffentliche Gebäude, Induſtrie, 
Verkehr uſw., von denen faft alle den Durchſchnitt 
einer Bevölkerungsdichte von 126 Menſchen pro Hektar 
ergeben. Einen idealen Zuſtand könne er in dieſen 
Methoden nicht finden. 

Reg.⸗Baumeiſter Niemeyer⸗Oppeln brachte 
als genauer Kenner der oberſchleſiſchen Verhältniſſe 
an Hand von Lichtbildern eine Schilderung der 
induſtriellen und Siedlungsverhältniſſe im Oſten. Be⸗ 
ſonders trat er angeſichts der herrſchenden Bevor 
zugung der Großſtädte für die kulturelle Bedeutung 
der Klein- und Mittelſtädte ein. 

Leberecht Migge Worpswede gab dem 
Ganzen eine neue Note mit der Frage: „Und der 
Bodenertrag?“ Von den Wiener Erörterungen aus⸗ 
gehend, behandelte er die Bodenfrage vom Stand 
punkt des rationellen Produzenten und illuſtrierte 
ſeine Begründung mit einem ausgezeichneten Film. 
Statt kommunaler Koloniſierung in Mietswohnungen, 
forderte er eine Siedlung durch Dauergärten und 
gärtneriſch genutzte Erwerbsſiedlung. 

Regierungsrat Otto Albrecht⸗Berlin ſprach 
anſchließend über: „Die Notwendigkeit der Schaffung 
von Dauergärten im Bebauungsplan.“ In hiſtoriſch 
klarer Weiſe ſchilderte er die bisherige Entwicklun 
und ihre ſtaatspolitiſche und ſoziale Bedeutung un 
forderte, daß die in Mietskaſernen gepferchte Grob 
ſtadtbevölkerung in großem Umfange mit Heimgärten 
auszuſtatten ſei, die dauernd ſichergeſtellt bleiben. 
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Zum Schluß entwickelte Dr de Laporte⸗ 
Berlin ein eindringliches Bild von der verheeren⸗ 
den Entwicklung der Großſtadtpſyche. Er ging von 
der Unzulänglichkeit unſerer Selbſtverwaltungen aus, 
die auf der Stein⸗Hardenbergſchen Städteordnung 
baſierten. Vor 100 Jahren entſprach dieſe Ordnung 
den damaligen Stadtgrößen. Unſere Großſtädte aber und 
beſonders die Millionenſtädte, können mit dieſem Ord⸗ 
nungsprinzip nicht mehr verwaltet werden. Ferner 
ſtreifte er die Wohlfahrtspflege, die in den Rieſen⸗ 
ſtädten notwendigerweiſe ſchematiſiert, ihren erziehe⸗ 
riſchen wohltätigen Einfluß verliere; ebenſo die 
Rechtspflege. Mit einem Hinweis auf Mächlers Studie 
der Großſtadtpſyche ergänzte er ſeine Betrachtungen 
dahingehend, daß die Großſtädte in ſeeliſcher Hinſicht 
einen verderblichen Einfluß auf ihre Bewohner aus⸗ 
üben. Ein bürgerliches Gemeinſchaftsgefühl, das für 
die pſychiſche Geſundheit jedes einzelnen von größter 
Bedeutung iſt, ſcheidet bei den wahllos zuſammen⸗ 
wohnenden Maſſen immer mehr aus. Das Einſam⸗ 
keitsgefühl und der Egoismus des Großſtädters ſtehen 
in einem gewiſſen Zuſammenhang. Die Mechaniſierung 
des Lebens und der Mangel der Einwirkung der 
freien Natur veranlaßten in den Großſtädten eine ein⸗ 
ſeitige Bevorzugung des Intellekts zuungunſten des 
Inſtinktes. 

In kultureller Hinſicht verliere der geſamte Wirt⸗ 
ſchaftsverkehr feine ethiſche Grundlage „auf Treu 
und Glauben“ immer mehr. Dieſelben Momente 
ſpielen auch auf dem Gebiet des Kunſtlebens und 
wirken hier in gleicher Richtung. Die Auswahl der 
Führerperſönlichkeiten geſchieht infolge der Unkennt⸗ 
nis über intimere Charakterzüge und Handlungen der 
Betreffenden meiſtens mit Hilfe von Maſſen⸗ 
ſuggeſtionen, ſo daß auch auf dieſem Gebiet das 
Kulturleben des Einzelnen wie der Maſſe allmählich 
in der Großſtadt unter den geſchilderten Verhältniſſen 
die ſchwerſten Schädigungen erfahren müſſe. 

In einem Schlußwort brachte der Generalſekretär 
der Geſellſchaft. Adolf Otto, den Wunſch zum Aus⸗ 
druck, daß die Ausſprache pro und contra, die hoffent- 
lich ſehr bald fortgeſetzt wird, zu einer gedeihlichen 
Zuſammenarbeit führen möge. 


Wieder eine zweifelhafte Neugründung. 

Im März dieſes Jahres ift in Leipzig der ig en- 
heim Baubund e. G. m. b. H., Leipzig, qe- 
gründet worden, dem ſich bisher ungefähr 400 Mit⸗ 
alieder angeſchloſſen haben ſollen. Der Bund unter- 
hält in Dresden, Braunſchweig und Erfurt Werbe- 
oder Zweigſtellen und arbeitet in Dresden unter der 
Bezeichnung „Das deutſche Heim, Leipzig“. Das 
Syſtem des Bundes iſt ähnlich dem der Gemeinſchaft 
der Freunde und ähnlicher Organiſationen. Der Bund 
wirbt durch Verbreitung gedruckter Proſpekte, die 
zwar tönende, allgemein gehaltene Verſprechungen, 
aber keinerlei poſitive Angaben über die Rechte der 
beitretenden Bauſparer enthalten. Schon die arok- 
gedruckte überſchrift: „Für uns gibt es keine Woh⸗ 
nungsnot mehr“, erſcheint zur Irreführung Un⸗ 
erfahrener, wenn nicht beſtimmt, ſo doch geeignet. 

Mit der in den Satzungen vorgeſehenen Aufnahme 
des Bundes in einen Reviſionsverband der Bau⸗ 
genoſſenſchaften dürfte nach unſerer Kenntnis der Ber- 
hältniſſe nicht zu rechnen ſein. 

Der Umfang der betriebenen Propaganda läßt die 
Befürchtung gerechtfertigt erſcheinen, daß die bisher 
von den Mitgliedern aufgebrachten Mittel zum größten 


Teil für Propaganda und ſonſtige Unkoſten verwendet 
worden ſind. 


über tatſächliche Leiſtungen des Bundes iſt bisher 
nichts bekannt geworden. Vor dem Anſchluß an den 
Eigenheim-Baubund ſcheint daher eine Warnung 
dringend am Platz zu ſein. 


Sechs Jahre Oppelner Bodenreformarbeit. 


Am Mittwoch, den 8. Dezember, veranſtaltete die 
Bodenreformortsgruppe Oppeln ihrem ſcheidenden 
1. Vorſitzenden, Herrn Stadtbaurat Maurer, einen 
Abſchiedsabend. Der Vorſitzende des Landesverbands 
Schleſien im B. D. B., Herr Gewerbeoberlehrer Yen ter 
aus Breslau, ſchilderte bei dieſer Gelegenheit die 
Fortſchritte, die der Bodenreformgedanke in den 
letzten 6 Jahren in Schleſien und Oberſchleſien gemacht 
hat Ausgehend von der machtvollen Kundgebung des 
1. ſchleſ. Heimſtättentages und des 26. Bundestages der 
deutſchen Bodenreformer im Oktober 1921 in Breslau, 
hat ſich hier ein lebhaftes Bundesleben entwickelt, 
das u. a. dazu geführt hat, daß heute in Schleſien 
ca. 60 Städte, namhafte Organiſationen aller Rich⸗ 
tungen, ja ſelbſt die beiden großen chriſtlichen Kirchen, 
ſich zum Gedanken der Bodenreform bekennen. Die 
Auswirkung ſolcher Aufklärungsarbeit iſt nun auch 
der heute ſchwebende politiſche Kampf um das Reichs⸗ 
Bodenreformgeſetz und um das Preußiſche Städtebau⸗ 
geſetz. An Hand eines Briefes von Admiral Olde- 
ko p, dem früheren Leiter der Marineakademie, er- 
läuterte Herr Benter den Unterſchied zwiſchen der 
deutſchen und der angelſächſiſchen Bodenreform, der 
vornehmlich darin beruht, daß in Deutſchland im 
Gegenſatz zu den angelſächſiſchen Ländern Boden und 
Gebäude eine juriſtiſche Einheit bilden. Aus perſön⸗ 
licher Anſchauung in den Deſſauer Junkerswerken 
ſchildert er dann noch die geiſttötende Wirkung der ſich 
nun auch bei uns mehr und mehr einbürgernden 
amerikaniſchen Fabrikationsmethoden auf die beteilig⸗ 
ten Arbeiter. Die Heimſtätte mit der damit ver- 
bundenen Gelegenheit zu körperlicher und geiſtiger 
Erholung iſt berufen, hier ausgleichend zu wirken, und 
die Gewerkſchaften aller Richtungen ſollten dieſer Not⸗ 
wendigkeit mehr als bisher ihre Aufmerkſamkeit 
widmen. 

Zum Schluſſe galten ſeine Worte dem ſcheidenden 
1. Vorſitzenden. Er übermittelte ihm den Dank der 
Bundesleitung für ſein Wirken und bat ihn, im 
Weſten, wohin nun ſein Weg führt, aufklärend zu 
wirken für den deutſchen Oſten und ſeine Bedürfniſſe, 
die leider im Weſten immer noch nicht allgemein in 
ihrer großen Bedeutung für das geſamtdeutſche Shick- 
ſal erkannt werden. 

Die intereſſanten Ausführungen boten Anlaß für 
eine tieffchiirfende Ausſprache, an der fih Vertreter 
der verſchiedenſten Richtungen beteiligten, wie es ja 
überhaupt ein Vorzug der Bodenreformbewegung iſt, 
daß ſie Anhänger aller Parteien und Stände zu ge⸗ 
meinſamer Arbeit für die deutſche Zukunft N 


einen weiß. 


Internationaler Kongreß für Photogrammetrie. 

In den Räumen der Techniſchen Hochſchule in 
Charlottenburg fand vom 22. bis 26. November d. J. 
der erſte Internationale Kongreß für Photogram⸗ 
metrie ſtatt, bezeichnenderweiſe in Deutſchland, das 
auf dieſem Gebiete an der Spitze marſchiert. Die 
Kunſt, aus photographiſchen Bildern Maaße zu ent- 
nehmen, iſt faſt ſo alt, wie die Photographie ſelbſt; 
ſie iſt eine Aufgabe der darſtellenden Geometrie. 
Während man aber früher nur die Lage von Punkten 
zueinander und deren Entfernungen aus den photo⸗ 
graphiſchen Zentral-Projektionen entnahm, ſind durch 
die Einführung der Stereo- Photogrammetrie, die Er- 
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findung des Gtereo-Komparators und vornehmlich 
durch die Möglichkeit, vom Luftort derartige Auf⸗ 
nahmen auszuführen, weitreichende Fortſchritte ge- 
macht worden. Dieſe Fortſchritte ſpiegelten ſich in 
der Ausſtellung wieder, die im Lichthofe der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule ſtattfand; in lückenloſer Darſtellung 
wurden Geräte, Methoden und ausgeführte Arbeiten 
vorgeführt. Für das Pau- und Siedlungsweſen 
kommen ab und zu wohl noch die alten Methoden der 
Bildmeſſung von der Erde in Frage, wie ſie auch jetzt 
noch von der Preußiſchen Meßbildanſtalt gepflegt 
werden. Hauptſächlich jedoch finden in neueſter Zeit 
die Arbeiten der Luftbildaufnahme und Luftbild⸗ 
meſſung für die genannten Zweche Anwendung. Es 
waren zu ſehen: 

Anſichts aufnahmen von unbebautem Sied⸗ 
lungsgelände, ausgeführte Siedlungen, Induſtrie⸗ 
anlagen und Ingenieurwerke anderer Art; 

ferner: 

Luftbildpläne aus zuſammengeſetzten, auf 
einen einheitlichen Maßſtab gebrachten Senkrechtauf— 
nahmen aus Luftfahrzeugen, deren Abweichungen 
vom Lot und Verkantung durch beſondere Verfahren 
vorher ausgeglichen waren. 


Solche Pläne wurden für kleinere und allergrößte; 


Siedlungsgebiete durchgeführt, u. a. durch das Aro⸗ 
kartographiſche Inſtitut A.⸗G. in Breslau für den 
Kreis Solingen. 

Auch Pläne von Talſperrengebieten, Kanal- und 
Straßenbaugebieten waren zu feben; 

Maßhaltige Karten mit Höhen⸗ 
ſchichtlinien, die auf dem Wege des Luftbild- 
meßverfahrens gewonnen wurden. Dieſes neue Ver⸗ 
fahren ermittelt aus beſonders angeordneten, mit 
Präziſionsgeräten aufgenommenen Luftbildern nicht 
nur die Horizontalprojektion des Geländes, ſon⸗ 
dern auch deſſen Höhenſchichtlinien und liefert alſo 
einen topographiſchen Höhenſchichtenplan und zwar 
in weit kürzerer Zeit und zu geringeren Koſten, 
als es im terreſtriſchen Verfahren möglich iſt. 

Ausgeſtellt war ein derartiger Höhenſchichtenplan 
der Stadt Striegau nebſt Umgebung der als Unter⸗ 
lage für einen Wettbewerb zur Erreichung eines 
Generalſiedlungsplanes diente, nebſt einem Beiſpiel 
dieſes Wettbewerbs von Dipl.-Ing. Schroeder, 
Breslau. 

Die bekannten deutſchen Werkſtätten für Optik 
und Feinmechanik hatten Aufnahmegeräte aller Art 
ausgeſtellt, u. a. die Firma G. Heyde G. m. b. H. in 
Dresden und die Firma E. Meſſter in Berlin, welche 
einen kleinen, ſogenannten Reihenbildner zeigte, 
der den Afrikaflieger Mittelholzer auf ſeine Fahrt 
begleiten wird. An Auswertegeräten, welche die 


automatiſche Konſtruktion von Höhenſchichtenkarten 
geſtatten, erregte beſonders die Konſtruktion des 
Prof. Dr Hugershoff, Dresden, gebaut bei der Firma 
Heyde in Dresden, Aufſehen, da ſie größte Wirt⸗ 
ſchaftlicheit mit größter Präziſion vereinigt. 

Es war interefjant zu ſehen, wie ſich alle größeren 


Wirtſchaftsverbände insbeſondere die großen Gied- 
lungsverbände, Weſt⸗ und Mitteldeutſchlands, der 
photogrammetriſchen Methoden der Luftaufnahme 


bedienen, um zu einheitlichen und einwandfreien 
Planunterlagen zu gelangen. Da wir in Oſtdeutſch⸗ 
land im Arokartographiſchen Inſtitut A.⸗G. in Breslau 
ein Stelle beſitzen, die derartige Arbeiten ſeit Jahren 
ausführt, ſo ſteht zu hoffen, daß ſich dieſes Verfahren 
auch bei den großen bau- und ſiedlungstechniſchen 
Arbeiten im Oſten mehr und mehr einführen wird. 
Der Internationale Kongreß für Photogrammetrie 
hat gezeigt, daß die Leiſtungen der deutſchen Firmen 
weit über denen der ausländiſchen ſtehen und daß 
auch das Anwendungsgebiet innerhalb Deutſchlands 
größer iſt als man meinen könnte, da auch die in 
Deutſchland beſtehenden Kartenwerke den modernen 
Anforderungen vielfach nicht genügen. Herwik. 


Preußiſche Landespfandbriefanſtalt, Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts, Berlin SW. 68, Schützenſtr. 26. 


In der letzten Sitzung des Verwaltungsrats der 
Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt wurde vom Vor⸗ 
ſtande Bericht erſtattet über die günſtige Weiterent⸗ 
wicklung und Lage der Anſtalt. 

Nach dem Stande von Ende November 1926 be⸗ 
trägt der Hypothekenbeſtand laut Hypothekenregiſter 
29 720 000 GA, bei 5500 durchgeführten Beleihungen 
mit 15640 Wohnungen; weiter feft abgeſchloſſen und 
zugeſagt ſind 2134 Beleihungen mit 4910 Wohnungen 
im Betrage von 13 820 000 GAL 

An Zwiſchenkrediten ſind aus eigenen Mitteln, 
Reichs⸗ und Staatsfonds bisher ausgezahlt bezw. feſt 
zugeſagt: 20 035 000 GM für rund 8500 Wohnungen. 

Darüber hinaus ſind bei der Anſtalt in Bearbeitung 
Anträge auf Hypothekendarlehen und Zwiſchenkredite 
im Betrage von weiteren 20 000 000 G % für rund 
6025 Wohnungen. 

Der Pfandbriefumlauf hat ſich bis Ende November 
auf 29 675 000 GAC erhöht. 

Das voll eingezahlte Grundkapital der Anſtalt 
beträgt 12 600 000 RM. 

Die Anſtalt gewährt zurzeit Hypothekendarlehen 
auch auf Grund ihrer 7 prozentigen Pfandbriefe, deren 
Zulaſſung zum Börſenhandel an der Börſe in Berlin 
erfolgt iſt. 


Geſetze und Verordnungen. 


I. Gffentliche Geldmittel. 


Erlaß des Preuß. Minifters für volkswohlfahrt 
vom 27. Auguft 1926, betr. Aufwertung von 
Semeindedarlehen. 

— II. 18. Nr. 2221/26. — 

Die III. Verordnung zur Durchführung der 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 12. Juli 1924 
(GS. S. 578) regelt lediglich die Frage der Heran⸗ 
ziehung der mit öffentlichen Beihilfen errichteten Woh⸗ 
nungsneubauten zur Hauszinsſteuer und deren Be- 
freiung von der Steuer durch Rückzahlung der Bei⸗ 
hilfen in Höhe von 40 % des Goldmarkwerts. Unab- 


hängig hiervon iſt die Frage der Aufwertungsanſprüche 
zu behandeln. Hierzu bemerke ich ergebenſt, daß nach 
Auffaſſung der Reihs- und Preußiſchen Staatsreſſorts 
der § 29 der III. Steuernotverordnung des Reiches 
für die mit Beihilfen errichteten Neubauten eine 
Sonderregelung hat treffen wollen, und daß es daher 
ſchlechterdings als ausgeſchloſſen gelten muß, neben 
der Forderung einer auf 40 % bemeſſenen Grundſchuld 
oder neben der gleichwertigen Belegung der Neu⸗ 
bauten mit der Hauszinsſteuer noch die Aufrecht⸗ 
erhaltung eines Aufwertungsanſpruchs zuzulaſſen. Der 
Staat hat deshalb auch auf die Rückzahlung und 
Aufwertung der von Reich und Staat gewährten Bei⸗ 
hilfen zugunſten der Hypothekenſchuldner verzichtet. 


S 6 le fits fA6 e 


Beim 


455 


mm EEE ee 


Es beſteht aber keine Möglichkeit, die Gemeinden zu 
einer entſprechenden Verzichtleiſtung bezüglich ihrer 
Gemeindedarlehen, insbeſondere der Pflichtanteile, zu 
zwingen, da es ſich hierbei um Anſprüche handelt, die 
letzten Endes nur von den ordentlichen Gerichten im 
Einzelfall entſchieden werden können. Mit Rückficht 
hierauf habe ich von einer Abänderung des Rund⸗ 
erlaſſes vom 22. Januar 1925 — II. 13. Nr. 184 — 
abgeſehen. 
gez. J. A. Conze. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 29. September 1926, betr. Nückzahlungs⸗ 
termin für die den Gemeinden auf das Haus: 
zinsſteueraufkommen von der Preuß. Staats- 
bank gewährten Darlehen, 
— II. 13. Nr. 2900/26. — 


Auf das gefl. Schreiben vom 5. Auguſt 1926 — II. 
5975 — betr. Verlängerung des Rückzahlungstermins 
für die auf das Hauszinsſteueraufkommen den Ge- 
meinden von der Staatsbank gewährten Darlehen, er⸗ 
widere ich ergebenſt, daß die Preußiſche Staatsbank 
(Seehandlung) ſich im Hinblick auf die dortigen, in dem 
obigen Schreiben gemachten Ausführungen, bereit⸗ 
erklärt hat, auf Antrag der betreffenden Gemein⸗ 
den (Gemeindeverbände) eine nochmalige Stundung 
bis längſtens Ende Dezember d. Is. eintreten zu laſſen. 

Von der allgemeinen Ermäßigung des Zinsſatzes 
für die vor dem 12. April gegebenen Kredite glaubt 
die Seehandlung jedoch aus allgemeinen Erwägungen 
abſehen zu müſſen, um ſo mehr, da auch ſie für herein⸗ 
genommene Gelder den beim Zeitpunkt der Herein⸗ 
nahme vereinbarten Zinsſatz für die ganze Laufzeit 
zu zahlen hat. 

Abſchrift überſende ich im Anſchluß an den Erlaß 
vom 27. Auguſt 1926 — II. 13. 2581/26 — zur gefl. 
Kenntnisnahme und zur Bekanntgabe an die Ge- 
meinden (Gemeindeverbände), die die von der See⸗ 
handlung auf Grund des Erlaſſes vom 1. März 1926 
— II. 13. Nr. 590 WM. /I. D. 2. Nr. 3243 b. FM. — 
gewährten Darlehen zurzeit noch nicht in voller Höhe 
zurückgezahlt haben 


Runderlaf des Preuß. Minifters für volkswohl⸗ 
fahrt vom 8. September 1926, betr. verſtärkte 
Förderung des Baues von Landarbeiterwoh- 
nungen aus Mitteln der produktiven Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. 
— III. R. I. Nr. 4291/26 (VMBI. Sp. 895). — 
A. Sondermaßnahme 1926. 

1. Die Reichsregierung hat im Rahmen des Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramms und im Einvernehmen mit der 
preußiſchen Staatsregierung beſchloſſen, die Zahl der 
in der Landwirtſchaft beſchäftigten Ausländer erheblich 
einzuſchränken. 

Nach Mitteilung des Herrn Präſidenten der Reichs⸗ 
arbeitsverwaltung wird das Genehmigungsverfahren 
für die Zulaſſung ausländiſcher Landarbeiter, das 
ſonſt erſt am Ende des Jahres durchgeführt wurde, 
für das Jahr 1927 bereits jetzt in Angriff genommen 
werden, um die Landwirte nach Möglichkeit noch im 
Herbſt d. Is. zu einer verſtärkten Bautätigkeit an⸗ 
zuregen. Hierbei werden die Landesarbeitsämter 
neben ihrer allgemeinen Werbetätigkeit für den Land⸗ 
arbeiterwohnungsbau die Arbeitgeber noch einmal bei 
Überfendung der für das Jahr 1927 erteilten Be- 
ſchäftigungsgenehmigungen auf die zu beſonders 


günſtigen Bedingungen zur Verfügung ſtehenden Dar⸗ 
lehen hinweiſen. 

Da es in vielen Fällen für die von der Kontingents⸗ 
verkürzung betroffenen Arbeitgeber finanziell nicht 
tragbar ſein dürfte, den Ausfall der ausländiſchen 
Arbeitskräfte durch Bau von Werkwohnungen für neu 
anzuſetzende Deputantenfamilien auszugleichen, wird 
auch im Rahmen der Sondermaßnahme 1926 dem 
Bau von Landarbeitereigenheimen und der Errichtung 
von Heimſtätten auf genoſſenſchaftlicher Grundlage 
(nach dem Syſtem der in dem Wirtſchaftsverbande 
ländlicher Arbeiterheimſtättengenoſſenſchaften der Pro⸗ 
vinz Brandenburg zuſammengeſchloſſenen Genoſſen⸗ 
ſchaften) beſondere Aufmerkſamhkeit zu widmen fein. Ich 
verweiſe hierbei auf die Niederſchrift vom 31. Dezember 
1924 zu III. R. I. 4260. IV. und empfehle dringend, im Be⸗ 
nehmen mit dem zuſtändigen Landesarbeitsamt dieſe 
Frage eingehend zu prüfen und zum Zwecke der 
Unterrichtung über die praktiſche Bewährung der 
Heimſtättengenoſſenſchaften an Ort und Stelle mit dem 
Wirtſchaftsverbande (Berlin SW 11, Königgrätzer 
Straße 28) in Verbindung zu treten. 

2. Um den vermehrten Bau von Eigenheimen und 
Werkwohnungen wirkſam zu fördern, ſind von Reich 
und Staat beſondere Mittel außerhalb des Kontingents 
zur Verfügung geſtellt. Ich bin ferner bereit, den 
Bau von Werkwohnungen für die als Erſatz der Aus⸗ 
länder einzuſtellenden deutſchſtämmigen Landarbeiter⸗ 
familien durch Bewilligung von Zuſatzdarlehen 
über den gemäß Runderlaß vom 21. Juli 1926 — III. R. 
IV. 943 — höchſtzuläſſigen Förderungsbetrag hinaus 
zu erleichtern. Vorausſetzung hierfür iſt jedoch, daß 
in jedem Einzelfall durch die Erſtellung der im Rahmen 
der Sondermaßnahme verſtärkt geförderten Werk⸗ 
wohnung nachweislich eine entſprechende Anzahl aus⸗ 
ländiſcher Landarbeiter zugunſten deutſcher Land⸗ 
arbeiter abgelöſt wird. Die Höhe des Zuſatzdarlehns 
wird auf 10 RM je qm Wohnfläche und 5 RM je qm 
Stallfläche feſtgeſetzt. 

Für die Errichtung von Landarbeitereigenheimen 
und Wohnungen der Landarbeiterheimſtättengenoſſen⸗ 
ſchaften ſind weitere Vergünſtigungen über den 
Rahmen meines oben erwähnten Runderlaſſes hinaus 
nicht erforderlich, da hier. abgeſehen von der Bor- 
rangseinräumung und Verlängerung der Tilgungsfriſt, 
bereits die übliche Förderung den erhöhten Einheits⸗ 
ſatz für Werkwohnungen überſteigt und außerdem noch 
durch Zuſatzdarlehen für kinderreiche Familien. 
Kriegsbeſchädigte und Genoſſenſchaftsbauten erheblich 
geſteigert werden kann. 


3. Jedem Antrag auf Gewährung der verſtärkten 
Förderung hat ein Gutachten des Landesarbeitsamtes 
zugrunde zu liegen, in dem die Zahl der dem Antrag⸗ 
ſteller im Genehmigungsverfahren für 1927 geſtrichenen 
ausländiſchen Arbeitskräfte anzugeben iſt. In ſolchen 
Fällen iſt demnach das gemäß Abſchnitt C Ziffer 3 der 
„Beſtimmungen für die Förderung des Baues von Land⸗ 
arbeiterwohnungen aus Mitteln der produktiven Er⸗ 
werbsloſenfürſorge im Rechnungsfahre 1926“ erforder- 
liche Gutachten der Landesarbeitsämter entſprechend 
zu ergänzen. 


4. Im Rahmen der Sondermaßnahme 1926 können 
auch Wohnungen gefördert werden, die durch Umbau 
bereits beſtehender Gebäude (Schnitterkaſernen, 
Maſſivſcheunen uſw.) gewonnen werden. Voraus- 
ſetzung hierfür iſt jedoch, daß: 

a) die neu geſchaffenen Wohnungen den in Abſchn. ID 
Ziff. q (vgl. auch Abſchn. III Ziffer 3b und An⸗ 
hang Ziff. 2 a. a. O.) der Beſtimmungen vom 
23. März 1926 — III. R. I. 1500 —) aufgeſtellten 
Mindeſtanforderungen entſprechen, und 
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b) durch die Beſetzung dieſer Wohnungen mit deutſch⸗ 
ſtämmigen Landarbeiterfamilien nachweislich 
eine entſprechende, zahlenmäßig anzugebende Ver⸗ 
drängung ausländiſcher Arbeitskräfte erfolgt. 

Anträge ſind mir unter Beifügung ſämtlicher Vor⸗ 
gänge einſchl. Bauzeichnung zur Entſcheidung vorzulegen. 

5. Um die ſofortige Einſtellung deutſchſtämmiger 
Erſatzkräfte zu erleichtern, bin ich ferner bereit, auch 
für die Einrichtung von Behelfswohnungen zur vor⸗ 
läufigen Unterbringung ſolcher Landarbeiter⸗ 
familien eine Förderung aus Mitteln der Sondermaß⸗ 
nahme zu gewähren. Ich ſetze hierbei voraus, daß für 
die betreffende Landarbeiterfamilie gleichzeitig mit der 
Einrichtung der Behelfswohnung ein Wohnungsneubau 
mit größter Beſchleunigung erſtellt wird. Ent⸗ 
ſprechende Anträge ſind bis auf weiteres mir zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. . 

6. Für die nach den Richtlinien der Sondermaß⸗ 
nahme 1926 verſtärkt unterſtützten Werkwohnungen 
kann in begründeten Ausnahmefällen von Ihnen die 
Tilgungsfriſt bis auf 15 Jahre verlängert werden. 


7. Der Provinz ſtelle ich für die Sonder⸗ 
maßnahme 1926 (Werkwohnungen und Eigenheime) 
einen Geſamtbetrag von zur Verfügung. 


Die Verteilung dieſer Mittel auf die einzelnen 
Regierungsbezirke hat im Benehmen mit dem Landes- 
arbeitsamt zu erfolgen. Ich erſuche daher den Herrn 
Regierungspräſidenten in , eine gemeinſame Be- 
ſprechung aller beteiligten Dienſtſtellen, insbeſondere 
auch der Landesarbeitsämter und Verfahrensträger be- 
ſchleunigt herbeizuführen und mir bis ſpäteſtens 
10. Oktober über die erfolgte Mittelverteilung zu 
berichten. Die Anerkennungen der aus dieſer Sonder⸗ 
maßnahme 1926 geförderten Bauvorhaben ſind deut⸗ 
lich mit der überſchrift „Sondermaßnahme 1926“ zu 
verſehen. Auch find fie in den Monats-Nachweiſungen 
der erteilten Anerkennungen unter einem beſonderen 
Abſchnitt aufzuführen. 

8. Ferner iſt zur Erleichterung der Tilgungs⸗ 
zahlungen als Zahlungstag der Tilgungsrate für Werk⸗ 
wohnungen und Eigenheime der 15. November zu be— 
ſtimmen — an Stelle des bisher auf den 1. Oktober 
feſtgeſetzten Termins —. 

9. Um die Landesarbeitsämter in der Aufklärungs⸗ 
tätigkeit zu unterſtützen, erſuche ich, die Richtlinien 
der „Sondermaßnahme 1926“ auch gelegentlich der 
Landratskonferenzen unter Hinzuziehung eines Ver⸗ 
treters des zuſtändigen Landesarbeitsamtes eingehend 
zu erläutern. 

B. Maßnahme 1926. 

Den nach Vorſtehendem maßgebenden Tilgungs- 
termin (15. November) erſuche ich fortan auch im 
laufenden Verfahren der Förderung des Landarbeiter- 
wohnungsbaues (Maßnahme 1926) allgemein in An⸗ 
wendung zu bringen. Auch ermächtige ich Sie, Til⸗ 
gungsraten, die den bisherigen Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechend auf den 1. Oktober feſtgeſetzt ſind, im Be⸗ 
darfsfalle bis zur Dauer von 6 Wochen (15. November) 
ſelbſtändig zu ſtunden. 


Runderlaf des Preuß. Miniſters für volkswohl⸗ 

fahrt vom 30. September 1920, betr. Förderung 

des Baues von Landarbeiterwohnungen aus 

Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge. 
— III. R. IV. Nr. 1348. — 


In Abſchnitt III Ziffer 2 der Anlage zu meinem 
Runderlaß vom 23. März 1926 — III. R. I. 1500 — 
iſt darauf hingewieſen, daß zur Sicherſtellung der 
Spitzenbeträge im Landarbeiterwohnungsbau eine 
Beteiligung der Kommunalverbände 


m 


an der Reſtfinanzierung, insbejondere der 
Eigenheimbauten, angeſtrebt werden müſſe. In dieſem 
Zuſammenhang iſt ein Aufſatz über die Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen unter Mithilfe der 
Kommunalverbände in der „Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Bauvereinszeitung“, Jahrgang 1924, Heft 3, erwähnt. 

Im Heft 8, Jahrgang 3 (Auguſt 1926), der gleichen 
Zeitſchrift iſt neuerdings ein beachtlicher Artikel über 
„Verſtärkte Förderung des Landarbeiterwohnungs⸗ 
baues“ erſchienen, aus dem zu erſehen iſt, daß in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein die Kreisverwaltungen ſich 
auch weiterhin in erfreulichem Maße an der Förde- 
rung des Baues von Landarbeiterwohnungen beteiligt 
haben. Der hierauf bezügliche Abſchnitt des Auf⸗ 
ſatzes iſt in der Anlage abſchriftlich beigefügt. 

Im Intereſſe einer möglichſt durchgreifenden Unter⸗ 
ſtützung des Landarbeiter-Eigenheimbaues erſuche ich, 
auf die finanzielle Beteiligung der Kreis⸗ und Kom⸗ 
munalverwaltungen in ſtärkerem Maße als bisher hin⸗ 
zuwirken. Es dürfte ſich beſonders empfehlen, ge⸗ 
legentlich der Landratskonferenzen die große Bedeu- 
tung dieſer Frage wiederholt zu unterſtreichen und 
auf das nachahmenswerte Beiſpiel der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Kreisverwaltungen hinzuweiſen. 
Abſchrift zu III. R. IV. Nr. 1348. 

Auszug aus der „Schleswig⸗-Holſteiniſchen Bauvereins⸗ 

zeitung“, Heft 8, Jahrgang 3 (Auguſt 1926). 

Verſtärkte Förderung 

des Landarbeiterwohnungsbaues. 

Erfreulicherweiſe haben ſich auch in weitgehendem 
Maße die Kreisverwaltungen in Schleswig-Holſtein an 
der Förderung des Landarbeiterwohnungsbaues be- 
teiligt. Nach den uns vorliegenden Mitteilungen 
haben für das Baujahr 1926 folgende Kreiſe eigene 
Mittel für Zuſatzdarlehen zum Bau von Landarbeiter- 
wohnungen zur Verfügung geſtellt: . 


Kreis Süder-Dithmarſchen 60 000 RA. 
Kreis Norder-Dithmarjden . 10 000 RAM. 
Kreis Flensburg . x 50 000 RM. 
Kreis Oldenburg . 40 000 RAM. 
Kreis Schleswig. 20 000 RM. 
Kreis Segeberg 20 000 RM. 


Kreis Süd⸗Tondern, Plön und Eiderſtedt (nach 
Bedarf). 
Der Kreis Steinburg beabſichtigt ebenfalls eine 
größere Summe zur Verfügung zu ſtellen. 
Von den Kreiſen Stormarn, Lauenburg und Pinne⸗ 
berg haben wir genauere Mitteilungen nicht erhalten, 
jedoch haben dieſe Kreiſe auch im Vorjahre namhafte 


Summen für den Landarbeiterwohnungsbau bereit⸗ 
geſtellt. ] 
Dieſe Zuſatzdarlehen aus Kreismitteln werden im 


allgemeinen gering verzinslich, entſprechend den Be- 
dingungen der Hauszinsſteuer, gegeben. Erſt dann, 
wenn eine Anerkennung über ein Darlehn aus Mitteln 
der produktiven Erwerbsloſenfürſorge vorliegt, geben 
die Kreiſe ihre Zuſatzdarlehen zu den Bauvorhaben. 
Dieſe weitere finanzielle Unterſtützung hat den Land⸗ 
arbeiterwohnungsbau ſtark belebt und gefördert. 


Erlaß des Regierungspräfidenten vom 7. Sep⸗ 
tember 1926, betr. verzinſung der Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken. 

— I. c. 34. Nr. 3354. — 

Infolge der teilweiſen Veränderung der Voraus 
ſetzungen hebe ich die durch meine Verfügung vom 
10. 2. 1925 — I. c. 34. Nr. 284. II. Ang. — getroffene Re 
gelung der einheitlichen Erhebung von 1 v. H. Zinſen 
für die Hauszinsſteuerhypotheken hiermit auf und 
überlaſſe es grundſätzlich den hypothekengebenden Ge⸗ 
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meinden und Gemeindeverbänden, über die nach 
Ziffer 8 der Richtlinien vom 27. 2. 1926 vorzunehmende 
Herabſetzung des Zinsſatzes ſelbſtändig Entſcheidung 
zu treffen. Dies bezieht ſich ſowohl auf die aus dem 
gemeindlichen Aufkommen als auch auf die aus dem 
ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds hergegebenen Haus- 
zinsſteuerhypotheken. 

Nach einer Entſcheidung des Herrn Miniſters für 
Volkswohlfahrt ſoll eine Zinsherabſetzung grundſätzlich 
erſt nach Fertigſtellung der Bauten in Frage kommen, 
d. h. zu dem Zeitpunkt, wo eine Feſtſetzung der Miete 
und der geſamten Belaſtung erſt möglich iſt. Wenn 
gleichwohl einzelne Gemeinden Zinsherabſetzung rück- 
wirkend ſchon für die während der Bauzeit geleiſteten 
Abſchlagszahlungen genehmigt haben, ſo hat, ſoweit es 
ſich hierbei um Zahlungen aus den Mitteln des ſtaat⸗ 
lichen Ausgleichsfonds Be der Herr Miniſter für 
Volkswohlfahrt nach Benehmen mit dem Herrn Fi- 
nanzminiſter nichts dagegen einzuwenden, daß in 
ſolchen Fällen auch für die zurückliegende Zeit nur die 
ermäßigten Zinſen zur Staatskaſſe vereinnahmt 
werden. Vorausſetzung iſt allerdings, daß die Ge— 
meinden von den Bauherren tatſächlich auch nur die 
herabgeſetzten Zinſen eingezogen haben. 

Für die Folge werden die Gemeinden hiermit an⸗ 
gewieſen, Zinsherabſetzungen gemäß Ziffer 8 der Richt⸗ 
linien vom 27. 2. 1926 erjt don dem Zeitpunkt ab zu⸗ 
zulaſſen, zu dem die Wohnungen bezugsfertig herge— 
ſtellt ſind. 

Bei der regelmäßigen Abführung der Zinſen an die 
Regierungshauptkaſſe ijt eine genaue Berechnung der 
Zinſen entſprechend der unterſchiedlichen Höhe der 
Zinsſätze für die Hypothekenbeträge mir einzureichen. 

.A.: gez. Wittler. 
Beglaubigt: Joska, Reg.⸗Kanzl.⸗Sehr. 


II. Steuern und Abgaben. 


Durchführungsbeſtimmungen des Reids- 
miniſters der Finanzen zum vermögensſteuer⸗ 
geſetz für die veranlagung 1926 und 1927. 

vom 14. Mai 1926. 

(RG Bl. I S. 236.) 
A. Gemeinnützige und mildtätige Zwecke. 
§ 58. 

Gemeinnützigkeit. 

Gemeinnützig im Sinne des § 4 sne 1 Nr. 6 des 
Geſetzes find ſolche Zwecke, deren Erfüllung unmittel- 
bar die Allgemeinheit fördert. Eine Gemeinnützig⸗ 
keit liegt nicht vor, wenn eine Tätigkeit nur den 

ntereſſen beſtimmter Perſonen oder eines engeren 

reiſes von Perſonen dient oder in erſter Linie 
Erwerbs- oder ſonſtige eigenwirtſchaftliche Zwecke 
verfolgt. 
§ 59. 

(1) Eine Förderung der Allgemeinheit iſt anzu⸗ 
nehmen, wenn die Tätigkeit dem gemeinen Beſten auf 
materiellem, geiſtigem oder ſittlichem Gebiete nutzt. 

(2) Der Umſtand, daß die Erträge eines Unter⸗ 
nehmens einer öffentlich⸗rechtlichen a lnh 
(Reich, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände) zu⸗ 
fließen, bedeutet für fic) allein noch keine unmittelbare 
Förderung der 9 

60. 

() Allgemeinheit können auch Perſonenkreiſe fein, 
die örtlich, beruflich, nach Stand, Religionsbekenntnis 
oder nach mehreren dieſer Merkmale abgegrenzt ſind. 

(2) Ein Perſonenkreis iſt nicht als Allgemeinheit 
anzuerkennen, wenn er durch ein engeres Band, wie 
Zugehörigkeit zu einer Familie, zu einem Familien⸗ 


verband oder zu einem Vereine mit geſchloſſener Mit⸗ 
gliederzahl, durch Anſtellung an einer beſtimmten 
Anſtalt und dergleichen, feſt abgeſchloſſen iſt oder wenn 
infolge ſeiner Abgrenzung nach einem oder mehreren 
der im Abſatz 1 bezeichneten Merkmale die Zahl der 
in Betracht kommenden Perſonen dauernd überhaupt 
nur eine kleine ſein kann. 


§ 61. 

Als Förderung der Allgemeinheit ift in der Regel 
anzuerkennen insbeſondere die Förderung der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt, der Erziehung, Volks⸗ und Berufs⸗ 
bildung, der Denkmalpflege, Heimatpflege, Heimat⸗ 
kunde und des deutſchen Volkstums im Auslande, die 
Förderung der öffentlichen Geſundheitspflege, der 
Jugendpflege und Jugendfürſorge ſowie der körper⸗ 
lichen Ertüchtigung des Volkes durch Leibesübungen 
(Turnen, Spiel, Sport). 

§ 62. 
Mildtätigkeit. 

(1) Mildtätig im Sinne des § 4 Abſatz 1 Nr. 6 des 
Geſetzes find ſolche Zwecke, die darauf gerichtet find, 
bedürftige, im Inland befindliche Perſonen oder 
bedürftige Volksgenoſſen im Ausland zu unterſtützen. 

(2) Bedürftig im Sinne des Abſatz 1 ſind Perſonen, 
die infolge ihrer körperlichen oder geiſtigen Beſchaffen⸗ 
heit oder ihrer wirtſchaftlichen Lage der Hilfe bedürfen. 

? § 63. 
Ausſchließlich gemeinnützige und mild⸗ 
tätige Zwecke. 

(1) Vorausſetzung für die Anwendung der Be⸗ 
freiungsvorſchrift des § 4 Abſ. 1 Nr. 6 des Gefekes ift, 
daß eine Körperſchaft oder Vermögensmaſſe ſatzungs⸗ 
gemäß und tatſächlich ausſchließlich gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken dient. Werden daher neben 
den in §§ 58 bis 62 bezeichneten Zwecken gleichzeitig 
andere, insbeſondere Erwerbs- oder ſonſtige eigenwirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke verfolgt, jo entfällt die Steuer- 
befreiung. 

(2) Die Ausſchließlichkeit der Beſtimmung zu ge- 
meinnützigen wecken gilt bei einer Perſonen⸗ 
vereinigung nicht als beeinträchtigt, wenn den Mit⸗ 
gliedern ein Anteil am Reingewinne zuſteht, jedoch 
nur unter der Vorausſetzung, daß dieſer Gewinn⸗ 
anteil ſatzungsgemäß und tatſächlich auf eine Ver⸗ 
zinſung von höchſtens jährlich 5 vom Hundert der 
eingezahlten Kapitaleinlagen der Mitglieder beſchränkt 
iſt, und daß ferner ſichergeſtellt iſt, daß den Mitgliedern 
fonjtige Vermögensvorteile nicht zugewendet werden; 
ausgenommen ſind Vorteile, die innerhalb des auf 
die Förderung der Allgemeinheit gerichteten Zweckes 
der Vereinigung liegen, insbeſondere die Benutzung 
der Räume und Einrichtungen und die Teilnahme 
an den Veranſtaltungen der Vereinigung, die den auf 
die Förderung der Allgemeinheit gerichteten Beſtre— 
bungen dienen. 

(3) -Eine ausſchließliche Verfolgung von gemein- 
nützigen Zwecken kann ferner ſtets nur dann ange⸗ 
nommen werden: 

a) bei Perſonenvereinigungen, 

1. wenn ſichergeſtellt iſt, daß die Mitglieder im Falle 
ihres Ausſcheidens oder bei Auflöſung der Per⸗ 
ſonenvereinigung nicht mehr als die eingezahlten 
Einlagen zurückerhalten, und daß im Falle der 
Auflöſung der Perſonenvereinigung oder des 
Wegfalls der Gemeinnützigkeit das über die ein⸗ 
gezahlten Einlagen hinaus vorhandene Vermögen 
für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke ver- 
wendet wird und 

2. wenn nicht durch unverhältnismäßig hohe Ver⸗ 
gütungen (3. B. Aufſichtsratsvergütungen), Ent⸗ 
ſchädigungen oder Gehälter oder durch ſonſtige 


Verwaltungsausgaben, die nicht durch die Zwecke 
der Vereinigung bedingt ſind, eine Begünſtigung 
dritter, insbeſondere auch außerhalb der Per⸗ 
ſonenvereinigung ſtehender Perſonen, Körper⸗ 
ſchaften oder Vermögensmaſſen erfolgt; 


b) bei Zweckvermögen, 

1. wenn durch die Satzung oder Verfaſſung vorge⸗ 
ſchrieben und tatſächlich ſichergeſtellt iſt, daß im 
ates des Erlöſchens oder der Auflöſung das vor- 
andene Vermögen zu gemeinnützigen oder mild⸗ 
tätigen Zwecken verwendet wird und 

2. wenn die zu a) Nr. 2 bezeichneten Voraus- 
ſetzungen gegeben ſind. 

(4) Iſt das Kapital einer Perſonenvereinigung auf 
einen Goldmarkbetrag umgeſtellt worden, der den 
Goldwert der von den Mitgliedern eingezahlten 
Kapitaleinlagen nicht überſteigt, ſo tritt für die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des Abſ. 2 und des Abſ. 3 a 
Nr. 1 an die Stelle der eingezahlten Kapitaleinlagen 
der Nennwert der Anteile der Mitglieder an dem um⸗ 
geſtellten Goldmarkkapital der Perſonenvereinigung. 

(5) Iſt die Vorausſetzung des Abſatz 4 nicht gegeben, 
ſo gelten bei einer Perſonenvereinigung, die vor dem 
30. November 1923 errichtet worden iſt, die im Abſ. 2, 
Abſ. Za Nr. 1 vorgeſchriebenen Bedingungen nur dann 
als erfüllt, wenn jährlich nicht mehr als 5 v. H. des 
Goldwerts, den die eingezahlten Kapitaleinlagen 
hatten, als Gewinn verteilt werden, und wenn die 
Mitglieder im Falle ihres Ausſcheidens oder bei Auf⸗ 
löſung der Perjonenvereinigung nicht mehr als den 
Goldwert des eingezahlten Betrags zurückerhalten. 


§ 64. 

(1) Als ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken im 
Sinne des § 4 Abſatz 1 Nr. 6 des Geſetzes dienend ſind 
in jedem Falle anzuſehen: 

a) Perſonenvereinigungen, die ſatzungsgemäß und 
tatſächlich ausſchließlich die Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues bezwecken und entweder 

die Beſcheinigung der zuſtändigen Reichs⸗ oder 
Landesbehörde darüber vorlegen, daß ſie von 
dieſer Behörde als gemeinnützig im Sinne reichs⸗ 
oder landesrechtlicher Vorſchriften zur Förderung 
des Siedlungs- und Kleinwohnungsweſens an- 
erkannt worden ſind oder 

die im § 63 Abſatz 2, Za, 4, 5 vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllen. Soweit die Perſonen⸗ 
vereinigung Kleinwohnungsbauten veräußert, 
muß ferner ſichergeſtellt ſein, daß eine ſpe⸗ 
kulative Gewinnerzielung durch Weiterver⸗ 
äußerung oder eine unangemeſſene Gewinn⸗ 
erzielung durch Vermieten für die Erwerber bis 
zum 31. Dezember 1938 ausgeſchloſſen iſt, 

b) die ſonſtigen, von den zuſtändigen Landesbehörden 
begründeten oder anerkannten gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmungen im Sinne des Reichs⸗ 
. vom 11. Auguft 1919 (RGBl. 


c 


— 


die von den oberſten Landesbehörden zur Ausgabe 

von Heimſtätten zugelaſſenen gemeinnützigen 

Unternehmungen im Sinne des Reichsſteimſtätten⸗ 

geſetzes vom 10. Mai 1920 (RG Bl. S. 962), 

d) rechtsfähige Stiftungen und ſonſtige rechtsfähige 
Zweckvermögen, die ſtiftungs⸗ oder ſatzungsgemäß 
und tatſächlich ausſchließlich die Förderung des 
Kleinwohnungsbaues bezwecken, und die im § 63 
Abſatz 3 b vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen; 
die Vorſchrift unter a) Satz 2 gilt entſprechend. 
(2) Eine Förderung des Kleinwohnungsbaues im 

Sinne des Abſatz 1a und d liegt vor, wenn der Zweck 

der Perſonenvereinigung oder des Zweckvermögens 

darauf gerichtet iſt, Kleinwohnungsbauten zu errichten, 
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um dieſe zu angemeſſenen Preiſen zu veräußern, oder 
um die darin eingerichteten Kleinwohnungen zu an⸗ 
gemeſſenen Preiſen zu vermieten. 

(3) Kleinwohnungsbauten im Sinne des Abſatz 2 
find ſolche Neu- und Umbauten, durch welche aus 
ſchließlich Kleinwohnungen hergeſtellt werden. Klein⸗ 
wohnungen ſind regelmäßig ſolche für Minder⸗ 
bemittelte beſtimmte Wohnungen, bei denen der 
Flächeninhalt der nutzbaren Wohnfläche (Wohn-, 
Schlafräume, Küche) 90 qm nicht überſteigt und die 
Nebenräume in den ortsüblichen Grenzen bleiben. 
Wohnungen, welche dieſe Größe um ein geringes Maß 
überſteigen, ſind als Kleinwohnungen dann anzuſehen, 
wenn bei geſchloſſenen Baugruppen die Durchſchnitts⸗ 
fläche einer Wohnung das vorgenannte Maß nicht 
überſteigt oder wenn die Mehrfläche durch eine wirt⸗ 
ſchaftlich notwendige Grundrißgeſtaltung der Bau⸗ 
plätze bedingt iſt, oder wenn es ſich um Wohnungen 
für kinderreiche Familien handelt. 

(4) Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß nach beſonderen 
örtlichen Verhältniſſen (insbeſondere bei Flachbauten 
auf dem Lande) auch Wohnungen, deren nutzbare 
Wohnfläche über die ſich aus Abſatz 3 ergebenden 
Grenzen hinausgeht, aus anderen Geſichtspunkten als 
Kleinwohnungen angeſehen werden. Die Vorausſetzung 
des Abſatz 2 wird ſchließlich auch dadurch nicht be⸗ 
einträchtigt, daß bei geſchloſſenen Kleinwohnungs⸗ 
ſiedlungen Läden, Werkſtätten und andere Räume und 
Anlagen, ſofern ſie zur Befriedigung der Bedürfniſſe 
der Bewohner der Siedlung erforderlich ſind, ein⸗ 
gebaut werden. 


verordnung zur durchführung des Körper: 
ſchaftsſteuergeſetzes. vom 17. Mai 1926. 
(Auszug.) 

Dritter Abſchnitt. 
Körperſchaften und Vermögensmaſſen, 
die ausſchließlich gemeinnützigen oder 

mildtätigen Zwecken dienen. 

§ 15. Ob ein Zweck als gemeinnützig oder mild- 
tätig im Sinne des § 9 Abſ. 1 Nr. 7, § 14 Nr. 1 des 
Körperſchaftsſteuergeſetzes anzuſehen ift, beſtimmt ſich 
nach den §§ 6 bis 10 dieſer Verordnung. 

§ 16. (1) e für die Anwendung der 
Befreiungsvorſchrift des § 9 Abſ. 1 Nr. 7 des Körper- 
ſchaftsſteuergeſetzes iſt, daß eine Körperſchaft oder 
Vermögensmaſſe ſatzungsmäßig und tatſächlich aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
dient. Werden daher neben den in den §§ 6 bis 10 
dieſer Verordnung bezeichneten Zwecken gleichzeitig 
andere, insbeſondere Erwerbs⸗ oder ſonſtige eigen⸗ 
wirtſchaftliche Zwecke verfolgt, ſo entfällt die Steuer⸗ 
befreiung. 

(2) Die Ausſchließlichkeit der Beſtimmung zu ge- 
meinnützigen Zwecken gilt bei einer Selen 
vereinigung nicht als beeinträchtigt, wenn den Mit- 
gliedern ein Anteil am Reingewinne zuſteht, jedoch 
nur unter der Vorausſetzung, daß dieſer Gewinnanteil 
ſatzungsgemäß und tatſächlich auf eine Verzinſung von 
höchſtens jährlich fünf vom Hundert der eingezahlten 
Kapitaleinlagen der Mitglieder beſchränkt iſt, und daß 
ferner ſichergeſtellt iſt, daß den Mitgliedern ſonſtige 
Vermögensvorteile nicht zugewendet werden; ausge⸗ 
nommen ſind Vorteile, die innerhalb des auf die För⸗ 
derung der Allgemeinheit gerichteten Zweckes der Ver⸗ 
einigung liegen, insbeſondere die Benutzung der 
Räume und Einrichtungen und die Teilnahme an den 
Veranſtaltungen der Vereinigung, die den auf die 
ea der Allgemeinheit gerichteten Beſtrebungen 

ienen. 
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(3) Eine ausſchließliche Verfolgung von gemein⸗ 
nützigen Zwecken kann ferner ſtets nur dann ange⸗ 
nommen werden: 

a) bei Perſonenvereinigungen, 

1. wenn ſichergeſtellt iſt, daß die Mitglieder im 
Falle ihres Ausſcheidens oder bei Auflöſung der 
Perſonenvereinigung nicht mehr als die einge- 
zahlten Einlagen zurückerhalten, und daß im 
Falle der Auflöſung der Perſonenvereinigung 
oder des Wegfalls der Gemeinnützigkeit das 
über die eingezahlten Einlagen hinaus vor⸗ 
handene Vermögen für gemeinnützige oder mild⸗ 
tätige Zwecke verwendet wird und 
wenn nicht durch un verhältnismäßig hohe Ber- 
gütungen (3. B. Aufſichtsratsvergütungen), 
Entſchädigungen oder Gehälter oder durch 
ſonſtige Verwaltungsausgaben, die nicht durch 
den Zweck der Vereinigung bedingt ſind, eine 
Begünſtigung Dritter, insbeſondere auch außer⸗ 
halb der Perſonenvereinigung ſtehender Per- 
ſonen, Körperſchaften oder Vermögensmaſſen 
erfolgt; 

b) bei Zweckvermögen, 

1. wenn durch die Satzung oder Verfaſſung vorge⸗ 
ſchrieben und tatſächlich ſichergeſtellt iſt, daß im 
Bar des Erlöſchens oder der Auflöſung das vor- 

andene Vermögen zu gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken verwendet wird und 

2. wenn die zu a) Nr. 2 bezeichneten Voraus: 

ſetzungen gegeben ſind. 

(4) Sit das Kapital einer Perſonenvereinigung auf 
einen Goldmarkbetrag umgeſtellt worden, der den 
Goldwert der von den Mitgliedern eingezahlten Ka⸗ 
pitaleinlagen nicht überſteigt, ſo tritt für die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des Abſ. 2 und des Abſ. 3 a 
Nr. 1 an die Stelle der eingezahlten Kapitaleinlagen 
der Nennwert der Anteile der Mitglieder an dem um⸗ 
geſtellten Goldmarkkapital der Perſonenvereinigung. 

(5) Iſt die Vorausſetzung des Abſ. 4 nicht gegeben, 
ſo gelten bei einer Perſonenvereinigung, die vor dem 
30. November 1923 errichtet worden iſt, die im Abſ. 2, 
Abſ. Za Nr. 1 vorgeſchriebenen Bedingungen nur dann 
als erfüllt, wenn jährlich nicht mehr als fünf vom 
Hundert des Goldwerts, den die eingezahlten Kapital⸗ 
einlagen hatten, als Gewinn verteilt werden, und 
wenn die Mitglieder im Falle ihres Ausſcheidens oder 
bei Auflöſung der Perſonenvereinigung nicht mehr als 
Si Goldwert des eingezahlten Betrages zurücker⸗ 
alten. 


§ 17. (1) Als Körperſchaften oder Vermögens⸗ 
maſſen, die ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken im 
Sinne des Körperſchaftsſteuergeſetzes dienen, ſind in 
jedem Falle anzuſehen: 

a) Perſonenvereinigungen, die ſatzungsgemäß und 
tatſächlich ausſchließlich die Förderung des 
Kleinwohnungsbaues bezwecken und 
entweder 

die Beſcheinigung der zuſtändigen Reichs⸗ oder 

Landesbehörde darüber vorlegen, daß ſie von 

dieſer Behörde als gemeinnützig im Sinne 

0 reichs⸗ oder landesrechtlicher Vorſchriften zur 

Förderung des Siedlungs⸗ und Kleinwohnungs⸗ 
| weſens erkannt worden find oder die im § 16 
Abſ. 2, Za, 4, 5 vorgeſchriebenen Bedingungen 
erfüllen; ſoweit die Perſonenvereinigung Klein⸗ 
wohnungsbauten veräußert, muß ferner ſicher⸗ 
geſtellt ſein, daß eine ſpekulative Gewinner⸗ 
zielung durch Weiterveräußerung oder eine unan- 
i gemeſſene Gewinnerzielung durch Vermieten für 


to 


die Erwerber bis 31. Dezember 1938 ausge⸗ 
ſchloſſen iſt; 
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b) die ſonſtigen von den zuſtändigen Landesbehörden 
begründeten oder anerkannten gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmungen im Sinne des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsge⸗ 
ſetzblatt S. 1429); 

e) die von den oberſten Landesbehörden zur Mus- 
gabe von Heimſtätten zugelaſſenen gemeinnützigen 
Unternehmungen im Sinne des Reichsheimſtätten⸗ 
geſetzes vom 10 Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 962); 

d) rechtsfähige Stiftungen und ſonſtige rechtsfähige 
Zweckvermögen, die ſtiftungs⸗ oder ſatzungsgemäß 
und tatſächlich ausſchließlich die Förderung des 
Kleinwohnungsbaues bezwecken und die im § 16 
Abſ. 3b vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen; 
die Vorſchrift unter a, Halbſatz 2 gilt entſprechend. 
(2) Eine Förderung des Kleinwohnungsbaues im 

Sinne des Abſ. la und d liegt vor, wenn der Zweck 
der Perſonenvereinigung oder des Zweckvermögens 
darauf gerichtet iſt, Kleinwohnungsbauten zu er⸗ 
richten, um dieſe zu angemeſſenen Preiſen zu ver⸗ 
äußern oder um die darin eingerichteten Kleinwoh⸗ 
nungen zu angemeſſenen Preiſen zu vermieten. 

(3) Kleinwohnungsbauten im Sinne des Abſ. 2 
ſind ſolche Neu- oder Umbauten, durch welche aus⸗ 
ſchließlich Kleinwohnungen hergeſtellt werden. Klein⸗ 
wohnungen find regelmäßig ſolche für Minderbe- 
mittelte beſtimmte Wohnungen, bei denen der Flächen⸗ 
inhalt der nutzbaren Wohnfläche (Wohn⸗, Schlafräume, 
Küche) 90 Quadrakmeter nicht überſteigt und die 
Nebenräume in den ortsüblichen Grenzen bleiben. 
Wohnungen, welche dieſe Größe um ein geringes Maß 
überſteigen, ſind als Kleinwohnungen dann anzuſehen, 
wenn bei geſchloſſenen Baugruppen die Durchſchnitts⸗ 
fläche einer Wohnung das vorgenannte Maß nicht 
überſteigt oder wenn die Mehrfläche durch eine wirt⸗ 
ſchaftlich notwendige Grundrißgeſtaltung der Bau- 
plätze bedingt iſt oder wenn es ſich um Wohnungen für 
kinderreiche Familien handelt. 

(4) Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß nach beſonderen ört⸗ 
lichen Verhältniſſen (insbeſondere bei Flachbauten auf 
dem Lande) auch Wohnungen, deren nutzbare Wohn⸗ 
fläche über die ſich aus Abſ. 3 ergebenden Grenzen 
hinausgeht, aus anderen Geſichtspunkten als Klein⸗ 
wohnungen angeſehen werden. Die Vorausſetzung des 
Abſ. 2 wird ſchließlich auch dadurch nicht beeinträchtigt, 
daß bei geſchloſſenen Kleinwohnungsſiedlungen Läden, 
Werkſtätten und andere Räume und Anlagen, ſofern 
ſie zur Befriedigung der Bedürfniſſe der Bewohner 
der Siedlung erforderlich ſind, eingebaut werden. 


Auszug aus den Durchführungsbeſtimmungen 
zum Umſatzſteuergeſetz (USt.DB.). Dom 
25. Juni 1926. 

§ 29. 

(1) Gemeinnüßig find Unternehmen oder einzelne 
Zweige von Unternehmen, wenn fie der Förderung der 
pays C ri zu dienen beftimmt find und tatſächlich 

ienen. 

(2) Eine Förderung der Allgemeinheit ift anzu⸗ 
nehmen, wenn die Tätigkeit dem gemeinen Beſten auf 
materiellem, geiſtigem oder ſittlichem Gebiete nutzt. 
Gemeinnützigkeit liegt daher nicht vor, wenn ein 
Unternehmen nur den Intereſſen beſtimmter Perſonen 
oder eines engeren Kreiſes von Perſonen dient oder 
in erſter Linie Erwerbs⸗ oder ſonſtige eigenwirtſchaft⸗ 
liche Zwecke verfolgt. 

(3) Der Umſtand, daß die Erträge eines Unter⸗ 
nehmens einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft (Reich, 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände) zufließen, be⸗ 
deutet für ſich allein noch keine unmittelbare För⸗ 
derung der Allgemeinheit. 
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(4) Allgemeinheit können auch Perſonenkreiſe fein, 
die örtlich, beruflich, nach Stand, Religionsbekenntnis 
oder nach mehreren dieſer Merkmale abgegrenzt ſind. 

(5) Ein Perſonenkreis iſt nicht als Allgemeinheit 
anzuerkennen, wenn er durch ein engeres Band, wie 
Zugehörigkeit zu einer Familie, zu einem Familien⸗ 
verband oder zu einem Vereine mit geſchloſſener Mit⸗ 
gliederzahl, durch Anſtellung an einer beſtimmten An⸗ 
ſtalt und dergleichen feft abgeſchloſſen ijt, oder wenn 
infolge ſeiner Abgrenzung nach einem oder mehreren 
der im Abſ. 4 bezeichneten Merkmale die Zahl der in 
Betracht kommenden Perſonen dauernd überhaupt nur 
eine kleine ſein kann. 

§ 32. 

(1) Vorausſetzung für die Anwendung der Be⸗ 
freiungsvorſchrift des § 3 Nr. 3 des Geſetzes ijt, daß 
ein Unternehmen oder der einzelne Zweig des Unter- 
nehmens ſatzungsmäßig und tatſächlich ausſchließlich 
gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken dient. Wer⸗ 
den daher neben den in den SS 29 bis 31 bezeichneten 
Zwecken gleichzeitig andere, insbeſondere Erwerbs- 
oder ſonſtige eigennützige Zwecke verfolgt, ſo entfällt 
die Steuerbefreiung. 

(2) Die Ausſchließlichkeit der Beſtimmung zu ge- 
meinnützigen oder wohltätigen Zwecken gilt bei Unter- 
nehmen einer Perſonenvereinigung nicht als beein⸗ 
trächtigt, wenn den Mitgliedern gn Anteil am Rein- 
gewinne zuſteht, jedoch nur unter der Vorausſetzung, 
daß dieſer Gewinnanteil ſatzungsgemäß und tatſäch⸗ 
lich auf eine Verzinſung von höchſtens jährlich 5 vom 
Hundert der eingezahlten Kapitaleinlagen der Mit⸗ 
glieder beſchränkt iſt, und daß ferner ſichergeſtellt iſt, 
daß den Mitgliedern ſonſtige Vermögensvorteile nicht 
zugewendet werden; ausgenommen ſind Vorteile, die 
innerhalb des auf die Förderung der Allgemeinheit ge- 
richteten Zweckes der Vereinigung liegen, insbeſondere 
die Benutzung der Räume und Einrichtungen und die 
Teilnahme an den Veranſtaltungen der Vereinigung, 
die den auf die Förderung der Allgemeinheit ge— 
richteten Beſtrebungen dienen. 

(3) Eine ausſchließliche Verfolgung von gemein⸗ 
nützigen oder wohltätigen Zwecken kann ferner ſtets 
nur dann angenommen werden 


a) bei Perſonenvereinigungen 

1. wenn ſichergeſtellt iſt, daß die Mitglieder im Falle 
ihres Ausſcheidens oder bei Auflöfung der Per- 
ſonenvereinigung nicht mehr als die eingezahlten 
Einlagen zurückerhalten, und daß im Falle der 
Auflöſung der Perſonenvereinigung oder des Weg⸗ 
falls der Gemeinnützigkeit oder Wohltätigkeit das 
über die eingezahlten Einlagen hinaus vorhandene 
Vermögen für gemeinnützige oder wohltätige 
Zwecke verwendet wird und 

. wenn nicht durch un verhältnismäßig hohe Ver- 
gütungen (3. B. Auſſichtsratsvergütungen), Ent- 
ſchädigungen oder Gehälter oder durch ſonſtige 
Verwaltungsausgaben, die nicht durch den Zweck 
der Vereinigung bedingt ſind, eine Begünſtigung 
Dritter, insbeſondere auch außerhalb der Per⸗ 
ſonenvereinigung ſtehender Perſonen oder Unter- 
nehmen erfolgt; 

p) bei Zweckvermögen 

1. wenn durch die Satzung oder Verfaſſung vorge⸗ 
ſchrieben und tatſächlich ſichergeſtellt iſt, daß im 
Falle des Erlöſchens oder der Auflöſung das vor⸗ 
handene Vermögen zu gemeinnützigen oder wohl⸗ 
tätigen Zwecken verwendet wird und 

2. wenn die zu a Nr. 2 bezeichneten Vorausſetzungen 
gegeben ſind. 


bo 


(4) Zu den Perſonenvereinigungen gehören aud) 
die öffentlich⸗rechtlichen Perſonenvereinigungen, ins⸗ 
beſondere Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

(5) Iſt das Kapital einer Perſonenvereinigung auf 
einen Goldmarkbetrag umgeſtellt worden, der den 
Goldwert der von den Mitgliedern eingezahlten 
Kapitaleinlagen nicht überſteigt, ſo tritt für die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des Abſ. 2 und des Abſ. 3a 
Nr. 1 an die Stelle der eingezahlten Kapitaleinlagen 
der Nennwert der Anteile der Mitglieder an dem um⸗ 
geſtellten Goldmarkkapital der Perſonenvereinigung. 

(6) Sit die Vorausſetzung des Abſ. 5 nicht gegeben, 
jo gelten bei einer Perjonenvereinigung, die vor dem 
30. November 1923 errichtet iſt, die in Abſ. 2, 3a Nr. 1 
vorgeſchriebenen Bedingungen nur dann als erfüllt, 
wenn jährlich nicht mehr als 5 vom Hundert des Gold⸗ 
werts, den die eingezahlten Kapitaleinlagen hatten, 
als Gewinn verteilt werden und wenn die Mitglieder 
im Falle ihres Ausſcheidens oder bei Auflöſung der 
Perſonenvereinigung nicht mehr als den Goldwert des 
eingezahlten Betrags zurückerhalten. 


§ 33. 
(1) Als Körperſchaften oder Vermögensmaſſen, 
deren Unternehmen ausſchließlich gemeinnützigen 


Zwecken im Sinne des Umſatzſteuergeſetzes dienen, ſind 
in jedem Falle anzuſehen: 

a) Perſonenvereinigungen, die ſatzungsgemäß und 
tatſächlich ausſchließlich die Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues bezwecken und entweder 

die Beſcheinigung der zuſtändigen Reichs- oder 
Landesbehörde darüber vorlegen, daß ſie von 
dieſer Behörde als gemeinnützig im Sinne 
reichs⸗ oder landesrechtlicher Vorſchriften zur 
Förderung des Siedlungs- und Kleinwohnungs⸗ 
weſens anerkannt worden ſind oder 

die im § 32 Abſ. 2, 3 a, 5 und 6 vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllen; ſoweit die Perſonenver⸗ 
einigung Kleinwohnungsbauten veräußert, muß 
ferner ſichergeſtellt ſein, daß eine ſpekulative 
Gewinnerzielung durch Weiterveräußerung oder 
eine unangemeſſene Gewinnerzielung durch Ber- 
mieten für die Erwerber bis 31. Dezember 1938 
ausgeſchloſſen iſt; 

b) die ſonſtigen von den zuſtändigen Landesbehörden 
begründeten oder anerkannten gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmungen im Sinne des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguft 1919 (Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 1429); 

e) die von den oberſten Landesbehörden zur Aus⸗ 
gabe von Heimſtätten zugelaſſenen gemeinnützigen 
Unternehmen im Sinne des Reichsheimſtättenge⸗ 
ſetzes vom 10. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 962); 

d) rechtsfähige Stiftungen und ſonſtige rechtsfähige 
Zweckvermögen, die ſtiftungs⸗ oder ſatzungsgemäß 
und tatſächlich ausſchließlich die Förderung des 
Kleinwohnungsbaues bezwecken und die im § 32 
Abſ. 3b vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen; 
die Vorſchrift unter a Halbſatz 2 gilt entſprechend. 
(2) Eine e e des Kleinwohnungsbaues im 

Sinne des Abſ. la und d liegt vor, wenn der Zweck 
der Perſonenvereinigung oder des Zweckvermögens 
darauf gerichtet iſt, Kleinwohnungsbauten zu errichten, 
um dieſe zu angemeſſenen Preiſen zu veräußern oder 
um die darin eingerichteten Kleinwohnungen zu an= 
gemeſſenen Preiſen zu vermieten. 

(3) Kleinwohnungsbauten im Sinne des Abſ. 2 
find ſolche Neu- oder Umbauten, durch welche aus⸗ 
ſchließlich Kleinwohnungen hergeſtellt werden. Klein- 
wohnungen find regelmäßig ſolche für Minderbe⸗ 
mittelte beſtimmte Wohnungen, bei denen der Flächen⸗ 
inhalt der nutzbaren Wohnfläche (Wohn-, Schlafräume, 
Küche) 90 Quadratmeter nicht überſteigt und die 
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Nebenräume in den ortsüblichen Grenzen bleiben. 
Wohnungen, welche dieſe Größe um ein geringes Maß 
überſteigen, ſind als Kleinwohnungen dann anzu⸗ 
ſehen, wenn bei geſchloſſenen Baugruppen die Durch⸗ 
ſchnittsfläche einer Wohnung das vorgenannte Maß 
nicht überſteigt oder wenn die Mehrfläche durch eine 
wirtſchaftlich notwendige Grundrißgeſtaltung der Bau⸗ 
plätze bedingt iſt, oder wenn es ſich um Wohnungen 
für kinderreiche Familien handelt. 

_ (4) Nicht ausgeſchloſſen ift, daß nach beſonderen 
örtlichen Verhältniſſen (insbeſondere bei Flachbauten 
auf dem Lande) auch Wohnungen, deren nutzbare 
Wohnfläche über die fic) aus Abſ. 3 ergebenden Gren⸗ 
zen hinausgeht, aus anderen Geſichtspunkten als 
Kleinwohnungen angeſehen werden. Die Voraus⸗ 
ſetzung des Abſ. 2 wird ſchließlich auch dadurch nicht 
beeinträchtigt, daß bei geſchloſſenen Kleinwohnungs⸗ 
ſiedlungen Läden, Werkſtätten und andere Räume 
und Anlagen, ſofern ſie zur Befriedigung der Bedürf⸗ 
niſſe der Bewohner der Siedlung erforderlich ſind, 
eingebaut werden. x 

4. 


§ 

(1) Die ausſchließlich gemeinnützigen oder mohl- 
tätigen Unternehmen ſind nur für die Umſätze von 
der Steuer befreit, die den gemeinnützigen oder wohl⸗ 
tätigen Zwecken, d. h. den Empfängern der gemein⸗ 
nützigen oder wohltätigen Leiſtungen, unmittelbar 
zugute kommen und bei denen die vereinnahmten 
Entgelte unter dem Durchſchnitt derjenigen Entgelte 
bleiben, die von Erwerbsunternehmen für gleichartige 
Leiſtungen verlangt werden. Einnahmen für Umſätze 
anderer Art bleiben umſatzſteuerpflichtig, auch wenn 
die vereinnahmten Entgelte dazu beſtimmt ſind, ein 
Unternehmen zu gemeinnütziger oder wohltätiger Be⸗ 
tätigung inſtand zu ſetzen, dabei aber die Preiſe nach 
Maßgabe der Marktlage beſtimmt werden. Dies gilt z. B. 
für die Einnahmen aus gewerblichen Nebenbetrieben, 
Bierbrauereien uſw., aus dem Verkaufe landwirtſchaft⸗ 
licher Pradukte, die in einem Fürſorgeheim, im ſoge⸗ 
nannten Zwiſchenbetriebe von Siedlungsgeſellſchaften, 
außer von ſolchen im Sinne des § 1 des Reichsſied⸗ 
lungsgeſetzes in der Faſſung des Ergänzungsgeſetzes 
vom 7. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 364), und von 
gemeinnützigen Bauvereinigungen uſw. gewonnen 
werden, für das Plätten, Nähen von Wäſche in einem 
Magdalenenheim und dergleichen. 

(2) Die Heranziehung einzelner Leiſtungen oder be⸗ 
ſtimmter Gruppen von Leiſtungen zur Umſatzſteuer iſt 
auch bei einem einheitlichen gemeinnützigen oder wohl⸗ 
tätigen Unternehmen oder bei einem gemeinnützigen 
oder wohltätigen n eines Unternehmens 
nicht ausgeſchloſſen, wenn für die Leiſtungen die Be⸗ 
freiungsvorausſetzungen nicht gegeben find. Bei öffent⸗ 
lichen oder dieſen gleichgeſtellten Krankenhäuſern, 
Heil- und Pflegeanſtalten und bei ſonſtigen Einrich⸗ 
tungen, für deren Benutzung die Entgelte nach Klaſſen 
abgeſtuft ſind, können diejenigen Leiſtungen (3. B. in 
der ſogenannten erſten Klaſſe) ſteuerpflichtig bleiben, 
bei denen die Pflegeſätze nicht hinter den Entgelten zu⸗ 
tuckbleiben, die ähnliche Privatunternehmen bei 
gleichen Leiſtungen zu fordern pflegen. 


§ 35. 

(1) Eine förmliche Anerkennung der Unternehmen 
als gemeinnützig oder wohltätig findet nicht ſtatt. 
Unternehmen, die auf die Steuerbefreiung Anſpruch 
zu haben glauben, ſind ſomit gleichwohl zur Abgabe 
don Voranmeldungen und Umſatzſteuererklärungen 
derpflichtet; ſie haben in der Erklärung die Entgelte, 
te für ſteuerpflichtig oder für ſteuerfrei gehalten 
werden, je gejondert anzugeben. Die Finanzämter 
ſind nach näherer Anordnung des Präfidenten des 
Landesfinanzamts berechtigt, Unternehmen, bei denen 
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erfahrungsgemäß ſämtliche oder beſtimmte Leiſtungen 
als ausſchließlich gemeinnützig oder wohltätig zu gelten 
haben, von der Verpflichtung zur Abgabe von Boran- 
meldungen und einer Steuererklärung zu befreien 
oder die Beſchränkung der Angaben auf die Entgelte 
für die nicht gemeinnützigen oder wohltätigen 
Leiſtungen zuzulaſſen, ſolange das Geſchäftsgebaren 
keine Anderung erfährt. Die Finanzämter haben ſich 
in angemeſſenen Zeiträumen darüber zu unterrichten, 
ob dieſe Vorausſetzung zutrifft. Derartige Unter- 
nehmen ſind in einer beſonderen Liſte zu führen, in 
die Datum und Ergebnis der Prüfung einzutragen 
ſind. 

(2) Die Prüfung, ob und für welche Leiſtungen die 
Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung gegeben ſind, 
hat im Veranlagungsverfahren zu erfolgen; Nach⸗ 
prüfung findet im Berufungsverfahren ($ 218 AD.) 
ſtatt. Die Finanzämter haben vor der Entſcheidung 
über die Steuerpflicht die von den Landeszentralbe⸗ 
hörden als zuſtändig bezeichneten Behörden über die 
Frage der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 3 des Geſetzes 
gutachtlich zu hören. 


Gebühren: und Stempelfreiheit. 
— Nr. 212 v. Gr./ Ma. — 


Im Geſchäftsbereich der Heſſiſchen Heimſtätte Caſſel 
ift zur Frage der Gebühren- und Stempelfreiheit eine 
Entſcheidung des Kammergerichts unter der Geſchäfts⸗ 
nummer „Zivilſenat la X 528. 26/1“ getroffen worden, 
welche für alle Geſellſchaften von Intereſſe ſein dürfte. 
Die Heſſiſche Heimſtätte hat von einer Stadtgemeinde 
zur Durchführung eines geſchloſſenen Bauvorhabens 
einer Baugenoſſenſchaft ein Grundſtück erworben, auf 
dem Wohnhäuſer errichtet werden ſollten, die entweder 
an die Genoſſen oder an die Genoſſenſchaft aufgelaſſen 
werden ſollten. Das zuſtändige Amtsgericht hat für 
die Auflaſſung und die damit zuſammenhängenden 
Rechtsvorgänge eine Koſtenrechnung aufgemacht und 
Vollmachtſtempel verwendet. Nach fruchtloſer Be- 
ſchwerde hat auf weitere Beſchwerde das Kammer⸗ 
gericht die Gerichtskoſten außer Anſatz gebracht, und 
ebenſo find durch den zuſtändigen Landgerichtspräſi⸗ 
denten im Aufſichtswege die verwendeten Landes⸗ 
ſtempel niebdergeſchlagen worden. Aus der Begrün⸗ 
dung iſt hervorzuheben, daß das Kammergericht ſich 
auf den Standpunkt geſtellt hat, daß die Gebühren- 
freiheit des § 8 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, 
ſoweit ſie einmal bewilligt iſt, ſich auf alle Rechtshand⸗ 
lungen der befreiten Perſon bezieht, ſoweit nicht das 
Geſetz ſie ſelbſt auf beſtimmte Angelegenheiten be— 
ſchränkt. Demzufolge ſind die Gerichtsgebühren in 
allen Angelegenheiten ohne weitere Ermittelungen 
außer Anſatz zu laſſen, im Gegenſatz zu der Anſicht des 
Vorrichters, welcher die Gebührenfreiheit abgelehnt 
hatte, weil die Verwendung des Geländes zur Errich⸗ 
tung von Wohnungen für Minderbemittelte 
nicht gewährleiſtet ſei. Die örtlichen Inſtanzen könn⸗ 
ten lediglich an die zuſtändigen Miniſterien berichten, 
ſofern ſie der Anſicht ſind, daß die Geſchäftsführung 
der befreiten Geſellſchaft ihrem ſatzungsmäßigen 
Zweck, der zu der Befreiung geführt hat, widerſpreche. 
Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften e. V. 


Der Vorſtand: v. Gruner. 


III. Heimſtätten. 


Siehe „Vermiſchtes“ Seite 450 
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IV. Saupolizei und Sautednifdes. 


Kunderlaß des Minifters für volkswohlfahrt 

vom 29. September 1926, betr. Beachtung bau- 

polizeilicher Vorfchriften bei Bewilligung von 

Hauszinsſteuerhypotheken und ftaatlihen Bau: 
darlehen. 


— II. 8. 1271. II. — 


Wiederholt haben ſich bei der Erteilung von Bau⸗ 
genehmigungen oder Baudispenſen Schwierigkeiten da⸗ 
durch ergeben, daß öffentliche Mittel, insbeſondere 
Hauszinsſteuerhypotheken, für Bauten in Ausſicht ge- 
ſtellt worden find, deren Ausführung nach den gelten- 
den baupolizeirechtlichen Vorſchriften in dem beab⸗ 
ſichtigten Umfange oder überhaupt unmöglich iſt. In 
Unternehmerkreiſen beſteht vielfach die Anſicht, es 
könnten ſich, ſobald die Geldbeſchaffungsfrage für 
Wohnungsbauten durch Gewährung von öffentlichen 
Zuſchüſſen geregelt iſt, weitere Schwierigkeiten für die 
Bauausführung nicht mehr ergeben, ſelbſt wenn ab⸗ 
weichend von der Bauordnung, 3. B. eine größere 
Geſchoßzahl zur Ausführung kommen foll. 

Diejenigen behördlichen Stellen, die über die Ge- 
währung von Hauszinsſteuerhypotheken und ſtaatlichen 
Baudarlehen zu befinden haben, ſind bei der Hergabe 
der Gelder und der Prüfung der Finanzierung der 
ihnen vorgelegten Bauvorhaben von vornherein an die 
Beachtung der beſtehenden Geſetze und Verordnungen 
gebunden. Sie dürfen daher Räume oder Wohnungen, 
die nach den beſtehenden Bauordnungsvorſchriften hin⸗ 
ſichtlich der Beſchränkung der Geſchoßzahl uſw. unzu⸗ 
läſſig ſind, nicht beleihen oder bei der Prüfung der 
Finanzierung eines Bauvorhabens nicht berück⸗ 
ſichtigen. 

Ich erſuche daher, die genannten Stellen zu ver- 
anlaſſen, daß ſie (bei Erledigung von Anträgen auf 
Bewilligung von Hauszinsſteuerhypotheken), ſofern 
ein Bauſchein noch nicht vorgelegt werden kann, ſtets 
zum Ausdruck bringen, daß die Hauszinsſteuerhypo⸗ 
thekenzuſage unbeſchadet der noch zu erteilenden Bau— 
genehmigung erſolgt. 

Hängt aber die Finanzierung des Bauvorhabens 
etwa davon ab, daß dem Unternehmer nach der Bau- 
ordnung nicht ohne weiteres zuläſſige Räume geſtattet 
werden müſſen, ſind öffentliche Mittel nur dann zu 
bewilligen, wenn ſchon die Genehmigung der Bau- 
polizei für den Bau vorliegt. 

J. V.: Scheidt. 


Kunderlaß des Minifters für volkswohlfahrt 
vom 8. Oktober 1926, betr. baupolizeiliche 
Genehmigung von Straßenzapfſtellen. 
77. 9. 488. 


Infolge des immer mehr zunehmenden Automobil- 
verkehrs ſind viele Straßenzapfſtellen für Betriebs— 
ſtoffentnahme angelegt. 

Wenn auch Aufſtellungsort und Anſtrich der ſicht⸗ 
baren Zapfkörper gewiſſen verkehrstechniſchen Bedin⸗ 
gungen unterworfen ſind, ſo lehrt die Erfahrung, daß 
trotzdem durch verfehlte Anlage und Farbgebung un— 
liebſame Beeinträchtigungen des Orts⸗ oder Land⸗ 
ſchaftsbildes entſtehen. Erhöhte Aufmerkſamheit der 
nach dem Geſetze vom 15. 7. 1907 dazu berufenen 
Baupolizeibehörden iſt daher geboten, um weiteren 
Verunſtaltungen in Stadt und Land durch derartige 
geſchmackloſe Anlagen rechtzeitig vorzubeugen. 

Insbeſondere iſt zu befürchten, daß durch die An⸗ 
lage von Tankſtellen in der Nähe von Bau- und Kunſt⸗ 


denkmalen deren pietätvoll zu wahrender Eindruck 
oft in untragbarer Weiſe geſchädigt wird, wenn die 
zur Wahrnehmung der Denkmalpflege berufenen Konz 
ſervatoren von den Baupolizeibehörden nicht rechtzeitig 
zugezogen werden. 

Bei dieſer Gelegenheit mache ich darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß Straßenzapfſtellen als bauliche Anlagen im 
Sinne der örtlichen Bauordnungen anzuſehen ſind. 
Sie bedürfen — neben der gewerbepolizeilichen Ge- 
nehmigung nach Maßgabe des Runderlaſſes d. Ras 
MDI. und MfV. vom 19. 8. d. Is. — II. 11. 726 Mf. V. 
uſw. — einer Baugenehmigung. 

Beide Genehmigungen (die gewerbepolizeiliche und 
die baupolizeiliche) find gemeinſam in einem Bau⸗ 
ſchein zu erteilen. 

Dieſes Verfahren iſt dort ohne Schwierigkeiten, wo 
die Gemwerbepolizei und die Baupolizei in einer Hand 
liegen. 

Wo dies nicht der Fall iſt, die Gewerbepolizei viel⸗ 
mehr einem ſtaatlichen Polizeipräſidenten obliegt, 
überlaffe ich ihnen die Regelung des Verfahrens bei 
Genehmigung und Abnahme ſolcher Tankanlagen. 

In Berlin haben der MiHuG. und ich, wie ich 
nachdrücklich bemerke, folgendem Verfahren zuge- 
ſtimmt: 

Als Ortspolizeibehörde für die Genehmigung von 
Mineralöllagerungen iſt die ſtädtiſche Baupoligei be⸗ 
ſtimmt. Alle Genehmigungsgeſuche, auch die landes- 
polizeilicher Art, werden vom Antragſteller an die 
ſtädtiſche Baupolizei eingereicht, die vor der Geneh⸗ 
migung eine Außerung der noch in Frage kommenden 
Dienſtſtellen (Gewerbe - Aufſichtsamt, Feuerwehr, 
Straßen- und Verkehrspolizei) einzuholen, und, falls 
die landespolizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, die 
Unterlagen der Landespoligeibehörde einzureichen hat. 
Da der Gewerberat in allen Fällen entſcheidend mit⸗ 
zuwirken hat, empfiehlt es ſich, daß die Baupolizei- 
behörde den Antragſtellern, je nach Lage des Falles, 
im Intereſſe der beſchleunigten Erledigung der Ange⸗ 
legenheit nahelegt, fic) ſogleich auch unmittelbar per- 
ſönlich mit dem Gewerberat ins Benehmen zu ſetzen. 


J. V.: Scheidt. 


V. Städtebau. 


VI. Miets- und Wohnungsrecht. 


Kunderlaß des Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 17. Oktober 1926, betr. Berückſichtigung des 
Wohnungsbedürfniffes des Hauseigentiimers. 


— II. 7. 1124. — 


Die Novelle zum Mieterſchutzgeſetz hat die Auf- 
hebung eines Mietverhältniſſes bei Räumen, die zu 
gewerblichen Zwecken vermietet ſind, beſonders für 
den Fall erleichtert, daß der Vermieter beabſichtigt, den 
Raum ſelbſt in Gebrauch zu nehmen oder ihn Anger 
hörigen zum Gebrauch zu überlaſſen (§ 4 Abſ. 1 Satz 4 
und 5 des Mieterſchutzgeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachung v. 30. 6. 1926 — RGBI. I S. 347 —). 

Dem Sinne dieſer neuen Beſtimmung des Mieter: 
ſchutzgeſetzes entſpricht es, wenn in Zukunft dringenden 
Belangen des Hauseigentümers auch bei Anwendung 
der Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes in 
weiterem Maße Rechnung getragen wird, als das 
bisher gemeinhin der Fall war. Unerfreuliche Ber- 
hältniſſe zwiſchen Vermieter und Mieter, die nature 
gemäß zu geſteigerter Inanſpruchnahme der Miet- 
einigungsämter und Gerichte geführt haben, find ins 
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bejondere dort aufgetreten, wo Hauseigentiimer trog 
dringenden eigenen Wohnungsbedürfniſſes zur Ver⸗ 
mietung freiwerdender Wohnungen in ihrem Hauſe 
zwangsweiſe angehalten worden ſind. 

In übereinſtimmung mit einem Beſchluſſe des 
Preußiſchen Landtags erſuche ich daher unter gleich⸗ 
zeitiger Aufhebung meines Runderlaſſes vom 22. 6. 
1220 — II. 6. 2085 — 5), die Gemeindebehörden angu- 


*) VM Bl. S. 150. 


weiſen, von der Inanſpruchnahme freiwerdenden 
Wohnraums für ſonſtige Wohnungſuchende Abſtand zu 
nehmen, ſofern der Hauseigentümer eigenen dringen⸗ 
den Bedarf an Wohnraum nachweiſt und ſeit dem 
Erwerb des Grundſtücks zwei Jahre verfloſſen ſind. 
Unter letzterer Vorausſetzung ſind weiterhin, ſoweit 
dadurch eine Benachteiligung ſonſtiger dringend Woh⸗ 
nungsbedürftiger nicht eintritt, bei der Zuweiſung von 
Wohnungſuchenden verheiratete Kinder des Haus⸗ 
eigentümers in erſter Linie zu berückſichtigen. 
J. V.: Scheidt. 


Bücher: und Feitſchriftenſchau. 


„Schleſien“, ſo heißt der neueſte Band der vom 
Delphin⸗Verlag, München, herausgegebenen Sammlung 
deutſcher Volkskunſt. Volkskunſt, gute Volkskunſt, 
bieten uns die Herausgeber Grundmann und 
Hahm in dem Werkchen. Klares Herausholen des 
Weſentlichen, durch den ſehr reichhaltigen Bilderſchmuck 
unterſtützt und ergänzt, bringen uns in dem Werk eine 
tiefgehende Einführung in ſchleſiſche und oberſchleſiſche 
Verhältniſſe, wie man es nicht oft findet. Beſonders 
hervorzuheben iſt beim Bildmaterial noch die Tatſache, 
daß uns keineswegs Muſeumsſtücke und allſeitig be⸗ 
kannte Abbildungen gezeigt werden, ſondern daß 
liebevolle Kleinarbeit und das Heranholen unbekannter 


Stücke ſchleſiſcher Volkskunſt für die Bearbeitung des 
ganzen Werkchens maßgebend war. 

Gerade heute, wo wir uns in jeder Hinſicht, beſon⸗ 
ders auch im Bauhandwerk, darüber klar werden, wie 
ſehr uns das echt Handwerkliche in den Vorkriegs⸗ 
jahren fehlte, zeigt uns das Werk, wo wir wieder 
einzuſetzen haben, um — nicht romantiſierend oder 
formal nachahmend — am Wiederaufbau heimiſcher 
Volkskunſt und damit wahrer Volkskultur weiter zu 
arbeiten. Das Buch wird jedem an Volkskunſt im 
weiteſten Sinne Intereſſierten viel Neues und dabei 
doch Grundlegendes bieten. Sp. 


Unter Rusſchluß der verantwortlichkeit der Schriftleitung. 


über die Ergiebigkeit von Eee ſtreichfertiger 
Mineralanſtrichfarbe in Teigform. 


Wir haben Veranlaſſung, unſerer Kundſchaft über 
den Verbrauch unſerer Farbe bezw. über die benötigte 
Bedarfsmenge für den Quadratmeter zu berichten. 

Für die Berechnung der Verbrauchsmenge ſind die 
verſchiedenſten Umſtände in Betracht zu ziehen. Zu⸗ 
nächſt heißt es, die Art des Untergrundes zu berück⸗ 
ſichtigen. Daß ein Rauhputz oder Spritzbewurf, Kunſt⸗ 
ſteinfaſſade uſw. mehr Farbe aufnimmt, als ein ge⸗ 
wöhnlicher Zementputz, glauben wir nicht beſonders 
erwähnen zu brauchen. Hierbei gibt es Differenzen 
bis zu 100 %, vielleicht auch noch mehr. 

Als weiterer Umſtand für die Berechnung der Ver⸗ 
brauchsmenge kommt in Frage das Alter des Unter⸗ 
1 Wenn es ſich um ſogenannten hungrigen Putz 

andelt, ſo iſt die Verbrauchsmenge auch eine weit 
größere. Aber auch ſelbſt der ſcheinbar einfache Zement⸗ 
putz beſitzt oft eine erſtaunlich große Saugfähigkeit. 
er Farbenverbrauch iſt auch hierbei unter Umſtänden 
ein ſehr großer. 

Wenn nun mit unſerer „Beeck'ſche“ Serie I ca. 
6 qm eines gewöhnlichen Pubes, der nun abſolut keine 
Eigenſchaften aufweiſt, die den Verbrauch erhöhen, ge⸗ 
ſtrichen werden, ſo muß ſich die Verbrauchsmenge bei 
den vorher angeführten Putzarten entſprechend erhöhen, 
und dies geſchieht auch ſelbſt bis zu 100 % und mehr. 

Zu der Frage des Untergrundes kommt nun noch 
die Verarbeitungsweiſe, und hier hapert es auch in 
gar manchen Fällen Der wirkliche Fachmann legt 
großen Wert darauf, eine Farbe ſo dünn als möglich 
zu ſtreichen, und wenn unſere „Beeck'ſche“ Serie I 
zweimal dünn geſtrichen wird, fo wird in den iber- 


meiſten Fällen ein guter Anſtrich erzielt werden. Bei 
beſonders mitgenommenen Faſſaden empfiehlt ſich 
dann beſſer noch ein dritter Anſtrich, als daß die 
Farbe zweimal dick aufgetragen wird. Das reich⸗ 
lichere Auftragen unſerer Farbe erhöht nicht nur die 
Verbrauchsmenge, ſondern beeinträchtigt auch unter 
allen Umſtänden die Wetterfeſtigkeit. Um unſere Farbe 
dünn auftragen zu können, iſt es erforderlich, daß 
dieſelbe von vornherein mit der genügenden Menge 
Waſſer verdünnt und beim Aufſtreichen gut aus⸗ 
einandergeſtrichen wird. Wir haben ſehr häufig vom 
Verarbeiter gehört, daß er die Farbe dünn aufgetragen 
habe, konnten uns aber in allen Fällen vom Gegen⸗ 
teil überzeugen, und wir haben in der Tat Meiſter 
davon überzeugen können, daß weit mehr mit unſerer 
Farbe geſtrichen werden kann, wenn ſie die richtige 
Verarbeitung gefunden hat. 

Wir wiſſen, daß es ſehr viele Fachleute gibt, die 
aus unſerem Fabrikat das herausholen, was wir in 
unſeren Proſpekten verſprechen, es gibt aber auch 
ſolche, die mit unſeren Angaben nicht zurechtkommen, 
und dieſen hoffen wir mit unſeren heutigen Aus⸗ 
führungen wertvolle Anhaltspunkte gegeben zu haben, 
ſo daß auch dieſe Meiſter noch mehr als bisher ſich von 
der Billigkeit unſeres ganz vorzüglichen Fabrikates 
überzeugen werden. 

Die Verbrauchsverhältniſſe bei unſerer „Beeck'ſche“ 
Serie II find etwas günſtiger, im übrigen gelten jedoch 
dafür auch die vorſtehenden Ausführungen. 

Werunſere „Beeck'ſche“ noch nicht kennt, empfehlen 
wir im eigenen Intereſſe, Informationsſchrift und 
Farbenkarte bei uns einzufordern. 


Beeck'ſche Farbwerke Beeck & Co., Krefeld, Lutherſtr. 4. 
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Nummer 11/12 


November Dezember 1926 


Biotechnik als Grundlage wirtſchaftlichen Bauens. 


Von Stadtbaurat Fauth⸗Sorau N. ⸗L. 


Wohl noch niemals zuvor war das Streben nach 
Wirtſchaftlichkeit im Bauen und das Ringen um 
neue Formen ſo groß und allgemein wie heute. 
Auf der einn Seite ſehen wir ein langſames An— 
paſſen an die neuen Notwendigkeiten unter zähem 
Feſthalten an althergebrachten Formen und MAr- 
beitsweiſen, auf der anderen Seite Sturm und 
Drang, Streben nach Neuem, Niedageweſenem, 
Auffallendem. In dem Stolz über die „tech— 
niſchen Errungenſchaften“ ſind wir in den letzten 
Jahrzehnten auf materialiſtiſche Irrwege geraten, 
deren Auswirkungen wir in und nach dem Kriege 
bitter zu ſpüren bekommen. Die ungeheuren 
ſozialen Schädigungen und Gefahren durch natur- 
widrige Mechaniſierung und Maſſierung der 
Menſchen bilden die große Not unſerer Generation, 
die es zu wenden gilt. Erſt wenn wir die letzten 
und tiefſten Urſachen dieſer Auswirkungen er— 
kannt haben, können wir an einer nachhaltigen 
Beſſerung mit Erfolg arbeiten. 

Es erſcheint angeſichts dieſer Aufgabe beſonders 
für den Techniker von Wert, den Blick zu weiten 
und aus der Enge techniſcher Einzelarbeit hinaus— 
zutreten in die größte und älteſte aller Lehran— 
ſtalten, die lebendige Natur, um neue Anregungen 
und Grundlagen zu erarbeiten. Im Hochnefühl 
unſerer kulturellen Leiſtungen vergeſſen wir gar zu 
leicht, daß wir als Menſchen den Natur- und 
Lebensgeſetzen ebenſo unterworfen ſind wie alle 
übrigen Lebeweſen, daß jedes Vergehen gegen dieſe 
Geſetze unerbittlich beſtraft wird. Die Geſchichte 
gibt dafür erſchütternde Beiſpiele. Das gilt auch 
für die techniſchen Leiſtungen. „Technik iſt nicht 
ein gottbegnadeter Vorzug des Menſchen, ſondern 
eines der notwendigen Mittel, um das leicht zer- 
brechliche Leben zu erhalten und beſſer ertragen zu 
können.“ Alles Lebende braucht und 
hat daher Technik als Dienerin des Lebens. 
Die Technik des Menſchen kann deshalb auch nicht 
anderen Geſetzen unterworfen ſein wie die Technik 
der geſamten Lebeweſen, die Biotechnik, von 
der fie nur einen kleinen Teil darſtellt. Die biv- 


logiſche Forſchung hat uns tiefe Einblicke in die 
hervorragenden techniſchen Leiſtungen 
der Pflanzen und Tiere ermöglicht und 
damit auch dem Techniker neue Wege gezeigt, um 
ſeine Leiſtungen zu vervollkommnen. Daß wir 
nicht einfach die Technik der Pflanzen und Tiere 
für unſere beſonderen, vielfach anders gearteten 
Bedürfniſſe übernehmen können, iſt klar. Bevor 
der Biotechniker eine Einrichtung der Natur nach⸗ 
ahmt, muß er zuerſt die Bedürfnislage, aus der 
heraus ſie entſtand, erforſchen und kennen lernen, 
und nur wenn ſie ſich mit der unſeren deckt, iſt die 
natürliche Löſung auch für uns die beſtangepaßte, 
die optimale. Die Form müſſen wir als das 
erjtarrte Momentbild eines Pro⸗ 
ze ĵi es erkennen lernen, um in die Schatzkammer 
der Biotechnik eindringen zu können. Deshalb ge— 
hören heute Biotechnik und die ganze 
Biologie zu den notwendigen Stu- 
dien für den Techniker. 

Aus der Form, der Geſtalt läßt ſich die Tätig⸗ 
keit, die Urſache der Form erſchließen. Gleiche Be- 
dürfniſſe bedingen dieſelben Formen zu ihrer Be- 
friedigung. Für jedes Bedürfnis — jede 
techniſche Aufgabe — gibtesnureine 
optimale Form und Löſung. Deshalb 
ſchafft der Menſch zwangsläufig die Natur nach, 
um ſeinen Werken die Eigenſchaften der Natur zu 
verleihen. So muß z. B. alles, was ziehen ſoll, die 
Form des Bandes haben; was ſtützen will, muß 
ſich auf einen Stab ſtützen; alles, was bohren will, 
muß die Form einer Schraube haben. Das 
eherne Geſetz der Notwendigkeit 
zwingt Natur und Kultur in die 
gleichen Formen. Von allen techniſchen 
Leiſtungen der Natur wiſſen wir, daß ſie die beſt⸗ 
möglichen, feit urdenklichen Zeiten bewährten An- 
paſſungen an die jeweiligen Bedürfniſſe darſtellen. 
Sie haben ſich bewährt und haben Dauer, was 
man von ſehr vielen Leiſtungen der menſchlichen 
Kultur nicht behaupten kann. Wir haben deshalb 
alle Urſache, unſere Werke der Technik an dieſem 
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Maßſtab einer Prüfung zu unterziehen, und wir 
aben davon einen unmittelbaren praktiſchen Ge- 
winn zu erwarten, der dieſe Mühe und Einſicht 
reichlich belohnt. Welch ein Meiſterwerk fpar- 
ſamſter Baukunſt und Bauwirtſchaft ſtellt z. B. der 
Stengel irgend einer Pflanze dar! Die einzelnen 
Zellen — die Bauſteine — find vollendete Hohl- 
ziegelformen, die Kieſeleinlagerungen in den 
Stengeln geben die Pfeiler und tragenden Teile 
ab, und je nach den Bedürfniſſen werden Röhren, 
Kriſtalle, Gitterwerke, Verholzungen, Korkzellen, 
Kautſchuk und all die unzähligen Bauſtoffe er⸗ 
zeugt, deren auch wir uns in ſo ausgedehntem Maß 
bedienen, ohne zu bedenken, aus welch „wohl⸗ 
organiſiertem und rationaliſiertem Induſtriebe⸗ 
trieb“ der Pflanze dieſe Stoffe herſtammen. Wenn 
wir z. B. auf eine Normung von Bauteilen und 
eine Typiſierung von Wohnbauten hinarbeiten, ſo 
folgen wir damit einer naturgeſetzlichen Not⸗ 
wendigkeit. Wer mit biologiſch geſchultem Auge 
durch die Natur geht, wird unzählige Beiſpiele hier⸗ 
für finden. Gar vieles, was mit großem Auf⸗ 
wand von Druckerſchwärze und Papier als neueſte 
Errungenſchaft in die Welt hinauspoſaunt wird, 
könnte durch Nachdenken und Vergleichen mit den 
entſprechenden Vorgängen in der weiten Natur 
mit weniger Umwegen, weniger materiellem Muf- 
wand erarbeitet werden. Der Vorkämpfer für 
biotechniſche Forſchung, der ehemalige Leiter des 
biologiſchen Inſtituts in München, R. H. France, 
hat in ſeinen, jedem Techniker aufs wärmſte zu 
empfehlenden Werken an zahlreichen praktiſchen 
Beiſpielen dieſe Behauptung bewieſen, indem er 
eine ſtattliche Anzahl „Erfindungen“ durch ſinn⸗ 
gemäße Übertragung der in der Natur vorhandenen 
Funktionsformen in geeignetes Material paten⸗ 
tiert erhielt. Unendlich reich iſt die Natur an be⸗ 
lehrenden Beiſpielen für den Techniker, der ſich be⸗ 
müht, dieſen uralten und doch ſo neuen Weg der 
biotechniſchen Studien zu gehen. Er erreicht da⸗ 
durch den für das heutige Ringen und Suchen ſo 
notwendigen feſten Grund und Halt, um vor Irr⸗ 
wegen und Übertreibungen bewahrt zu bleiben. 
Was der Biologe dem Städtebauer an Weſentlichem 
zu ſagen hat, möge jeder ſelber nachleſen in dem 
vorzüglichen und gerade für den Techniker fo be- 

utjamen Werk von France: „München, die 
ebensgeſetze einer Stadt“, oder in dem kleinen 
züchlein: „Der Weg der Kultur“, in dem Dinkels⸗ 
bühl i. Fr. als Beiſpiel behandelt wird. 


Über „die techniſchen Leiſtungen der Pflanzen“ 
unterrichtet ein weiteres Werk mit vielen praktiſchen 
eiſpielen von dem gleichen Verfaſſer. Zur erſten 
nführung in die Biotechnik jet das Kosmos- 
heftchen „Die Pflanze als Erfinder“ empfohlen. 
So wie die Pflanze erdgebunden ſich in ihre 
natürliche Umwelt — ihre Heimat — einpaßt und 


bei Anderungen ihres Standortes gezwungen iſt, 
ſich an die veränderten Umweltbedingungen anzu⸗ 
paſſen oder zugrunde zu gehen, ſo verhält es ſich 
auch mit Bauformen, Wohnungsbauten und allem, 
was zur menſchlichen Kultur gerechnet wird. Gerade 
die Erkenntnis dieſes Naturgeſetzes erſcheint heute 
im Irren mit Fremdideen wichtiger wie je zuvor. 
Gegenüber all den ſo leicht hingenommenen Über⸗ 
wucherungen deutſchen Weſens, deutſcher Baukunſt 
und deutſcher, heimatbedingter Wohnweiſe mit viel⸗ 
fach in ihren Urſachen mißverſtandenen, fremden 
Ideen und Formen kann nicht nachdrücklich genug 
darauf hingewieſen werden, daß jede echte Kultur, 
und damit all ihre Beſtandteile nur in ihrer Heimat 
gedeihen und zur Verbeſſerung der Lebens- 
bedingungen beitragen können, jo wie eine Alpen⸗ 
pflanze nur auf ſteiler rauher Bergeshöhe ihre 
natürlichen Lebensbedingungen hat und niemals 
in der Ebene zur vollen Schönheit reifen wird. 

So ſelbſtverſtändlich das auch erſcheint, ſo weit 
entfernt ſind wir von der Nutzanwendung dieſer 
Wahrheiten. Auch die Mechaniſierung, Typiſierung 
und Normung haben ihre natürlichen Grenzen, ſo 
wie die Wirtſchaftlichkeit niemals abſolut erſtrebt 
und erreicht werden kann, ſondern je nach den 
heimatlichen Vorbedingungen nur relativ gewertet 
werden kann. Wir vergeſſen bei unſeren Be⸗ 
mühungen gar zu leicht, daß z. B. der Umfang und 
die Art der Bauaufgaben in der Großſtadt, der 
Kleinſtadt oder auf dem Lande außerordentliche 
Verſchiedenheiten aufweiſen, und betrachten die 
Wirtſchaftlichkeit zu ſehr durch die Brille des Groß⸗ 
ſtädters. Es muß einmal nachdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß nach der Statiſtik im Jahre 
1924 nur etwa ein Fünftel aller Wohnungen in 
Großſtädten, dagegen aber faſt die Hälfte aller Neu⸗ 
bauten auf dem Lande und in Kleinſtädten ent⸗ 
ſtand. Nur die Anpaſſung der Betriebsform an die 
verſchiedenſten Vorbedingungen, zu denen in her 
vorragendem Maße auch die kleineren Bauvor⸗ 
haben zählen, kann eine wirkſame Hilfe bringen. 
Wie weit hierbei biotechniſche Erfahrungen weg⸗ 
weiſend ſein können, wird die Zukunft zeigen, ſo⸗ 
fern die dazu berufenen Kräfte ihre Möglichkeiten 
auszuwerten verſtehen. 


Bis dieſe Erkenntnis biotechniſcher Möglichkeiten 
Allgemeingut der Techniker werden wird, iſt freilich 
noch ein langer und mühſamer Weg, der aber be⸗ 
gangen werden muß, wie jeder anerkennen wird, 
der ſich auch nur wenig mit Biotechnik beſchäftigt 
hat. Daß das heute leider noch eine ſehr geringe 
Anzahl iſt, hat wohl auch mit darin ſeinen Grund, 
daß es leicht zugängliche und für die praktiſche Ar⸗ 
beit des Technikers unmittelbar geeignete Ver⸗ 
öffentlichungen nicht gibt. Noch kennt kaum einer 
den Namen, geſchweige denn das Weſen biotech⸗ 
niſcher Arbeit. Bisher hatte, ſoweit uns bekannt, 
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nur der Biotechnifer und Biologe das Wort und 
gab dem Techniker eine reiche Fülle von Ans 
regungen zu neuen Möglichkeiten. Erſt wenn es 
einmal Lehrſtühle für Biotechnik an unſeren tech— 
niſchen Schulen gibt, jo wie heute ſchon Piycho- 
technik für viele Techniker ein ausſichtsreiches 
Studiengebiet darſtellt, wird die dadurch Herange- 
bildete neue Generation ſich die Möglichkeit Div- 
techniſcher Arbeit voll zu Nutze machen. Heute 
kann es ſich nur um Anregungen handeln, um 
möglichſt viele ernſtſtrebende Techniker zum jelb- 
ſtändigen Forſchen und Arbeiten auf dieſem Gebiet 
zu gewinnen. 

Gerade der Techniker, auf deſſen Schultern ein 
großer Teil der Veranwortung für die zukünftige 
Entwicklung der Lebensverhältniſſe ruht, hat allen 
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Anlaß, ſein Wiſſen und Können zu vertiefen und 
zu verankern durch das Studium der Naturwiſſen⸗ 
ſchaft, das von jedem denkenden Menſchen viel 
gründlicher getrieben werden ſollte, wie das heute 
in einer Zeit überfeinerter Lebensbedürfniſſe ge 
ſchieht. Durch unſer Volk geht eine tiefe Sehn— 
ſucht und ein durch unſere Jugend- und Sport⸗ 
bewegung jedermann offenkundiges Streben zu 
naturbedingter Lebenshaltung. Nicht zuletzt wurzelt 
unſere Siedlungsbewegung in der vertieften Er⸗ 
kenntnis der heilſamen Kräfte der Natur. Möge 
auch die Technik, dieſem Zuge folgend, bei unſerm 
unerſchöpflichen Lehrmeiſter Natur immer wieder 
neu in die Lehre gehen, um, gerüſtet mit den Er’ 
gebniſſen biologiſcher Forſchung, neue Entwick- 
lungsmöglichkeiten zu finden. 


Die Arbeitsausſchuß⸗Sitzung des Deutfhen Ausfhuffes für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen am 29. Oktober 1926 in Erfurt. 


Das umfaſſende Arbeitsprogramm hatte wieder— 
um eine große Zahl von Mitgliedern des Arbeits— 
ausſchuſſes, darunter die Vertreter der Reichs⸗ 
und verſchiedener Länderregierungen ſowie großer 
Fachverbände vereint. Vor allem die Abſicht, den 
Ausſchuß innerlich umzugeſtalten und fein Arbeits- 
gebiet klarer auszuarbeiten, erweckte das beſondere 
Intereſſe aller beteiligten Kreiſe. 

Im Auftrage des Vorſtandes gab zunächſt der 
Vorſitzende, Herr Regierungsbaurat Stege- 
mann Dresden, einen kurzen Überblick über die 
bisherige Entwicklung und Arbeitsweiſe des Aus— 
ſchuſſes, während Herr Generaldirektor, Reg.-Bau⸗ 
meiſter a. D. Knoblauch Berlin, als erſter 
Referent darlegte, daß es ſich im Laufe der Ent- 
wicklung notwendig gemacht habe, den ganzen Auf- 
gabenkreis des Ausſchuſſes einer erneuten Prüfung 
zu unterziehen und vor allem dafür Sorge zu 
tragen, daß die Tätigkeit des Deutſchen Aus— 
ſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen, der nicht einer 
von den vielen, ſondern etwas Beſonderes ſein 
müſſe, auf rein techniſche Dinge und innerhalb 
dieſes Rahmens auf die mit der Herſtellung des 
Baues, d. h. des Wohnhauſes zuſammenhängen— 
den Fragen beſchränkt werden müſſe. Innerhalb 
dieſes Rahmens werde der Ausſchuß noch ein 
großes Arbeitsgebiet finden, man brauche nur an 
die Organiſation der Bauſtellen und des Bauvor⸗ 
ganges, an die Normung der Zimmer, die Frage 
des Kleingerätes und der fabrikmäßigen Her— 
ſtellung der Wohnung zu denken. 

Allerdings ſei eine praktiſche Tätigkeit auch in 
dieſem Rahmen nur möglich, wenn es gelingt, 
Unternehmer und Baumaſchinenfabriken zur Mit⸗ 


arbeit heranzuziehen. Es wird dabei auch not- 
wendig ſein, für die Aufbringung der für die 
Unterſuchungen notwendigen Mittel beſorgt zu 
ſein, da vor allem beſtimmte Aufgabengebiete. wie 
3. B. die Organiſation auf der Bauſtelle, nur dann 
wirklich einwandfrei erforſcht werden können, wenn 
wirklich ausreichende Mittel zur Verfügung ſtehen. 
Durch den Typenausſchuß des Reichsrats, dem 
eine große Reihe Mitglieder des Ausſchuſſes an? 
gehören, würde es vielleicht möglich ſein, nach 
dieſer Seite die nötigen Vorausſetzungen zu finden. 
In einer lebhaften Ausſprache fanden die vom 
Vorſtand vorgetragenen Richtlinien die allgemeine 
Billigung, und es wird feſtgeſtellt, daß ſich in Bur 
kunft die Tätigkeit des Ausſchuſſes auf den Woh 
nunesbau beſchränken foll unter beſonderer Ber 
rückſichtigung 

der Organiſation auf der Bauſtelle, 

der Organiſation des Bauvorganges, 

der Normung der Maße, 

der konſtruktiven Durchbildung des Hauſes 

und ſeiner Teile, 

der fabrikmäßigen Herſtellung des Hauſes, 

der Analvie der Kalkulation und 

der Verbeſſerung des Kleingerätes. 

Lebhaft begrüßt wurde dabei die Mitteilung des 
Herrn Vertreters des Reichsarbeitsminiſteriums, 
daß dem Deutſchen Ausſchuß für wirtſchaftliches 
Bauen ſeitens des Reichsrats⸗Typenausſchuſſes be’ 
ſondere Aufgaben zugewieſen werden ſollen. 

Um die Arbeiten des Ausſchuſſes in noch 
größerem Maße als bisher der Fachwelt nahe zu 
bringen, wurde weiterhin mit lebhaftem Beifa 
das Angebot der „Bauwelt“ aufgenommen, 
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künftighin als Organ des Deutſchen Ausſchuſſes 
für wirtſchaftliches Bauen laufend deffen Veröffent- 
lichungen zu bringen. 

Nachdem der neue Satzungsentwurf einſtimmige 
Billigung gefunden hatte, wurde in Verfolg der 
Düſſeldorfer Beſchlüſſe der Vorſtand endgültig ge- 
bildet aus den Herren: 

Regierungsbaurat 

als Vorſitzender, 

Miniſterialrat Dr. S h m id t- Berlin, alg ſtell⸗ 

vertretender Vorſitzender, 

Generaldirektor Regierungsbaumeiſter 


Stegemann -Dresden, 


a. D. Knoblauch - Berlin, et 
Stadtbaurat Fau th- Sorau N., fiker 


Architekt Gutzeit, Berlin, 

Der Entſchluß, der Reichsarbeitsgemeinſchaft 
für Wirtſchaftlichkeit im Bauen beizutreten, wurde 
dadurch erleichtert, daß ſeitens des Vertreters des 
Reichsarbeitsminiſteriums mitgeteilt wurde, daß 
dieſes bei ſeinem Vorſchlagsrecht für den zweiten 
Vorſitzenden auf einen dem Ausſchuß naheſtehen⸗ 
den Herrn zukommen wollte. Es wurde weiterhin 
beſchloſſen, die ſchon ſchwebenden Verhandlungen 
über einen Zuſammenſchluß mit anderen großen 
Fachgruppen, wie dem Verband Deutſcher Archi— 
tekten⸗ und Ingenieurvereine, dem Deutſchen 
Städtetag uſw., fortzuſetzen. 

Zu Mitgliedern des Arbeitsausſchuſſes wurden 
einſtimmig gewählt die Herren: 

Oberbaudirektor Rehlen, Vorſitzender des 
Polytechniſchen Vereins Bayern, München, 
und 
Oberregierungsrat Kaiſer, Vorſitzender 
der Hochbaunormung Bayern, München. 

Ebenſo wurde beſchloſſen, den Verband Deutſcher 
Dachpappenfabrikanten als förderndes Mitglied 
aufzunehmen. 

Dem Bund Deutſcher Architekten gegenüber be- 
ſchloß der Ausſchuß, mit Rückſicht auf die unſach⸗ 
gemäßen Angriffe des B. D. A. und vor allem 


ſeines Ehrenvorſitzenden, Geheimrat Dr. Gur- 


litt, in der Fachpreſſe, eine abwartende Haltung 
einzunehmen. Die Angriffe ſelbſt in der Fach⸗ 
preſſe öffentlich irgendwie zurückzuweiſen, wurde 
mit Rückſicht auf die offenſichtliche Sachunkenntnis 
des Verfaſſers abgelehnt. 

Nachdem ſchließlich noch Stuttgart als nächſter 
Ort für die öffentliche Tagung 1927 gewählt wor⸗ 
den war, eröffnete die Reihe der wiſſenſchaftlichen 

orträge als Vertreter des Stadtbaurats Ernſt 
May⸗Frankfurt a. M., der Leiter der Baube⸗ 
ratungsſtelle der Stadt Frankfurt a. M., Herr 
Architekt Meyer, mit einem Vortrag über 
Die konſtruktive und äſthetiſche 
Durchbildung des flachen Daches“. 
Herr Meyer gab vor allem auf Grund der im Be- 
reiche der Stadt Frankfurt a. M. in großem Um⸗ 


fange durchgeführten Wohnhausbauten mit flachen 
Dächern und an der Hand zahlreicher Lichtbilder 
einen anſchaulichen Überblick über heut übliche 
Konſtruktionen und zwar ſowohl für begehbare wie 
für nicht begehbare flache Dächer ſowie deren Ent— 
wäſſerung. Neben der konſtruktiven Seite fand 
dann auch noch die äſthetiſche Durchbildung der— 
artiger Hausformen eine eingehende Würdigung. 
Anſchließend daran referierte in kurzen Zügen 
Herr Regierungsbaurat Stegemann-Dresden 
über das wirtſchaftliche Ergebnis 
ſeiner vergleichenden Unterſuchun⸗ 
gen über flaches und ſteiles Dach. 
Der unterſuchte Reihenhaustyp hat einen Mehr- 
aufwand von etwa 800 Mark für das flache Dach 
gegenüber dem Steildach ergeben. Wenn dieſes 
Einzelergebnis auch noch nicht ein abſchließendes 
Urteil ermöglicht, ſo ſcheint es ſich doch ſchon 
hieraus zu zeigen, daß zum mindeſten eine wirt- 
ſchaftliche Verbeſſerung durch das flache Dach nicht 
erzielt werden kann. Die anſchließende Ausſprache, 
an der ſich der größte Teil der Teilnehmer be— 
teiligte, zeigte auch im großen und ganzen eine 
mehr oder weniger geſchloſſene Ablehnung dieſer 
etwas künſtlich nach Deutſchland getragenen Haus⸗ 
form. Wenn es auch nach der äſthetiſchen Seite 
hin durchaus möglich iſt, hier gute Löſungen zu 
finden, ſo entſpricht doch das flache Dach offenſicht⸗ 
lich nicht den klimatiſchen Verhältniſſen Deutſch⸗ 
lands. Vor allem iſt es bisher noch nicht möglich, 
auf wirtſchaftlicher Grundlage eine wirklich ein- 
wandfreie und wetterſichere Konſtruktion zu 
finden. Nur bei Verwendung des fir den allge- 
meinen Wohnungsbau viel zu teuren Bleis oder 
Kupfers würde man die Gewähr für eine wirklich 
haltbare und unſeren klimatiſchen Verhältniſſen 
entſprechende Dachkonſtruktion haben. Als bisher 
nicht gelöſt wird auch die Entwäſſerung derartiger 
Dächer angeſehen. Beſonders wurde auf die 
großen Schwierigkeiten hingewieſen, etwa ent- 
ſtandene Schadenſtellen einwandfrei feſtzuſtellen, 
ohne einen großen Teil des ganzen Daches aufju- 
reißen. Wenn die Verſammlung ſich auch darüber 
klar war, daß ein endgültiges Urteil im Augenblick 
noch nicht abgegeben werden kann, bevor nicht 
weitere und tiefgehendere Unterſuchungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, jo ergab doch der Verlauf der ge- 
ſamten Debatte eine mehr oder weniger klare Ab— 
lehnung des flachen Daches, für deſſen Einbürge⸗ 
rung ein Bedürfnis offenſichtlich nicht vorliegt. 
Eng an dieſe Vorträge ſchloß ſich ein kurzer Be- 
richt des Herrn Baumeiſter Döhler -Dresden 
an, der intereſſante Vergleichszahlen zu der Frage 
Manſarddach o der Vollgeſchoß 
brachte. Die von Döhler in einem Sonderfall an- 
geſtellten Unterſuchungen ergaben einen nicht un- 
erheblichen Mehraufwand für das Vollgeſchoß 
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gegenüber dem Manſarddach. Trotzdem glaubte 
der Redner dem Vollgeſchoß aus wirtſchaftlichen 
Gründen den Vorzug geben zu müſſen, da nach 
ſeinen Erfahrungen die Gefahrenquellen und die 
Unterhaltungskoſten beim Manſarddach unzweifel⸗ 
haft größer ſind als beim Vollgeſchoß. 

Einen außerordentlich wertvollen Vortrag hielt 
dann Herr Architekt Gutzeit- Berlin über: 
„Verbeſſerungs möglichkeiten und 
Verbilligung bewährter Bau⸗ 
methoden“. Die Verbilligung und Ver⸗ 
beſſerung von Bauausführungen beſchäftigt ſich im 
weſentlichen nur mit der Ausführung von Mauer- 
werk. Im Verhältnis zu den Geſamtbaukoſten 
eines Hauſes betragen dieſe im Durchſchnitt nur 
25%. Sollten Einſparungen gemacht werden, 
die ernſtlich in Betracht gezogen werden können. 
müſſen Verbeſſerungsmöglichkeiten auf ſämtliche 
Arbeitsmethoden übertragen werden. Anregungen 
hierzu ſind im folgenden ausgeführt: 

Die Ausſchachtungsarbeiten können 
mit Hilfe der modernen Sprengtechnik ſchätzungs⸗ 
weiſe um 1,50 bis 3,— Mark pro chm verbilligt 
werden. Der durch Sprengung aufgeloderte Boden 
wird dabei durch fahrbare Gurtförderer aus der 
Baugrube gehoben und auf die Abfuhrwagen ge— 
ſchüttet. Für das Mauerwerk ſollen lohnſparende 
Maſchinen angewandt werden. Sie kommen bei 
der Ausführung von Fundamenten und Keller— 
mauerwerk in Kiesbeton in Betracht. Unter 
normalen Vorausſetzungen werden im Mittel rd. 
5,— Mark pro ebm Erſparnis anzunehmen ſein. 
Bei Ausführung des Kellergeſchoſſes inkl. Decke in 
Eiſenbeton dürfte an Facharbeitern geſpart werden. 
Die Mörtelbeſchaffung und Her- 
ſtellung von fugenloſen Zwiſchen⸗ 
wänden mit Hilfe der Torkret⸗Maſchine kann 
als gute Sparmethode angeſehen werden. Der 
Mörtel wird in die Kalkkäſten der jeweiligen 
Rüſtungshöhe geblaſen. Auch könnte obige Maſchine 
für das Anbringen von Putz an Wandflächen ver- 
wendungsfähig gemacht werden. Recht unwirt⸗ 
ſchaftlich iſt die Theſe vom vollfugigen Mauerwerk. 
Die Steine der Außenflächen follten hohlfugig ge- 
mauert werden. Der Innenputz könnte ver- 
mieden werden durch lot- und wagerechte Ber- 
mauerung gebrannter Formlinge ſtets gleichen 
Formats. Die Putztechnik kann dann durch die 
Tapeziertechnik erſetzt werden. Auch Gipsſchlacken⸗ 
Zwiſchenwände kommen hier in Frage. Bei 
Stemm- und Verputzarbeiten ſollten 
motoriſch betriebene Spezialbohrer Verwendung 
finden. Die maſſiven Decken-Konſtruktionen 
müßten viel mehr angewandt werden. Die zu⸗ 
nächſt teuere Herſtellung wird ſich durch die längere 
Haltbarkeit immer verzinſen. Erhebliche Eripar- 
niſſe bei den Zimmererarbeiten würden 


fich durch motoriſch betriebene Spezialwerkzeuge 
ermöglichen laſſen. Die Einrichtung derartiger 
Anlagen könnte auf Baſis einer Intereſſengemein⸗ 
ſchaft erfolgen. Selbſt bei der Reinigung von 
Neubau⸗ Wohnungen kann durch We 
wendung von Staubſaugern wirtſchaftlicher vor- 
gegangen werden. 

Alle Verbeſſerungsmöglichkeiten ſind planmäßig 
zu erkunden, und ihre Wirtſchaftlichkeit bei Bau⸗ 
ausführung ift nachzuweiſen. Das größte Jnter- 
effe dürfte der Staat als rangletzter Hypotheken- 
gläubiger daran haben und auch der Unternehmer, 
um ſeine Konkurrenzfähigkeit zu erhöhen. 

Auch dieſer Vortrag löfte lebhaften Beifall aus. 
Mit Rückſicht auf die Bedeutung der hier ange— 
ſchnittenen Fragen wurde der Vorſtand beauftragt, 
im Einvernehmen mit Herrn Gutzeit die einzelnen 
hier behandelten Sonderfragen herauszuſchälen 
und auf der nächſten Arbeitsausſchuß⸗Sitzung Vor- 
ſchläge für die Sonderbearbeitung der einzelnen 
Gebiete zu machen. 

Als letzter Redner ſprach Herr Stadtbaurat 
Fauth⸗Sorau NL. über: „Biotechnik als 
Grundlage wirtſchaftlichen Bau⸗ 
ens“. Das Streben nach Wirtſchaftlichkeit im 
Bauen und das Ringen um neue Formen iſt heute 
allgemein. Unſer Stolz über techniſche Errungen⸗ 
ſchaften ließ uns auf materialiſtiſche Irrwege ge— 
raten, die ſoziale Schädigungen durch naturwidrige 
Mechaniſierung des Menſchen zur Folge hatten. 
Wie alle Lebeweſen ijt auch der Menſch den Natur- 
geſetzen unterworfen, und jedes Vergehen gegen 
dieſelbe beſtraft ſich. Zur Erleichterung des Lebens 
dient die Technik. Alles Lebende braucht und hat 
daher Technik, und das Studium der geſamten 
Biologie und Biotechnik iſt heute für den Techniker 
nötig zur ſchädigungsſoſen natürlichen Einordnung 
techniſcher Errungenſchaften. 

Für jedes Bedürfnis gibt es nur eine optimale 
Form und Löſung. Das Geſetz der Notwendigkeit 
zwingt Natur und Kultur in gleiche Formen. 
Vieles, was als Errungenſchaft der Menjen an- 
geſtaunt wird, kann leicht im Vergleich mit der 
Natur erarbeitet werden (vergl. die Werke R. H. 
France*), ehemaliger Leiter des biologiſchen Jn- 
ſtituts München). So wie die Pflanze ſich ihrer 
Heimat anpaßt, ſollte auch die Bauform und die 
menſchliche Kultur bodenſtändig ſein. Die Normung 
hat natürliche Grenzen. Die Art der Bauauf⸗ 
gaben in Großſtadt, Kleinſtadt und Land find ber- 
ſchieden, und Hilfe bringt nur die Anpaſſung der 
Betriebsform an die natürlichen Vorbedingungen. 


„) Bücher von Francé: Die Lebensgeſetze 
einer Stadt. (Verlagsort München.) — Der Weg 
der Kultur. — Die techniſchen Leiſtungen 


der Pflanzen. — Die Pflanze als Er- 


finder. (Kosmos⸗Verlag.) 
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Noch jteht der Techniker der Biotechnik fern, aber 
ſo wie unſere Siedlungsbewegung bereits in der 
vertieften Erkenntnis der Naturkräfte wurzelt, wird 
auch die Technik dieſem Zuge folgend, mit den Er⸗ 
gebniſſen biologiſcher Forſchung gerüſtet, neue Ent- 
wicklungsmöglichkeiten finden. 

Die geſamte Sitzung, die in allen einzelnen 
Punkten eine lebhafte Ausſprache, an der ſich alle 
erſchienenen Vertreter beteiligten, auslöſte, brachte 
klar zum Ausdruck, welch große Aufgabengebiete 


noch der Bearbeitung harren; ſie zeigte aber gleich— 
zeitig, daß der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen durchaus gewillt iſt, die führende 
Rolle, die er unzweifelhaft in den letzten Jahren 
auf dieſem Gebiete gewonnen hat, aufrecht zu er- 
halten. 

Im Anſchluß an die Sitzung fand auf Ein— 
ladung des Rates zu Erfurt eine Führung ſtatt, 
die den Teilnehmern die Schönheiten Erfurts 
nahe brachte. 
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Abseiten der „Trabantenstadt“) 


Gruppen: Wohnsiedlung 


L> Trabantenstadt-Siedlung, 
im Randgebiet, die eine neue „Lage die von einem kleinen, zeitfremden 


der Mitte“ (City) organisch erzwingt, / 


im Gegensatz zur: 


Wie allen Schlagworten einst, so wird auch 
diesem nunmehr Rechenschaft abgefordert. 
Wir bringen nachfolgend, gewissermaßen als 
Ausklang des Wiener Städtebaukongresses — 
der nach der Tagespresse erst jetzt recht die 
berufliche Oeffentlichkeit bewegt — zwei 
Diagramme aus dem Vortrag des bekannten 
Wiener Stadtbautheoretikers auf der Tagung 
der „Freien Deutschen Akademie des Städte- 
baues“ in Wien. 


Dr. Brunner führt die wesentlich formale 
Vorstellung der Trabantenstadt auf ihre ge- 
gebenen Grenzen zurück. Er bestätigt grund- 
sätzlich die Theorie der reinen Gartenstadt, 
nimmt ihr aber die sozial-ethische Fassade und 


Kern her mehr oder minder künstlich 
„Stadt“ meubauen möchte. 


— vor allem — wandelt ihre tragenden Gedans 
ken allgemeingültig ab. Rechnet die „Gartens 
stadt“ bisher mit einer Sonderklasse von Mens 
schen mit besonderen Gesinnungen, so benutzt 
Dr. Brunner den Städter, wie er ist, und die 
städtischen Verhältnisse, wie sie sind. Gleich 
wie etwa der lebensunfähige europäische Kleine 
staat heutzutage zum organischen Paneuropa 
strebt, also wächst die reine, aber relative 
Gartenstadt zum großen und gesunden, zum 
gemeinen Stadtgedanken, zum „absoluten 
Städtebau“ empor*). Lm. 


*) Näheres siehe Siedlungs-Wirtschaft 
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Die Bedürfnisse der menschlichen Gesellschaft als 


Beslimmungsstäcke des modernen Städtebaues. 


Malirlicher Bedarf 


Gartenfürsorge im November. 


Die letzen Früchte und Gemüse werden ges 
borgen. Nun geht es ans Sichten, Sortieren 
und Nachbessern. Der Gemüseeinschlag 
muß so sorgfältig sein, daß während des Win» 
ters kein Wasser eindringen kann. Alles muß 
so vorbereitet sein, daß bei stärkeren Frösten 
sofort gedeckt werden kann. Gemüse bekommt 
am besten eine bis zu 50 cm hohe Laubschiit- 
tung, über die man Fichtenreisig oder ähnliches 
Material deckt, damit das Laub nicht verweht 
wird. Doch darf es mit dem Gemüse nicht in 
Berührung kommen; es muß eine Luftschicht 
zur Atmung freibleiben. Am einfachsten macht 
man sich einen Erdwall um das Einschlagbeet, 
auf den man Bretter legt und darauf erst das 
übrige Deckmaterial. Sobald dann wieder 
wärmeres Wetter kommt, was dieses Jahr für 
Ende November zu erwarten ist, während die 
erste Monatshälfte uns Frost bringen soll, muß 
aufgedeckt werden. Dabei sind faulige Blätter 
auszusondern. Auch Kartoffeln, Rüben und 
Kohlmieten müssen einen Luftabzug haben, 
den man nur bei äußerstem Frost dicht macht. 


Ebenso ist es im Keller. Ist er zu hell, so muß 
man ihn etwas verdunkeln. Auf keinen Fall 
soll Obst mit anderen Früchten zusammen 
lagern. Wertvolle Früchte lege man nur eine 
Schicht nebeneinander; die härteren vertragen 
mehr, aber auch hier ist es vorteilhafter, nicht 
zu hoch zu lagern, damit man leicht alles über⸗ 
sehen kann. Größte Sorgfalt und peinlichste 
Sauberkeit verbürgen größte Haltbarkeit und 
Freude am Obst. 

Sind Mäuse im Lagerraum zu befürch⸗ 
ten, so werden die Füße der Horden zweck- 
mäßig mit Blech beschlagen, woran sie nicht 
hochklettern können. Allerdings darf keine 
andere Gelegenheit zum Ueberspringen vor: 
handen sein. 

Sehr gut hat sich das Einlegen der 
Früchte in Torfmull bewährt. Nur 
wenige Sorten, die leicht Geruch annehmen — 
z. B. die Goldparmäne — vertragen das nicht. 


Allerlei Winke über Gartenfürsorge enthält das i neue Buch: 
Leberecht Migge: 
Deutsche Binnenkolonisation 


Zu beziehen durch die Siedlerschule Worpswede. 
Preis brosch. Mk. 5,— 
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Ausgezeichnet ist der Torfmull auch zum viel. An die feinen Haarwuzeln bringe man gut 


Aufbewahren von Blumenknollen, 
wie Dahlien, Knollenbegonie, Gladiolen, Canna 
usw., geeignet. Auch hier muß während des 
Winters öfter kontrolliert und der Torfmull, 
wenn nötig, ganz wenig angefeuchet werden. 


Frisch gepflanzte Blütenstauden be 
deckt man mit etwas Torfmull und Fichten» 
reisig oder kurzem Dünger. Unsere Garten- 
primeln (Primula veris und acalis) müssen jedes 
Jahr mit etwas Laub eingedeckt werden. 
Dicker, zirka 20 cm hoch, ist Anemone japo⸗ 
nica einzudecken. Ganz leichten Schutz — nur 
etwas Fichtenreisig — brauchen die Stauden- 
chrysanthemen. Auch die so schön den ganzen 
Sommer gelb blühenden Coreopsis verlangen 
eine leichte Decke. Etwas mehr dagegen bez 
anspruchen Yucca filamentosa und Incar- 
villea; letztere nimmt man am besten im ersten 
Jahr nach der Pflanzung, wie Dahlienknollen, 
heraus; später deckt man sie draußen ein. 
Palmen und andere Blattgewächse kommen in 
einen frostfreien Schuppen oder nicht zu 
dunklen Keller, falls sie nicht im wenig ge- 
heizten Zimmer zu stehen kommen. Rhodo- 
dendron bedeckt man mit verrottetem Dünger 
oder Laub etwa handhoch; dann steckt man 
zwischen die Zweige Fichtenreisig und bindet 
sie oben leicht zusammen. Ebenso werden alle 
Arten niedriger Rosen vor den Herbstfrösten 
geschützt. Empfindlichere Rankrosen und Rosen- 
hochstämmchen dagegen sind einzubinden, 
letztere können auch mit der Krone in die Erde 
gelegt werden. Auch eine Oelpapierhaube ver- 
richtet dieselben Dienste. 

Erdbeeren werden mit verrottetem Dün- 
ger oder Torfmull bedeckt, ebenso Spalierobst, 
das auf Paradiesäpfel oder Quitte veredelt ist. 

Bodenbearbeitung. Je eher das ab⸗ 
geerntete Land bearbeitet wird, desto besser ist 
es. Bei Spaten- oder Pflugarbeit bleiben die 
Schollen so grob wie möglich liegen, damit der 
Frost recht tief eindringen kann. Besser ist die 
Bearbeitung mit der Fräse, da hier der Frost 
nachgewiesenermaßen noch tiefer eindringt. 
Auf alle Fälle muß die Bearbeitung so tief und 
so sorgfältig wie möglich geschehen. Kohi- 
strünke sind irgendwie unschädlich zu machen, 
nicht unterzugraben und auch nicht auf den 
Kompost zu werfen. 

Für alle Arten Sträucher und Bäume 
ist jetzt die beste Pflanzzeit. Man mache 
sich zur Regel, immer etwas Vorratsdünger an 
Kalk und Thomasmehl mitzugeben; die Baum- 
gruben sind so breit wie irgend möglich zu 
machen, falls nicht das ganze Land rigolt ist. 
In der Tiefe tut man des Guten meist eher zu 


verrottete Komposterde. Alle Zwischenräume 
zwischen den Wurzeln müssen sorgfältig mit 
Erde ausgestopft werden. Die Pfähle werden 
vor der Pflanzung gesetzt, sonst kann man beim 
nachträglichen Eintreiben die Wurzeln leicht 
noch beschädigen. Alle abgebrochenen und ab- 
gestorbenen Wurzeln werden mit scharfem 
Messer so abgeschnitten, daß die Schnittfläche 
möglichst klein ist. Im übrigen wird an den 
Wurzeln nichts weiter gemacht. An der Krone 
kann jedoch ein Rückschnitt erforderlich sein, 
besonders wenn die Wurzeln im Verhältnis 
dazu sehr klein sind. Auf alle Fälle ist ein 
kräftiger Rückschnitt vorzunehmen bei Pflau- 
men, Kirschen, Pfirsischen und Aprikosen. 

An allgemeiner Düngung bekommt 
das Land im Herbst Kalk, und wenn kiinst- 
licher Dünger nötig, Thomasmehl. Stickstoff 
und Kalisalz gebe man besser im Frühjahr, 
ebenso Kompost. Unverrotteter Mist wird, 
falls ein Silo vorhanden ist, erst weiter bear: 
beitet, sonst im Herbst mit untergegraben. 

Es sei nun noch an Schutz gegen Wild- 
schaden erinnert. Sind die Zäune nicht 
dicht, so müssen die Bäume mit Dornenreisig 
oder Draht eingebunden werden. Gegen den 
Frostspanner sind, soweit dies noch nicht ge- 
schehen ist, Leimringe sorgfältig um die 
Stämme zu legen. 

Schließlich dürfen — abgesehen von der 
jetzt einsetzenden Fürsorge für die Vögel 
— auch die Haustiere nicht vergessen 
werden. Helfen sie sich im Sommer so 
ziemlich selbst, und ist dabei das Futter 
leicht in gutem Zustande zu halten, so 
kommen jetzt kritische Zeiten. Verweich⸗ 
lichung hat jedoch keinen Zweck. Die Haupt: 
sache ist Schutz vor Zugluft. Die Ställe sollen 
nicht größer als unbedingt nötig sein. Bienen- 
stöcke werden eng zusammengestellt und mit 
Zwischenschichten von Torfmull verstopft. Die 
Honigräume sind zu leeren und mit wärmen— 
dem Material zu füllen. Die Hühner müssen 
auch bei kälterem Wetter scharren können. 
Ein geschützter Scharraum ist von größter 
Wichtigkeit und bedarf jeden Tag unseres 
Augenmerks. Sobald es kälter wird, sollen sich 
die Hühner.noch mehr als sonst bewegen; man 
tut gut, das Futter in den Boden einzuharken 
und gebe ihnen auch sonst viel Abwechselung. 
Man möge auch die Ziegen nicht vergessen, 
die meist kein Fettpolster angesetzt haben und 
daher leichter frieren. M. Sch. 


Schriftleitung: Max Schemmel, Obernigk 
bei Breslau. 


Radhacken 
` Sämaschinen 

N VA Wassis Handpfliige 
BAH N Gartenschläuche 
Regenanlagen 
Gartenfürsorge Worpswede - Gartenfiirsorge Breslau, Sternstr. 40 


Umsonst! 


erhalten Sie meinen Katalog über 
Obstb&ume, Rosen, Beerenobst, Ziergehölze usw. 


M. Richter, Baum- u. Rosenschulen 
Benkwiiz-Brockau bei Breslau 


(Bahnverbindung stündlich. 15 Minuten vom 
Bahnhof Brockau) 


ee Bambus- Garienberatung - Entwurf - Anlage 
Tokinstäbe techn. Belieferung - Pflanzen 
Bodenproduktive Abfallverwertung durch das —— . ne Mistbeetfenster - Dünger - Torfmull 
mechanische Trocenklosett „Metroclo“, neu strike / Zierkorkholz Ý Gewächshäuser. Maschinen -Lauben | 
vervollkommnet! Siedlerschule Worpswede bei Billigstes Nene Siedlerschule Worpswede 
Bremen. Vertriebs-Abteilung fir den Osten: Ch Pfälzer bei Bremen 
Zweigstelle Gartenfürsorge Breslau, Sternstr.40 Import / Oberbill- Niederschles. Gartenfürsorge 
wärder 9/ Bergedorf Breslau, Sternstrabe 40 


Der Bauer wirft den Diinger und den Abfall 
auf den Mist, 

Der Siedler auf den Komposthaufen, was beides 

unhygienisch ist. 

Luft und Untergrund, Bakterien und Mikroben 

Haben bald den Safi und die Nährstoffe draus 
gestohlen, 

Wastür die Pflanze übrigbleibt,istnichtdieRede — 

Reichtum kommt aus Mist und Kompost nur im 

Prospekte frei! Silo von Worpswede! 


GartenfürsorgeWorpswede-Gartenfürsorge Breslau 
Sternstraße 40 


Maurer & Dimmick Berlin SO 16. Köpenicker Straße 36/38. 
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Jahrgang IV. Nr. 12 


Herausgeber: Leberecht Migge + Dezember 1926 


Sonderheft Obernigk i. Schl.“) 


Dr. Köbisch 
dem unermüdlichen Vorkämpfer unserer Siedlung im Osten 
(der uns den größten Teil des Zahlenmaterials dieses Heftes freundlichst zur Verfügung gestellt hat) 


zum 50. Geburtstag gewidmet 


Siedlung Obernigk (Bauten: Schles. Heimstätte G. m. b. II.). 


Wenn wir heute einem spezifisch ostmärkischen 
Siedlungsbeispiel Raum geben, so glauben wir damit 
kaum dem im vorigen Heft angeschlagenen 
kolonisatorischen Grundakkord zuwiderzustimmen. 
Wenn wir auch nach wie vor jeder politischen 
Siedlung vor den Toren Paneuropas als kolonisato- 
rischen Leerlauf grundsätzlich abhold sind, so an- 
erkennen wir doch — etwa wie die Schließung 


*) Näheres siehe Siedlungs-Wirtschaft Nr. 12. Zu:beziehen durch die Siedlerschule Worpswede. 
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häßlicher Zahnlücken im Stadtzentrum — gewisse 
zeitliche und örtliche siedlungstechnische Zwischen- 
stadien im internationalen Ausgleich. Wir tun das 
umso lieber dem mit sachkennerischer Verantwortung 
geplanten „Satelliten“ Obernigk gegenüber, der seine 
provinzielle Bedeutung ja auf alle Fälle behält, 


Der Herausgeber, 


„Deutsche Binnenkolonisation” 


71 S ier ed. I um gsr Wel ries 


ooh acne | Heft 12 


Grundriß: 
Erdgeschoß 
3 Schl fkammern und 
Bad im Dachgeschoß 
Entwurf: 


Architekt Willi Zabel 
(Magdeburg) 
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Bessere Wohnkultur durch intensive 
Gartenkultur. 


Diese Wohnung ist aus Gartenerträgen finanziert, 
und zwar mitsamt ihren Möbeln, ihrer technischen 
Einrichtung und stofflichen Ausstattung, im Gesamt: 
wert von etwa 12000 M. Nicht aus einem Jahres- 
ertrag und nicht aus einigen, sondern aus meh- 


reren. Das 2170 qm große Grundstück erbringt 
dem Besitzer für seine Arbeit einen Ertrag — wir 
wollen ihn Arbeitsertrag nennen — in Höhe von 


2500 bis 3000 M. nach Abzug von 3000 bis 4000 M. 
Zinsen und Betriebskosten, bei wertvollsten, hoch- 
edlen Kulturen und raffinierter Betriebseinfachheit, 
bescheidenen Ansprüchen und rastloser Arbeit. 

Der Mann, der in Breslau arbeitet, mit kleinem 
oder mittlerem Einkommen, wohnt dort schlecht und 
recht; wie aus dem vorigen Artikel zu erschen ist, 
größtenteils schlecht und sehr schlecht. Er bekommt 
hier in Obernigk eine Wohnung mit ähnlicher Miete 
wie heute in Breslaus alten, unwürdigen Miets- 
kasernen, 

Was aber ist der Unterschied? Dort 3 bis 10 M. je 
Quadratmeter Boden, hier 0,35 bis 2M. Hier billigere 
Arbeit, daher billigeres Bauen; daher fürs selbe Geld 
eine größere Wohnung; eine Wohnung in gesundester 
Gegend, ein Eigenheim; dort können sich in giin- 
stiger Verkehrslage nur bestbezahlte Angestellte, 
Beamte und Geschäftsleute ansiedeln; der besser 
situierte Mittelstand zieht aus, hinaus in die neuen 
Siedlungen, und die Arbeiter rücken in die Miets⸗ 
kasernen nach. Wo eine DER So es ist, wird 
sie von einem geschaftstiichtigen Vermieter geteilt. 

Wir hören den Einwand: 

„Aber ihr sagt doch selbst, man könne auch die 
kleinste Wohnung nett, freundlich und wohnlich 
machen. Ihr haltet kleine Wohnungen heute für 
notwendig“ — aber, sagten wir, nur in freier Natur; 
nur wo der Garten Erweiterung der Wohnung ist, 
da erreicht man einen höheren Wohnstandard als 
in größerer Wohnung ohne Garten. In den Miets- 
kasernen ist die Freude an einer intimen Klein- 
wohnungseinrichtung nur kurz; täglich mehr und 
täglich näher fühlt man die Tausende von Nach» 
barn, die in ihrem engen Zusammensein die Luft 
verschlechtern, eine gereizte Stimmung erzeugen, 
immer gleichgültiger ape ein schönes Heim werz 
den. Die Folge ist eine Zerriittung der Familie selbst 
bei den Bestveranlagten. 

Unsere Siedler haben sich zu einer Bauspar⸗ 
und Bodenbetriebs»- Genossenschaft 
zusammengeschlossen, deren Zweck es ist, aus inten 
siven Gartenerträgen Spargelder für künftige Häuser 
zu ermöglichen bzw. das Aufbringen der Miete zu 
erleichtern. Damit das Gärtnern leichter wird, hat 
sie eine 4-PS-Bodenfräse angeschafft, Sämaschinen, 
Radhacken usw., die dazu noch die Arbeit exakter 
gon hareng machen. (Siehe Bilanz auf der nächsten 

eite, 


Obernigk: Haus Schemmel. 


Blick in die moderne Küche, 


Durch eine Harmonikatür wird das große Wohn- und 
Gesellschaftszimmer in ein Speise- und ein Arbeitszimmer getrennt. 
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Gartenfiirsorge im Dezember. 


Solange der Boden offen ist, kann immer 
noch gegraben und sonst daran gearbeitet werz 
den. Man benutze das schöne Wetter, um diese 
Arbeiten so sorgfältig wie möglich zu machen. 
Hat man seine Gartenabfälle nur zu einem unz 
geschützten Komposthaufen auf geschich- 
tet, so ist dieser zu unterstechen. Reicht dazu die 
Zeit nicht aus, so ist zum mindesten die Ober- 
fläche zu hacken oder besser abzukratzen und 
neu aufzusetzen; so zersetzt auch sie sich, wäh⸗ 
ren der innere Teil des Haufens wahrscheinlich 


schon weiter fortgeschritten ist. 


Mistbeete werden am besten ausgehoben, 
Erde und verrotteter Dünger gesondert auf 
Haufen gesetzt. Ist das Mistbeet noch nicht 
humusreich genug, so kann ein Teil oder der 
ganze verrottete Dünger damit vermischt auf- 
gesetzt werden. In allen andern Fällen ist dieser 
Dünger ein ausgezeichnetes Mittel, im Frühjahr 
die Aussaaten, vor allem Spinat, Schnittsalat 
u. ä., schnell auf die Beine zu bringen. Auch 
unsere Blütenstauden sind außerordentlich 
dankbar dafür. Sie bekommen ihn ebenso wie die 
Erdbeeren am besten jetzt, so dient er gleich- 
zeitig als Winterschutz. Hat man nur ein kaltes 
Glasbeetchen, das nicht mit Mist gepackt wurde, 
dann wird die Erde nur so umgegraben, daß Pfo- 
Sten und Bretter möglichst frei davon sind. Auf 
diese Weise widersteht es länger der Fäulnis. 


In vielen Kleingartenkolonien und Siedlungen 
hat im letzten regenreichen Sommer das 
Wasser großes Unheil angerichtet. Wer dabei 
aufmerksam die Ursache verfolgt, wird in den 
allermeisten Fällen festgestellt haben, daß es 
nur an dem nötigen Abfluß fehlte, der meist 
leicht zu schaffen ist. Im Notfall ist jeder 
Nachbar verpflichtet, das abgeleitete Wasser 
aufzunehmen. Man wird entsprechende Verz 
handlungen aufnehmen müssen, um ein Ueber: 
einkommen zu erzielen, damit größere Wasser: 
massen leicht abgeleitet werden können. In 
Fällen, in ‘denen Wassergräben zuviel Land 
wegnehmen und die Gefahr besteht, daß sie 
nicht sauber gehalten werden können, so daß 
sie im Notfalle doch nicht ihren Zweck erfüllen 
— solche Regenmassen wie dies Jahr kommen 
ja nur selten — legt man Drainagerohre, die 
heute so billig zu erhalten sind, daß man sie 
auch in Kleingärten und Siedlungen viel öfter 
anwenden sollte. 


Alle Geräte, die während des Winters 
nicht gebraucht werden, sind sorgfältig zu rei- 
nigen. Regenanlagen werden auch innen mit 
Schnur oder umwickelten Stangen gereinigt 
und eingeölt. Auch alle andern, nicht mit Oel- 


farbe gestrichenen Eisenteile sind zu ölen oder 
einzufetten. 

Bei frostfreiem Wetter werden Obst- 
bäume und ⸗sträucher geschnitten. Wir er: 
innern an das in Heft 1 und 2 dieses Jahres 
Gesagte. Raupenleimringe werden kontrolliert 
und nötigenfalls nochmal mit Leim bestrichen. 
Obstlagerräume, Mieten und Gemüseeinschläge 
sind oft zu kontrollieren; der milde November 
dieses Jahres hat manches zur Fäulnis gebracht. 
Man warte mit dem dichten Eindecken grund: 
sätzlich solange, bis es wirklich nötig ist; vorz 
her gebe man soviel Luft wie nur irgend möglich. 
Obstbäume und »sträucher können noch verz 
pflanzt werden. Bei nicht zu feuchtem Wetter 
wachsen sie gewöhnlich jetzt noch sicherer an 
als im Frühjahr, nur muß man die Baum: 
scheibe mit etwas Dünger belegen. 


Luftkurort Obernigk: Bad. 


Bauspar- und Bodenbetriebs- 
genossenschaft Obernigk i. Schles. 


Bilanz 1. 1. 1926. 


Debet RM. |Credit RM. 
Inventar. . . 2363,60 17 Genossenschafts- 
Schuldner . . 2.058,97 anteile à 150,00 . 2550,00 
Kassabestand 46,65 | Gläubiger: Kreisaus- 
Bankguthaben 271,90| schuß-Darlehen f. 
Verlustsaldo. 38,88 Bodenfräse 2200,00 
dessen Zinsfordes 
rungen 30,00 
4780,00 4780,00 
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Uber zeitgemäße Siedlung 
unterrichtet das Buch: 
Leberecht Migge, 


„Deutsche Binnenkolonisation“ 


Wer verantwortliche Siedlungs olitik will, kann 
en wie der praktische Siedler an diesem 
Werk vorübergehen. 


Zu beziehen durch die Siedler-Schule „Worpswede“, 
Preis broschiert 5,— Mark. à 
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Schriftleitung: Max Schemmel, Obernigk bei Breslau. 
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Regenaniagen 


Bodenproduktive Abfallverwertung durch das 
mechanische Trockenklosett „Metroclo“, neu 
vervollkommnet! Siedierschule Worpswede bei 
Bremen. Vertriebs-Abteilung für den Osten: 
Zweigstelle Garienfürsorge Breslau, Sternstr.40 
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„ Was für die Pflanze übrigbleibt,istnichtdieRede — 
Reichtum kommt aus Mist und Kompost nur im 


Prospekte frei! Silo von Worpswede! 


Wi 


Gartenfiirsorge Worpswede - Gartenfiirsorge Breslau, Sternstr. 40 
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Umsonst! 


erhalten Sie meinen Katalog über 


Obstbäume, Rosen, Beerenobst, Ziergehölze usw. 


M. Richter, Baum- u. Rosenschulen 
Benkwitz-Brockau bei Breslau 


(Bahnverbindung stündlich. 15 Minuten vom 


Bambus- 
Tokinstäbe 
Edelraffia / Kokos- 
stricke / Zierkorkholz 
Birkenrinde 
Billigstes Angebot 
umgehend 
Carl Pfützner 
Import / Oberbill- 
w&rder 9 / Bergedorf 
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Bahnhof Brockau) 


Garienberatung - Entwurf - Anlage 
techn. Belieferung - Pflanzen 
Mistbeetfenster - Dünger - Torfmull 
Gewächshäuser- Maschinen · Lauben 


Siedlerschule Worpswede 
bei Bremen 


Niederschles. Gartenfürsorge 
Breslau, Sternstraße 40 


Der Bauer wirft den Dünger und den Abfal. 

auf den Mist, 

Der Siedler auf den Komposthaufen, was beides 

unhygienisch ist. 

eg | Luft und Untergrund, Bakterien und Mikroben 

” in , Haben bald den Saft und die Nährstoffe draus 
A. 


Gartenfürsorge Worpswede · Gartenfürsorge Breslau 


Sternstraße 40 


Maurer & Dimmick, Berlin SO 16. Köpenicker Straße 36/38. 
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